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I. Einleitung. 


81. 

Bis in die jüngſte Zeit hatte der Scheck nur in ganz geringem 
Umfange ſich einer beſonderen Regelung in Deutſchland zu er⸗ 
freuen. In erſter Linie waren als ſcheckrechtliche Normen die 
landesrechtlichen Vorſchriften über Schecks zu nennen, die gemäß 
EG. z. HGB. Art. 17 durch dieſe Kodifikation nicht berührt wurden. 
Derartige Beſtimmungen beſtanden aber nur für Elſaß⸗Lothringen, 
wo das franzöſiſche Geſetz v. 14. 6. 1865 galt.“ Des weiteren 
kamen in Betracht einzelne Rechtsſätze, die gelegentlich der Regelung 
anderer Materien über den Scheck aufgeſtellt worden waren. § 24 
in 2 des Gef. betr. die Wechſelſtempelſteuer v. 10. 6. 1869 be⸗ 
timmt: 

„Befreit von der Stempelabgabe ſind die ſtatt der Barzahlung 
dienenden, auf Sicht zahlbaren Platzanweiſungen und Schecks 
(d. i. Anweiſungen auf das Guthaben des Ausſtellers bei dem 
die Zahlungen desſelben beſorgenden Bankhauſe oder Geldinſtitute), 
wenn ſie ohne Akzept bleiben; andernfalls muß die Verſteuerung 
erfolgen, ehe der Akzeptant die Platzanweiſung oder den Scheck 
aus der Hand gibt“. 

Ferner enthielt eine Verordnung des Fürſtentums Lippe 
v. 1. 12. 1882 betr. die Einführung des Scheckverkehrs bei der 
Landesſparkaſſe einzelne Sätze über den Scheck.? 

Im übrigen unterſtand derſelbe, ſoweit ſich nicht etwa ab⸗ 
weichendes Gewohnheitsrecht entwickelt hatte, den in den 88 783— 792 


1 Loi concernant les Chèques du 14 juin 1865, abgedr. bei Koch, Vor⸗ 
träge u. Aufſätze S. 175 ff. 

2 Abgedr. in Z. f. HR. Bd. 31 S. 259f. 

2 Es wird ein ſolches kaum nachzuweiſen ſein. Die Wahrſcheinlichkeit für 
ſeine Entwicklung ift eine ſehr geringe. Vgl. Rießer, DIE. Bd. 12 S. 33 Ziff. II 
u. insbeſondere Leipz. Z. Bd. 1 S. 92 Ziff. 7; Buff, Der gegenwärtige Stand und 
die Zukunft des 1 in Deutſchland S. 62. Dagegen nimmt Hoffmann, 
BA. Bd. 4 S. 133 Sp. II und mit ihm Staub, Komm. z. HGB. Bd. 2 8. Aufl. 
S. 1319 Note 7 an, daß die ſchriftliche Übertragungsform des $ 792 Abſ. 1 Satz 2 
HGB. für den Inhaberſcheck bereits durch Gewohnheitsrecht außer Kraft gejeht und 
an ihre Stelle der formloſe Begebungsvertrag getreten jet. Vgl. hierzu Buff, 
Scheckverkehr S. 91f. 
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BGB. über die Anweiſung und den in den $$ 363—365 HGB. 
über die Indoſſabilität kaufmänniſcher Anweiſungen aufgeſtellten 
»Grundſätzen. Neben dieſen beſonderen Rechtsquellen galten auch 
für den Scheck die allgemeinen Rechtsregeln des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, von denen insbeſondere die Sätze über den Eintritt 
der Geſchäftsunfähigkeit, die Berechnung der Friſten, die Wirkſam⸗ 
keit einer ausgeſtellten Vollmacht, über Teilzahlungen, den Fall 
des Konkurſes und über Fälſchungen in Betracht kommen.“ 

Der Scheck unterſtand ſomit vor dem Erlaſſe des Scheck⸗ 
geſetzes, abgeſehen von der beſonderen Regelung in Elſaß⸗Lothringen 
und den angeführten Einzelbeſtimmungen, dem Rechte der An⸗ 
weiſung. Die Rechtſprechung, einſchließlich der des Reichsgerichts, 
unterſtellte auch in konſtanter Praxis den Scheck dem Anweiſungs⸗ 
rechte.“ Es war deshalb nicht ganz richtig, wenn einzelne Schrift⸗ 
ſteller, z. B. Obſt,“ behaupteten, der Scheck wäre völlig rechtlos. 
Rechtlos war er nur in dem Sinne, daß er, ſeinem Weſen ad⸗ 
äquater Rechtsgrundſätze entbehrend, einem unzulänglichen und 
mangelhaften Rechte unterſtellt war. 

Dieſer Rechtszuſtand hat ſich durch das Geſetz von 1908 
geändert. Das bisher geltende Scheckrecht, d. h. alſo das Recht 
der Anweiſung, war unzulänglich, nicht gewachſen der geſtellten 
Aufgabe, dem Scheckverkehr eine geeignete Rechtsgrundlage zu 
bieten, ſeine im Intereſſe der Volkswirtſchaft notwendige und 
erſtrebte Populariſierung und Ausbreitung zu fördern.“ Es war 
zum großen Teil zweckwidrig. Nur zugeſchnitten auf die gemeine 
Anweiſung, mit welcher der Scheck eben nur verwandt iſt, enthielt 
es Normen, die mit dem Weſen desſelben nicht nur nicht im 
Einklang ſtehen, ſondern ihm geradezu widerſprechen; ſo die ganz 
unzweckmäßigen Vorſchriften über den Widerruf in 8 790 BGB. 
die Möglichkeit der Annahme nach § 784 BGB., die den 7 
ſeiner Natur zuwider zum Zirkulationspapier macht, ihn des 
Stempelprivilegs beraubt und für den Inhaberſcheck, bei Ver⸗ 
meidung der Nichtigkeit, ſtaatliche Genehmigung erheiſcht (8 795 
BGB.); ſo die völlig unbrauchbaren, mit den Erforderniſſen des 
Scheckverkehrs unvereinbaren Verjährungsfriſten, die für alle nicht 


1 Hoppenſtedt, Der Scheckgeſetzentwurf von 1907 S. 3. 

° vgl. z. B. RG. Bd. 44 S. 158; OLG. Hamburg in Seufferts Arch. Bd. 53 
Nr. 99, in OLGRſpr. Bd. 12 S. 47; OLG. Dresden in Sächſ. Annalen Bd. 21 
S. 61, Bd. 14 S. 411. 

BA. Bd. 3 S. 204. 

Rießer, Leipz. Z. Bd 1 S. 81 ff. Darüber waren die weitaus meiſten 
Vertreter von Wiſſenſchaft und Praxis einig. And. M. waren insbeſondere die 
Alteſten der Berliner Kaufmannſchaft, die in ihrer Denkſchr. v. 29. 10. 1906 S. 18 
die Behauptung aufſtellten, daß „die für die Anweiſung geltenden Normen ſehr 
wohl ausreichen, auch dem Scheckverkehr eine ſichere Rechtsgrundlage zu gewährleiften”. 
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nach § 363 HGB. zu beurteilenden Schecks notwendige Über- 
tragung gemäß § 792 BGB. Es war ferner vielfach unſicher 
und bot dem Verkehr nur eine ſchwankende und daher untaugliche 
Grundlage. Man denke nur an die zweifelhafte Natur des alter⸗ 
nativen Inhaberſchecks. War dieſer qualifiziertes Legitimations⸗ 
papier nach $ 808 BGB.? Eine unentſchiedene und doch überaus 
wichtige, in ihren Wirkungen folgenſchwere Frage. War ſie zu 
bejahen, dann war der Bezogene nicht verpflichtet, ſondern nur 
berechtigt, an den Inhaber zu leiſten, und „der Verkehrsfähigkeit 
des Schecks wäre das Todesurteil geſprochen“.? Ferner war der 
reine Inhaberſcheck trotz $ 783 BGB. zuläſſig? Hat für ihn 
dee lente tätiges Gewohnheitsrecht, wie Hoffmann' behauptet, 
die Übertragungsform des § 792 durch den formloſen Begebungs⸗ 
vertrag erſetzt? Es galt verſchiedenes Recht für Rektaſchecks, für 
Orderſchecks, die auf einen Kaufmann gezogen ſind, und gewöhn⸗ 
liche Orderſchecks. Das Scheckrecht war ſchließlich unzulänglich. 
Gerade die wichtigſten juriſtiſchen Fragen des Scheckverkehrs ent⸗ 
behrten einer geſetzlichen Regelung, insbeſondere die Regreßrechte 
des Inhabers gegen Ausſteller und Indoſſanten aus der Urkunde 
ſelbſt, die paſſive Scheckfähigkeit, Erfordernis und Art eines Gut⸗ 
habens, der Zahlungstermin, die Präſentation. 

Dieſe unzureichende, ſchwankende und mangelhafte rechtliche 
Grundlage hatte eine erhebliche Rechtsunſicherheit zur Folge, die 
um ſo unerträglicher wurde, je mehr man ſich infolge der herr⸗ 
ſchenden Geldknappheit zur Benutzung von Zahlungsſurrogaten, 
insbeſondere des Schecks, genötigt ſah. Der wachſende Scheck⸗ 
verkehr heiſchte gebieteriſch eine Beſeitigung dieſes leidigen Zu⸗ 
ſtandes, der ſtörend und hemmend auf ſeine Weiterentwicklung 
wirkte,“ durch ſpezielle geſetzliche Regelung. 

Der Reichstag erkannte, wohl nicht zum geringen Teil ver⸗ 
anlaßt durch jenen wirtſchaftlichen Grund, die Unzulänglichkeit 
der umlaufenden Geldmittel, welcher man durch möglichſte Förde⸗ 
rung des Scheckverkehrs entgegenwirken wollte,! das Bedürfnis 
nach einem Scheckgeſetze an. Nachdem in der Kommiſſion für 
die Beratung des Reichshaushaltetats 1907 allſeitig betont worden 
war, daß das Zuſtandekommen des Scheckgeſetzes in wirtſchaft⸗ 
lichem Intereſſe ſo wünſchenswert und wichtig ſei, daß ſchon im 
Herbſt bei Übereinſtimmung aller Parteien die Vorlegung eines 
ſolchen Geſetzes willkommen ſei, wurde in der Sitzung v. 10. 5. 1907 


s Hoffmann, BA. Bd. 4 S. 133 Sp. II. 
? BA. Bd. 4 S. 133 Sp. II. 
10 pgl. den im Bericht der 1. Generalverſammlung des mitteleuropäiſchen 
Wirtſchaftsvereins in Deutſchland S. 48 mitgeteilten Fall. 
11 Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 4; Koch, BA. Bd. 6 S. 185. 
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die Reſolution angenommen, „die verbündeten Regierungen zu 
erſuchen, möglichſt bald eine Geſetzesvorlage zu machen, durch 
welche eine Regelung des Scheckverkehrs erfolgt“. Daraufhin 
wurde der Entwurf v. 13. 7. 1907 als vorläufiger Entwurf ver⸗ 
öffentlicht v2 und der Kritik der beteiligten Kreiſe ausgeſetzt. Da 
man bei ſeiner Abfaſſung den von Theorie und Praxis an ein 
Scheckgeſetz geſtellten Anforderungen ſorgfältig Rechnung getragen 
hatte und da infolgedeſſen das in ihm enthaltene Recht dem 
Weſen des Schecks 519 den Bedürfniſſen des Scheckverkehrs ent⸗ 
ſprach, fand der Entwurf überall günſtige Aufnahme.“ Um⸗ 
gearbeitet gemäß den wenigen Ausſtellungen im einzelnen, die 
von den beteiligten Kreiſen gemacht worden waren, wurde er dem 
Reichstage am 9. 1. 1908 vom Bundesrate als von dieſem be⸗ 
ſchloſſenes Scheckgeſetz vorgelegt. Dieſer überwies ihn zunächſt 
nach der 1. Leſung in den Sitzungen vom 21. u. 23. 1. einer 
Kommiſſion von 14 Mitgliedern, welche die Annahme des nur 
unerheblich veränderten Entwurfs empfahl. In der Sitzung vom 
21. 2. 1908 bei der 2. Beratung des Entwurfs wurde er in 8 2 
dahin abgeändert, daß in Abſ. 1 Ziff. 2 die Sparkaſſen beſondere 
Erwähnung fanden. Des weiteren wurde feſtgeſetzt, daß das 
Geſetz am 1. 4. 1908 in Kraft treten ſollte, und beſtimmt, daß 
mit dem Inkrafttreten des Geſetzes betr. die Erleichterung des 
Wechſelproteſtes an Stelle der angeführten Art. 87, 88, 90, 91 WO. 
die neuen Art. 87—88 a, 89 a, 90—91 a, 92 Abſ. 2 WO. ſowie die 
88 3 u. 4 des erſtgenannten Geſetzes treten. In der 3. Leſung 
v. 28. 2. 1908 nahm der Reichstag den Entwurf einſtimmig an. 
Am 14. 3. 1908 erfolgte die Veröffentlichung des am 11. 3. 1908 
vollzogenen Geſetzes im Reichsgeſetzblatt Nr. 12 S. 71ff. 

Damit iſt Deutſchland dem Beiſpiele faſt aller Kulturſtaaten 
gefolgt, in denen der Scheck teilweiſe ſchon ſeit langer Zeit einer 
ſpeziellen geſetzlichen Regelung ſich erfreut.!“ Beendet iſt der ſeit 
nunmehr faſt 30 Jahren zum Teil äußerſt lebhaft geführte Kampf 
um das Scheckgeſetz, in deſſen Verlaufe von Wiſſenſchaft und 


1e In Nr. 166 des Deutſchen at v. 13.7.1907 1. Beil. 

13 pgl. Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 5; Loeb, Der e 5; 
Hoppenſtedt, Der Scheckgeſetzentwurf von 1907 S. 2; Rießer, Bemerkungen 
zum vorläufigen 8 128 deutſchen Scheckgeſetzes S. 8 und Note 4 Zitierte; 
Simonſon, DIL. Bd. 12 S. 997; Stranz ebenda S. 944. Auch Urteil der 
Berliner enen bel Rie 5 er, Bemerkungen S. 8) und das Urteil der 
Berliner Kaufmannsälteſten, „daß der Entwurf die Mehrzahl der Forderungen 


des Handelsſtandes erfüllt und, abgeſehen von einigen einzelnen Ausſtellungen, eine 
geeignete Grundlage für ein zu ae Scheckgeſetz darſtelle“. 

Cohn in BA. Bd. 6 S. 177; Schanz im Wörterb. der Volkswirt⸗ 
ſchaſt, en von Elſter, Bd. 1 S. 51611; bheſonders eingehend Rießer, 
Z. f. HR. Bd. 35 Beilageheft S. 246 ff. 
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Praxis in einer überreichen Literatur das Für und Wider er- 
wogen worden iſt. Auf denſelben näher einzugehen, erübrigt ſich. 
Das Geſetz von 1908 bildet nunmehr die erſte Quelle des 
Scheckrechts. Neben ihm kommen in ſteuerrechtlicher Beziehung 
als Rechtsquellen in Betracht das Wechſelſtempelſteuergeſetz vom 
10. 6. 1869 mit ſeinen Novellen v. 4. 3. u. 15. 7. 1909 ſowie das 
Reichsgeſetz v. 15. 7. 1909 wegen Anderungen des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes. Wo das ſpezielle Recht des Scheckgeſetzes verſagt, finden, 
da der Scheck eine Anweiſung in ſich enthält, die Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts über die Anweiſung (88 783 ff. BGB.), ſoweit 
ſie der rechtlichen Natur des Schecks nicht zuwiderlaufen, ſubſidiäre 
Anwendung. Die gemäß Art. 17 EG. z. apa in Geltung ge⸗ 
bliebenen landesrechtlichen Vorſchriften ſind außer Kraft geſetzt. 
Ebenſo iſt die entſprechende Anwendung der §8 363-365 HGB. 
durch die diesbezügliche Regelung des Scheckgeſetzes ausgeſchloſſen. 
Auch die Wechſelordnung kommt als ſubſidiäre Rechtsquelle nicht in 
Frage. Durch die als limitativ zu betrachtende Aufzählung der anzu⸗ 
wendenden Artikel der Wechſelordnung und durch Aufſtellung eigner 
Vorſchriften, die den einſchlägigen Beſtimmungen der Wechſel⸗ 
ordnung entſprechen, hat das Geſetz klar zum Ausdruck gebracht, 
daß es durchaus ſelbſtändig neben der Wechſelordnung ſteht. 
Durch das Geſetz von 1908 ſind dem Scheck die ihm „fehlen⸗ 
den Schwingen“ geſchaffen. Die zweckloſen und zweckwidrigen 
Sätze des Anweiſungsrechtes ſind ausgeſchieden und durch ge⸗ 
eignete erſetzt, für bisher ungeregelte und ſtreitige Punkte, ins⸗ 
beſondere die obengenannten wichtigſten Fragen des Scheckrechts, 
Normen aufgeſtellt. Der Scheck iſt zu einem ſelbſtändigen Rechts⸗ 
inſtitute geworden, das eigenartigen Normen unterſtellt iſt. 
Dieſe Normen ſollen Gegenſtand der folgenden Abhandlung 
ſein. Bei ihrer Erörterung wird auf das Recht der Anweiſung 
inſoweit eingegangen werden, als zur Feſtſtellung der rechtlichen 
Natur und zum Verſtändnis des Schecks erforderlich iſt. 
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II. Abhandlung. 
Erſter Abſchnitt. 


8 2. 
Begriff. 


Das Scheckgeſetz ſieht im Gegenſatz zu ſeinen älteren Vor⸗ 
gängern !° von einer Beſtimmung des Begriffes „Scheck“ ab und 
überläßt es der Wiſſenſchaft, aus den von ihm aufgeſtellten Er⸗ 
forderniſſen den Begriff abzuleiten. Und mit Recht! Denn ab⸗ 
geſehen von ihrer Gefährlichkeit, 1% gibt eine Legaldefinition doch 
nichts anderes „als eine Zuſammenfaſſung der ſämtlichen Er⸗ 
forderniſſe eines Begriffes in einem Satze“. !“ So hat denn auch 
das Bürgerliche Geſetzbuch von einer Definition des Begriffes der 
Anweiſung abgeſehen, ſo daß auch keine Legaldefinition dieſes 
verwandten Begriffes uns einen Anhalt gewährt. Auf die von 
der Wiſſenſchaft aufgeſtellte „reichhaltige Muſterkarte“ von De⸗ 
finitionen s einzugehen, iſt hier nicht unſere Aufgabe. Unmittelbar 
aus dem Texte des Geſetzes ergibt ſich folgendes. Der Scheck iſt 
konſtruiert als eine im Text als Scheck bezeichnete, Ort und Tag 
der Ausſtellung angebende, an einen Bezogenen (Perſon oder 
Firma) gerichtete ſchriftliche Anweiſung des unterzeichneten Aus⸗ 


15 Die Entwürfe der Braunſchweiger Handelskammer, der Mannheimer 
Handelskammer und der Braunſchweiger Delegiertenkonferenz, ſämtlich von 1879, 
enthalten noch eine Definition, nicht mehr aber die Entwürfe von 1892 und von 
1907. Auch in den vor Erlaß des Scheckgeſetzes geltenden beſonderen Scheckrechts⸗ 
normen (dgl. Einleitung) find Definitionen enthalten. Art. 1 Abſ. 1 loi coucer- 
nant les chöques definiert: „Le cheque est l'écrit qui sous la forme d'un 
mandat de payement sert au tireur, à effectuer lo retrait, à son profit ou 
au profit d'un tiers, de tout ou partie de fonds portés au credit de son 
compte chez le tiré et disponibles“. Der $ 24 des Wechſelſtempelſteuergeſetzes 
enthält eine Begriffsbeſtimmung des ſtempelfreien Schecks. Die Mehrzahl der 
neueren Scheckgeſetze des Auslandes ſieht gleichwie das Geſetz von einer Legal⸗ 
definition ab. 

16 vgl. Conrad, Z. f. HR. Bd. 57 S. 137. 

5 abe 3 nn > II. . 

vgl. insbeſ. „Die Frage der Scheckgeſetzgebung auf dem europäiſchen 
Kontinent S. 29—40. g ee Penn 
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ſtellers, aus feinem Guthaben bei dem Bezogenen an eine be⸗ 
ſtimmte Perſon oder Firma (oder deren Order, § 8) oder den 
Inhaber (Überbringer) eine beſtimmte Geldſumme zu zahlen. Es 
treten demnach drei Perſonen in Tätigkeit. Der Ausſteller der 
Urkunde, der zur Leiſtung auffordert, der Empfänger derſelben, 
dem geleiſtet werden ſoll, der Zahlungsempfänger und der Be⸗ 
zogene, der die Leiſtung bewirken ſoll. Der Zahlungsempfänger 
tritt in der Scheckurkunde nicht notwendig in Erſcheinung. Denn 
nach $ 4 Abſ. 2 braucht der Scheck eine Bezeichnung, an wen ge⸗ 
leiſtet werden ſoll, nicht zu enthalten; er gilt, wenn die Angabe 
des Zahlungsempfängers fehlt, als auf den Inhaber geſtellt. 
Verſchiedenheit der drei Beteiligten iſt für den Scheck, anders als 
für die Anweiſung, nicht notwendiges Erfordernis. Ausſteller 
und Empfänger können in einer Perſon zuſammenfallen 68 4 
Abſ. 1 Satz 2). Nach der Begriffsbeſtimmung enthält der Scheck 
als begrifflichen Beſtandteil eine Anweiſung zu leiſten. Hieraus 
ergibt ſich hinſichtlich des objektiven Geltungsbereiches der Normen 
des Geſetzes v. 11. 3. 1908, daß fie nur auf diejenige Form des 
Schecks Anwendung zu finden haben, in welcher eine Leiſtungs⸗ 
anweiſung des Ausſtellers an den Bezogenen enthalten iſt. Nur 
der Zahlungsſcheck iſt durch ſie geregelt; unberührt bleibt die 
Giroanweiſung, die ja auch in Wirklichkeit kein Scheck iſt, ſondern 
ſich als ein Umſchreibungsauftrag, gerichtet auf übertragung einer 
beſtimmten Summe von dem Konto eines Girokunden auf das 
eines anderen, darſtellt.!“' Ferner folgt hinſichtlich der rechtlichen 
Natur, daß der Scheck als formelles, abſtraktes, einſeitiges und 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft anzuſehen iſt; abſtrakt, weil 
er losgelöſt iſt von der ihm zugrunde liegenden causa, wirkſam 
unabhängig von dem zwiſchen den Parteien, Ausſteller und 
Empfänger, beſtehenden Rechtsverhältniſſe, einſeitig, weil die in 
der Urkunde enthaltene Willenserklärung allein von dem Aus⸗ 
ſteller derſelben ausgeht und in ihrer Tragweite beſtimmt wird,?“ 
empfangsbedürftig, weil die Wirkſamkeit jener Willenserklärung 
erſt eintritt, wenn der Bezogene von ihr durch die Präſentation 
der Urkunde von ſeiten des Inhabers derſelben Kenntnis erlangt, 
alſo ein Empfänger da ſein muß, für den ſie „beſtimmt iſt und 
dem ſie zugeht“. 21 


19 Gegen dieſe Regelung Hoppenſtedt, Entwurf S. 4ff. 
20 And. M. Coſack, Lehrb. d. bürgerl. R. 4. Aufl. Bd. 1 S. 554. 
21 Endemann, Lehrb. d. bürgerl. R. 7. Aufl. Bd. 1 S. 274. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Die Erforderniſſe. 


8 3. 
Formelle Erforderniſſe. 


Das Geſetz ſtellt für den Scheck eine Anzahl von Erforder⸗ 
niſſen teils formeller, teils materieller Natur auf. Zunächſt ſind 
in und durch § 1 eine Reihe weſentliche ?? Formerforderniſſe, ſogen. 
Eſſentialien der Urkunde, feſtgeſetzt. 


a) Die Schriftlichkeit. 


Als erſtes, fundamentales Erfordernis wird die Schriftlichkeit 
verlangt. Das Geſetz fordert ſie zwar nicht ausdrücklich, ſetzt ſie 
aber ſtillſchweigend voraus, und ſie iſt unbeſtrittenes Erfordernis. 
Die Unzuläſſigkeit eines nichtſchriftlichen Schecks ergibt ſich ohne 
weiteres aus dem Umſtande, daß Inhaltserforderniſſe aufgeſtellt 
ſind, die nur in einem Schriftſtücke enthalten ſein können, vor 
allem die Unterſchrift des Ausſtellers. Auch die ſämtlichen ge⸗ 
ſchichtlichen Vorläufer des Schecks ſind ſchriftlich ausgefertigt 
worden, die polizze Italiens, die venezianiſchen contadi di banco, 
die cash notes des engliſchen Rechts, die quittancien des Mittel⸗ 
alters, die Kaſſiersbriefje Hollands.“ Das Erfordernis der Schrift⸗ 
lichkeit entſpricht der Entwicklung des Schecks aus der Anweiſung, 
für die ja nach § 783 BGB. ausdrücklich die Schriftlichkeit in den 
Worten: Händigt jemand eine „Urkunde“ ... erfordert wird,“ 
und iſt wohl begründet. Die Urkunde dient dem Inhaber als 
Legitimationsmittel gegenüber dem Bezogenen, indem er durch 
ſie ſeine Berechtigung zum Leiſtungsempfang nachweiſt; ſie iſt 
für den Bezogenen gegenüber dem Ausſteller Beweismittel für 
die Bewirkung der Leiſtung und damit des Erſatzanſpruches. Sie 
ermöglicht erſt, den Scheck zu dem zu machen, was er ſein ſoll, 
ein Verkehrsinſtrument, deſſen Beſtimmung es iſt, den Güter⸗ 
austauſch zu vermitteln und zu erleichtern. 

Bezüglich des Wie der Schriftlichkeit, der Frage, inwieweit Hand⸗ 
ſchriftlichkeit erforderlich iſt und in welchem Umfange andere Arten 
der Schriftlichkeit genügen, insbeſondere durch Verwendung der 


22 Der Scheck „muß“ enthalten. 

25 pgl. Conrad, Z. f. HR. Bd. 57 S. 91. 

24 Allerdings ſchließt der 8 783 die Möglichkeit einer mündlichen Anweiſung 
nicht aus; aber eine ſolche iſt eine Anweiſung im techniſchen Sinne nicht; ihre 
Rechtswirkſamkeit iſt nach den allgemeinen Rechtsregeln zu beurteilen. Die 88 783 
bis 792 finden event. entſprechende Anwendung auf ſie. 
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Schreibmaſchine, durch Druck und Stempel erzeugte Schrift, ſind 
ſpezielle Grundſätze nicht aufgeſtellt; es finden die allgemeinen Rechts⸗ 
regeln Anwendung. Gemäß 8 126 BGB. iſt nur für die Unterſchrift 
des Ausſtellers, um dem Bezogenen die Prüfung der Echtheit der 
Urkunde zu ermöglichen, „Eigenhändigkeit“, d. h. Handſchriftlichkeit, 
beſtimmt. Für den übrigen Wortlaut iſt jede andere Form der 
Schriftlichkeit zuläſſig. Dies iſt von hoher Bedeutung, weil da⸗ 
durch der Praxis die Möglichkeit gegeben iſt, ſich gedruckter For⸗ 
mulare zu bedienen. Vorgeſchrieben iſt deren Benutzung, „For⸗ 
mularmäßigkeit“, nach dem Geſetze nicht. In der Literatur iſt 
ſie von einigen Schriftſtellern als Eſſentiale für den Scheck ge⸗ 
fordert worden, jo von Fund? aus Gründen der Verkehrs⸗ 
ſicherheit, von Conrad,? der ſogar, ebenfalls im Intereſſe der 
Verkehrsſicherheit und der Ausbreitung des Scheckſyſtems, für die 
von den Banken auszugebenden Blankette einen durch Verordnung 
des Bundesrats feſtzuſetzenden einheitlichen Wortlaut fordert. Mit 
Recht find dieſe Forderungen zurückgewieſen worden.?“ Das For- 
mular iſt lediglich eine Folge des Wunſches nach bequemem, 
leichtem und ſicherem Scheckverkehr; es iſt aber Sache allein der 
Beteiligten, ob ſie ihren Verkehr zweckmäßig einrichten wollen, 
und es bleibt mit Recht die Feſtſetzung des Formulargebrauchs 
ihren Vereinbarungen vorbehalten. 


b) Die Selbſtbezeichnung. 


In 81 Ziff. 1 verlangt das Geſetz übereinſtimmend mit den 
Entwürfen von 1892 und 1907 „die in den Text aufzunehmende 
Bezeichnung als Scheck oder, wenn der Scheck in einer fremden 
Sprache ausgeſtellt iſt, einen jener Bezeichnung entſprechenden Aus⸗ 
druck in der fremden Sprache“? (ſogen. Scheckklauſelh. Eine Aus⸗ 
nahme von dieſer Regel findet nur für den im Auslande ausgeſtellten 
Scheck gemäß $ 26 Abſ. 1 ſtatt. Hier gilt der Satz: locus regit 
actum; fordert das Recht des Ausſtellungsortes den Scheckklauſus 
nicht, ſo iſt ſein Fehlen für die Gültigkeit der Urkunde belanglos. 
Im Gegenſatze zum Reichsbankentwurf, nach dem auch die Selbſt⸗ 
bezeichnung in der Überſchrift genügend war, muß nach dem Geſetze 
ihre Aufnahme in den Text erfolgen, um Fälſchungen vorzubeugen.“ 

b ber die rechtliche Natur des Cheque S. 14. 

20 Z. f. HR. Bd. 57 S. 96. 

7 Insbeſondere von Cohn, Z. f. vergl. R. Bd. 1 S. 428 f., Z. f. HR. Bd. 61 
S. 41; Kapp, Z. f. HR. Bd. 30 S. 846. 

282 Cheque, check, cheque, assegno bancario, mandato de pago uſw. 


20 Fick a. a. O. S. 176 f. lehnt aus Rückſichten auf den internationalen Ver⸗ 
kehr ihre Aufnahme in den Text ab. So auch Conrad, Z. f. HR. Bd. 57 S. 101. 


Hinſichtlich des Ausdruckes ſelbſt herrſcht ſtrenger Formalismus. 
Der Gebrauch des Klangwortes „Scheck“ erſcheint unbedingt er⸗ 
forderlich; das Geſetz will durchaus nicht die Anwendbarkeit gleich⸗ 
bedeutender Ausdrücke ſanktionieren, wenn es nur die „Bezeichnung 
als Scheck“ verlangt. Es wäre ja auch „das ganze Erfordernis ohne 
praktiſchen Wert, wenn das Wort nicht ſchon durch ſeinen Klang 
geeignet wäre, die Eigenſchaft des Papieres als Scheck jedermann in 
Erinnerung zu bringen“. Es ſind daher Ausdrücke wie „Zahlungs⸗ 
anweiſung nach Scheckrecht“, „Bankanweiſung“ und ähnliche nicht 
genügend. Zuſätze zu dem Worte Scheck, wie Urkunde, Brief, 
ſind, ſofern ſie nicht Unklarheiten über das Weſen der Urkunde 
zur Folge haben, ſtatthaft.?' Auf die orthographiſche Schreibweiſe 
des Wortes Scheck kommt es nicht an.?“ Wenn auch das Er- 
fordernis ſtreng formaler Natur iſt, ſo braucht doch, wie Kuhlen⸗ 
beck treffend ausführt, die Feſthaltung an dem Worte nicht zu 
einer lächerlichen Pedanterie des Buchſtabens im eigentlichſten Sinne 
zu führen, welche übrigens auch gegen den Sinn des Geſetzes und 
das Wort „Bezeichnung“ verſtoßen würde. 

Die Gründe, die zum Erfordernis der Scheckklauſel geführt 
haben, ſind leicht erſichtlich. Die Motive des Entwurfs von 1892 
führen zu § 1 treffend aus: „Die Scheckklauſel iſt ſchon deshalb 
notwendig, weil es dem Willen des Ausſtellers entſprechen kann 
und zuläſſig bleiben muß, einer Urkunde ſonſt gleichen Wortlauts 
durch Weglaſſung dieſer Bezeichnung die Wirkſamkeit einer bloßen 
— nach allgemeinem bürgerlichen Rechte zu beurteilenden — An⸗ 
weiſung beizulegen“. Die Klauſel dient dem Scheck als Charakter⸗ 
merkmal. Erſt durch ſie iſt eine ſichere Unterſcheidung von ver⸗ 
wandten Inſtituten, wie Wechſel und insbeſondere Anweiſung, 
ermöglicht.? Sie ſoll ferner, und darum ihre Aufnahme in den 
Text, „ein Warnungsſignal für den unerfahrenen Zeichner“ ſein, 
ein „Memento“, daß der eigentümliche, zivil- und ſtrafrechtlich 
nicht ungefährliche Boden des Scheckrechts betreten wird, ein 
„Korrelat der allgemeinen aktiven Scheckfähigkeit“.““ 


3 Grünhut, Wechſelrecht, in Bindings Handb. d. Rechtsw. Bd. 1 S. 386; 
Merzbacher, ShG. S. 3 u. a. m. 

31 So auch Breit, Pflichten und Rechte des Bankiers unter dem Sch. 
S. 14 (bei Holdheim Bd. 17 S. 34; Seufferts Blätter Bd. 73 S. 82; Sächſ. Arch. 
a S. 489); Merzbacher, Sch. S. 3; Kuhlenbeck, Komm. z. SchG. 

. 35 u. a. m. 

22 So Buff, Scheckverkehr S. 665; Cohn, 2. f. HR. Bd. 61 S. 14; 

Conrad, Z. f. HR. Bd. 57 S. 98; Fick a. a O. S. 169 ff.; Moltmann, 


Z. f. vergl. R. Bd. 17 S. 281 und BA. Bd. 3 S. 27 u. a. m. 

28 Cohn in v. Holtzendorffs Enzykl. d. Rechtsw. Bd. 1 S. 1047 und Z. f. HR. 
Bd. 61 S. 34. In der Literatur wird dies faſt allgemein anerkannt und daher 
ihre Aufnahme als weſentliches Erfordernis gebilligt. Dagegen insbeſondere 
Heckſcher, Z f. HR. Bd. 48 S. 400f. 
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c) Die Bezeichnung der beteiligten Perſonen. 


In der Scheckurkunde muß derjenige, der die Leiſtung be⸗ 
wirken ſoll, mit ſeinem Namen oder ſeiner Firma (8 5 Satz 1) be⸗ 
zeichnet ſein; denn das Geſetz fordert in 8 1 Ziff. 2, daß der Scheck 
die „an den Bezogenen“ gerichtete Leiſtungsanweiſung enthalte. 
Die Bezeichnung des Bezogenen iſt ein ſelbſtverſtändliches Er⸗ 
fordernis. Ein Scheck, in dem niemand zu zahlen angewieſen 
wird, iſt ein Unding. f 

Noch der Entwurf von 1907 (81 Ziff. 3) forderte in An⸗ 
lehnung an das Recht der Anweiſung im Bürgerlichen Geſetzbuch 
die Angabe der Leiſtungsadreſſe, die Benennung desjenigen Dritten, 
an welchen der Bezogene die Leiſtung bewirken ſoll. In das 
Geſetz iſt dieſe Vorſchrift nicht aufgenommen, die Bezeichnung des 
„Zahlungsempfängers“ nach geltendem Scheckrechte nicht mehr 
notwendig (88 1 u. 4 Abſ. 2). Für den Scheck läßt ſich auch im 
Gegenſatze zur Anweiſung die Aufnahme der Leiſtungsadreſſe in 
die Urkunde als eſſentielles Erfordernis nicht begründen. Die 
Ausſtellung der Anweiſung auf den Inhaber iſt ausgeſchloſſen; “ 
wenn aber nur an eine beſtimmte Perſon geleiſtet werden darf, 
muß dieſe notwendigerweiſe in der Urkunde genannt ſein. Anders 
dagegen beim Scheck. Dieſer kann gemäß $4 Abſ. 1 ohne weiteres 
auf den Inhaber ausgeſtellt werden. Der Ausſteller hat alſo die 
Wahl, als Remittenten den Inhaber oder einen beſtimmten Dritten 
zu bezeichnen. Unterläßt er die Angabe einer beſtimmten dritten 
Perſon als Empfangsberechtigten, ſo liegt nichts näher als die 
Vermutung, daß ihm die Perſon desſelben gleichgültig ſei, er den 
Inhaber der Urkunde als ſolchen gelten laſſen wolle. Iſt dies 
aber richtig, dann bedarf es einer ausdrücklichen Bezeichnung des 
Inhabers als Remittenten nicht, es wird vielmehr fingiert, daß 
der Inhaber des Schecks, wenn dieſer eine Remittentenbezeichnung 
nicht enthält, als ſolcher zu gelten hat. Eine derartige Fiktion 
findet ſich z. B. im engliſchen (sect. 73) und im öſterreichiſchen 
Scheckgeſetze ($ 3 Abſ. 3). Es liegt alſo kein Grund vor, für den 
Scheck die Angabe des Empfangsberechtigten als Eſſentiale der 
Urkunde aufzuſtellen.““ 

Macht der Ausſteller von der ihm nach 88 1, 4 Abſ. 2 ge⸗ 
währten Möglichkeit, einen Zahlungsempfänger nicht zu nennen, 
keinen Gebrauch, ſo kann er als ſolchen entweder eine beſtimmte 


24 Andrôe in Planck, Komm. z. BGB. Bd. 2 S. 534 N. 2 a; Ebert in 
Fiſcher⸗ Henle, BGB. 1 8 783. 
> So auch Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 18 f.; Conrad, Z. f. HR. Bd. 57 
S. =; Fick a. a. O. S. 226; Kirſchberg, Der Poſtſcheck S. 105 N. 4; 
Pavlicek, Der Scheck S. 52. 
Tſchakert. 2 
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Perſon oder Firma oder den Inhaber des Schecks angeben (8 4 
Abſ. 1 Satz 1). Nach der Bezeichnung des Zahlungsempfängers 
laſſen ſich die Schecks in drei Gruppen, Inhaber⸗, Order⸗ und 
Rektaſchecks, einteilen. Als Inhaberſcheck gilt neben dem reinen 
Inhaberſcheck, in welchem als Zahlungsempfänger nur der In⸗ 
haber angegeben iſt, ſowohl derjenige, der gar keine Angabe 
darüber enthält, an wen zu zahlen iſt, als auch der mit der alter⸗ 
nativen Inhaberklauſel „X oder Überbringer“ bezw. einem gleich⸗ 
bedeutenden Zuſatz, z. B. „X oder Inhaber“ verſehene, der ſogen. 
alternative Inhaberſcheck (8 4 Abſ. 2). Damit iſt die oben ge⸗ 
ſtreifte, vor Erlaß des Scheckgeſetzes äußerſt ſtrittige Frage nach 
der rechtlichen Natur des alternativen Inhaberſchecks dahin ent⸗ 
ſchieden, daß dieſer nicht als qualifiziertes Legitimationspapier 
nach $ 808 BGB., ſondern als echtes Inhaberpapier zu betrachten 
iſt. Der Bezogene hat demnach nicht mehr nur das Recht, ſondern 
leit die Pflicht, an jeden Inhaber ohne Legitimationsprüfung zu 
eiſten. 

Lautet der Scheck nur auf einen beſtimmten Zahlungsempfänger, 
dann iſt er Orderpapier kraft Geſetzes (§ 8 Abſ. 1). Durch die Bei⸗ 
fügung der Klauſel „nicht an Order“ oder einen gleichbedeutenden 
Rules kann der Ausſteller (nicht aber ein Indoſſant) die 

bertragung unterſagen und den Scheck dadurch zum Rektapapier 
umwandeln ($ 8 Abſ. 1). Eine trotz des Verbotes vorgenommene 
Übertragung hat keine ſcheckrechtliche Wirkſamkeit. 

Der Ausſteller kann ſich ſelbſt als Zahlungsempfänger be⸗ 
zeichnen ($ 4 Abſ. 1 Satz 2). Der Scheck iſt alsdann an eigne 
Order geſtellt und bietet dem Ausſteller eine bequeme Handhabe, 
über ſein Guthaben zu eignen Gunſten zu verfügen. Regelmäßig 
werden jedoch Zahlungsempfänger und Ausſteller verſchiedene 
Perſonen ſein; denn nur in dieſem Falle wird der Scheck ſeiner 
wirtſchaftlichen Beſtimmung gerecht, während er andernfalls in 
ſeiner Funktion einer einfachen Quittung gleichkommt.?? Als Be⸗ 
zogenen kann ſich der Ausſteller nicht bezeichnen, da eine aus⸗ 
drückliche Zulaſſung der Identität dieſer beiden Scheckbeteiligten 
im Geſetze fehlt. Traſſiert eigne Schecks find daher unzuläſſig. 3° 


2s TConrad, Z. f. HR. Bd. 57 S. 129 bezweifelt die Notwendigkeit der Auf⸗ 
nahme des § 4 Abſ. 1 Satz 2, weil er nur eine Konſequenz der übrigen Beſtimmungen 
des 8 4 ſei und der Fall des § 4 Abſ. 1 Satz 2 nicht zu den Seltenheiten gehöre. 
Dementgegen tft Cohn beizupflichten, der (Z.f. HR. Bd. 61 Nr. 19 a) die geſetzliche Sta⸗ 
tuierung der Konſequenz der 88 1,4 Abſ. 1 Satz I für richtig hält, „um jeder etwaigen 
Schlußfolgerung aus dem Schweigen des Geſetzes über einen Fall, den andere Ge⸗ 
ſetze (Frankreich Art. 1, Oſterreich 8 3 Abſ. 2) ausdrücklich regeln, vorzubeugen“. 
82 Loeb a. a. O. S. 12. 
. Nicht mit Unrecht iſt die Ungutziiigteit des traſſiert eignen Schecks in der 
Literatur bemängelt worden. Vgl. Aſchaffenburg, DJ. Bd. 13 S. 1892; 


ed 


Die Angabe mehrerer Jahlungsempfänger iſt zuläſſig, ſowohl in 
kumulativer wie disjunktiver Beziehung. 

Ebenſo unentbehrlich wie die Benennung des Bezogenen iſt 
die Bezeichnung des Ausſtellers. Der Bezogene muß wiſſen, an 
wen er ſich mit ſeinem Erſatzanſpruche für die bewirkte Leiſtung 
zu halten hat. Gemäß § 1 Ziff. 3 muß der Ausſteller den Scheck 
unterzeichnen, und zwar nach § 126 BGB. bei Vermeidung der 
Nichtigkeit ($ 125 a. a. O.) eigenhändig, d. h. handſchriftlich. Gleich⸗ 
gültig iſt mangels beſonderer Vorſchrift im Geſetze das Material, 
mit welchem die Unterſchrift vollzogen wird. Jedoch kann der 
Ausſteller durch die Benutzung ungeeigneten Materials ſich einer 
Verletzung der ihm obliegenden Sorgfalt ſchuldig und für dadurch 
eintretenden Schaden haftbar machen. Die Unterzeichnung kann 
erfolgen durch Namens⸗ bezw. Firmenzeichnung (Abſ. 1 817 HGB.) * 
ſowie mittels gerichtlicher oder notarieller Handzeichnung. Die 
Unterſchrift hat N os dem Texte zu befinden.“ Sie kann mit 
Wirkung gemäß $ 164 BGB. vom Vertreter abgegeben werden, 
deſſen Unterſchrift auch dann ſcheckrechtlich wirkſam iſt, wenn er 
nur mit dem Namen des Auftraggebers unterzeichnet.“ Hat der 
Vertreter ohne Vertretungsbefugnis gehandelt, ſo finden mangels 
einer dem Art. 95 WO. entſprechenden Vorſchrift im Geſetze die 
88 180, 177—179 BGB. Anwendung.“ 


d) Erforderniſſe hinſichtlich der Leiſtung. 
a) Die Anweiſung zur Leiſtung (Zahlungsklauſeh. 


Die Aufforderung des Bezogenen durch den Ausſteller, gemäß 
dem Scheck an den Remittenten zu leiſten, gehört zu dem natür⸗ 
lichen, begrifflichen Inhalt der Urkunde und iſt vom Geſetzgeber 
zum weſentlichen Beſtandteil erhoben. Der Entwurf von 1907 
qualifizierte in 8 1 Ziff. 2 in Anlehnung an den Entwurf von 
1892 dieſe Leiſtungsanweiſung des Ausſtellers an den Bezogenen, 
indem er ausdrücklich eine „Aufforderung“, zu zahlen, verlangte. 
Das Geſetz hat dieſe Qualifizierung der Zahlungsklauſel wieder 


en bei Holdheim Bd. 18 S. 193 ff.; Fick a. a. O. S. 217; Lefjfing, Sh®. 
7 u. a. m.; and. M. Kuhlenbeck, Komm. S. 48. 
20 aw b ten bed, Komm. S. 48; Leſſing, Sh®. S. 57; Merzbacher, 


“0 Auch mit Pſeudonym oder Künſtlernamen kann unterſchrieben werden. 
Vgl. Fick a a. O. S. 212 ff.; 8 um ©. 39. 
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4 Henschel, SchG. S. 6f. 
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fallen laſſen und ſich mit einer ſchlichten Anweiſung, zu leiſten, 
begnügt (8 1 Ziff. 2). Die „Aufforderung“, zu zahlen, läßt ſich auch 
nicht rechtfertigen.“ Nach der Begründung zum Entwurfe von 
1892 war dieſer Ausdruck gewählt worden, „um der Auslegung 
vorzubeugen, als ob die Aſſignationsnormen auf den Scheck An⸗ 
wendung zu finden hätten“. Dieſer Motivierung iſt Wendt, 
m. E. mit Recht, entgegengetreten. Soweit das Spezialrecht des 
Geſetzes das Inſtitut des Schecks nicht ergreift, tritt das bürger⸗ 
liche Recht in die Lücke ein. Es wäre abſurd, zu behaupten, das 
Scheckrecht des Geſetzes ſei ein von dem übrigen Rechte vollkommen 
losgelöſtes, in ſich abgeſchloſſenes Rechtsgebiet. Da nun der Scheck 
zweifellos eine Anweiſung in ſich enthält, werden auch gegebenen⸗ 
falls die Normen über die Anweiſung zur Anwendung gelangen. 

Das Erfordernis der Zahlungsanweiſung iſt nicht nur be⸗ 
grifflicher, ſondern auch formeller Natur. Die Zahlungsklauſel 
muß ihrer Form nach eine Anweiſung ſein, eine beſtimmte Auf⸗ 
forderung zur Zahlung, ohne daß jedoch der Gebrauch gerade des 
Wortes „Anweiſung“ notwendig wäre. Es ſind vielmehr gleich⸗ 
bedeutende Ausdrücke, wie erſuchen, bitten, befehlen, der Imperativ 
des Verbs zahlen, zuläſſig. Durch die formelle Natur dieſes Er⸗ 
forderniſſes ſind die in der Form einer Quittung ausgeſtellten 
Schecks ſcheckrechtlicher Wirkſamkeit entkleidet; ſie haben nur noch 
rechtliche Geltung als Anweiſung nach Bürgerlichem Geſetzbuch, 
die ja in dieſer Form ausgeſtellt ſein kann.“ 

Mit der Zahlungsanweiſung muß nach § 1 Ziff. 2 die ſogen. 
Guthabenklauſel verbunden ſein; der Bezogene muß von dem 
Ausſteller aufgefordert werden, „aus ſeinem (des Ausſtellers) Gut⸗ 
haben“ zu zahlen. Dieſes Erfordernis iſt rein formaler Natur 
und ſtellt ſich als eine ſcheckrechtliche Beſonderheit dar. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch erfordert für die Anweiſung nicht einmal 
die Angabe, daß für Rechnung des Anweiſenden geleiſtet werden 
ſoll. Die Klauſel iſt veranlaßt durch den Umſtand, daß der 
Scheck anders als die Anweiſung ein Guthaben des Ausſtellers 


c 5 5 ohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 16f.; Wendt, Das allgem. Anweiſungs⸗ 
re 10. 

s Die Frage nach der Wirkung des Quittungsſchecks und feiner Gleichſtellung 
mit dem Anweiſungsſcheck iſt viel umſtritten. Vgl. Breit, Sächſ. Arch. Bd. 2 S. 546; 
Cohn, Z. f. vergl. R. Bd. 1 S. 431 ff., Bd. 11 S. 404 N. 151 a; Conrad, 8. f. HR. 
Bd. 57 S. 86ff.; Fick a. a. O. S. 160 ff.; Koch, Vorträge und Auſſätze S. 202; 
Kuhlenbeck, Der Scheck S. 139; Pavlicek, Der Scheck S. 42; Rießer, 
Z. f. HR. Bd. 35 Beilageheft S. 273 N. 376. Übrigens hat ſie viel an Bedeutung 
verloren, da Quittungsſchecks in Deutſchland heute, abgeſehen von Bayern, wo ſie 
auch ſchon im Rückgange begriffen find, nur noch ſelten vorkommen. Vgl. Buff, 
1 51 N. 2; Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 16; Conrad, Z. f. HR. 


u GE, 


bei dem Bezogenen zur materiellen Vorausſetzung hat; auf dieſes 
ſoll in der Urkunde Bezug genommen werden, weil, wie die Be⸗ 
gründung des Entwurfs von 1892 S. 14 beſagt, es zur Vermeidung 
der Ausſtellung ungedeckter Schecks beiträgt, wenn der Aus⸗ 
ſteller daran erinnert wird, „daß er ſich im Falle der Unrichtigkeit 
ſeiner Zuſicherung (nämlich von dem Vorhandenſein eines Gut⸗ 

abens, welche in der Begebung des Schecks infolge ſeines Charakters 
als Guthabenanweiſung zu finden iſt) unter Umſtänden der Be⸗ 
ſtrafung wegen Betruges ausſetzt“.““ Einer Berichtklauſel (laut, 
ohne Bericht) bedarf es nicht. 


ß) Gegenſtand der Leiſtung. 


Objektive Scheckfähigkeit, d. h. Fähigkeit, Gegenſtand der im 
Scheck normierten Leiſtung zu fein, kommt gemäß § 1 Ziff. 2 nur 
dem Gelde zu. Effekten⸗ und Warenſchecks ſind demnach vom 
Geſetze wie auch ſchon von allen Entwürfen ausgeſchloſſen. Es 
iſt naturgemäß, daß der Scheck als Zahlungsſurrogat nur die 
Leiſtung einer Geldſumme zum Gegenſtande hat. Übrigens werden 
auch die auf Wertpapiere und andere vertretbare Sachen geſtellten 
Anweiſungen gegenüber den Geldſummenanweiſungen verhältnis⸗ 
mäßig ſelten ſein. Die Scheckſumme muß laut poſitiver Vorſchrift 
beſtimmt, nicht nur beſtimmbar fein. Aus $ 6 ergibt ſich, daß fie 
in Ziffern, in Buchſtaben oder in Ziffern und Buchſtaben ange⸗ 
geben werden kann. Dieſe von Loeb“ als eſſentiell geforderte 
doppelte Benennung iſt alſo nicht erforderlich, ſondern mit Recht 
als Vorſichtsmaßregel den intereſſierten Beteiligten überlaſſen.“ 
Für den Fall, daß etwaige mehrere Angaben voneinander ab⸗ 
weichen, beſtimmt § 6: „it die zu zahlende Geldſumme in Buch⸗ 
ſtaben und in Ziffern ausgedrückt, ſo gilt bei Abweichungen die 
in Buchſtaben ausgedrückte Summe. Iſt die Summe mehrmals 
mit Buchſtaben oder mehrmals mit Ziffern geſchrieben, ſo gilt 
bei Abweichungen die geringere Summe“. Über Differenzen in 
der Geldſorte läßt ſich das Geſetz nicht aus. Ein Scheck, in welchem 


6 Bedürfnis nach Aufnahme der Guthabenklauſel und deren Zweckmäßigkeit 
laſſen ſich trotzdem en Vgl. Buff, Scheckverkehr S. 73f.; v. Canſtein, 
Z. f. HR. Bd. 60 S. 203; Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 34f.; Fick a. a. O. S. 167; 
Heckſcher a. a. O. S. 398 u. 401 N. 20; Kapp a. a. O. S. 385; che 9 ws 
und ur S. 201; en. in Buſchs Arch. f. d. deutſche HR. Bd. 47 
S. 34. Gefordert wird ſie von Banfy Bd. 3 S. 155 Sp. II; Conrad, 3. f. HR. 
Bd. 57 S. 85; Pavlicek, Der Scheck S. 43f.; Schuſter im 40. Jahresbericht 
über die Biefjamtet Ber Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin S. 47 Ziff. 1. 

a. a. O. S. 11. 
as So auch Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 N. 17a. 
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Abweichungen in dieſer Beziehung vorkommen, ift als ungültig 
zu betrachten.“ Hat der Ausſteller den Scheck auf ausländiſche 
Währung geſtellt, jo hat der Bezogene nach $ 244 BGB. die 
Möglichkeit, entweder in der angegebenen oder in inländiſcher 
Währung zu zahlen; im letzteren Falle erfolgt die Umrechnung 
gemäß Abſ. 2 § 244. Nur wenn die Zahlung in ausländiſcher 
Währung ausdrücklich bedungen iſt, z. B. durch die Beifügung des 
Wortes „effektiv“ oder einen ähnlichen Ausdruck, muß nach Abſ. 1 
8 244 in ausländiſcher Währung geleiſtet werden.““ Als Konſe⸗ 
quenz ergibt ſich die Möglichkeit, dem Ausſteller ſchon im Scheck 
die Wahl zwiſchen mehreren Währungen anheimzuſtellen. 


y) Leiſtungsdaten. 


Die Angabe des Ortes und der Zeit der Leiſtung in der Ur⸗ 
kunde iſt vom Geſetzgeber nicht als weſentliches Erfordernis auf⸗ 
geſtellt. Doch finden ſich zur Regelung derſelben in den 88 5 u. 7 
einige Grundſätze zwingender Natur. Als Zahlungsort kann nach 
8 5 nur der bei dem Namen oder der Firma des Bezogenen an⸗ 

egebene Ort oder, wenn ein ſolcher Ort nicht angegeben iſt, der 

usſtellungsort“ fungieren. Die Angabe eines anderen Zahlungs⸗ 
ortes, welche nach dem Entwurfe von 1907 (8 3 Abſ. 2) Nichtigkeit 
des Schecks zur Folge hatte, gilt nach dem Geſetze dank der gegen 
die ſtrenge Vorſchrift des Entwurfs gerichteten Beſtrebungen “ 
als nicht geſchrieben ($5 Satz 2). Der Scheck bleibt als ſolcher 
gültig, Eine Domizilierung desſelben iſt infolge der Beſtimmung 
es § 5 Satz 2 ausgeſchloſſen.“' Dagegen iſt die Angabe mehrerer 
Zahlſtellen, an welchen der Scheck zwecks Einlöſung vorgelegt 
werden kann, nicht unſtatthaft;“ denn der Ort der Zahlſtelle iſt 
nicht als Zahlungsort im Sinne des Geſetzes zu betrachten. Das 
Verbot der Domizilierung ſoll feine Erklärung in der beſonderen 


40 ROH Bd. 20 S. 160; Grünhut a. a. O. Bd. 1 S. 342. 
do Merzbacher, Sch. S. 22. 1 
s1 Zweckmäßig iſt die Regelung des 8 5 Abſ. 1 Satz 3 nicht; vgl. Alteſte der 
Kaufmannſchaft von Berlin, Gutachten zum vorläufigen Entwurf eines Sch. unter 
Berückſichtigung des „ Scheckrechts S. 12; Buff, Scheckverkehr S. 72; 
Cohn, 8. f. HR. Bd. 61 S. 36; Conrad, 3. f. HR. Bd. 57 S. 119ff.; Fick 
a. a. O. S. 220f.; l a. 998 S. 898 N. 15; Henſchel, SchG. S. 21 f.; 


Simonſon, DDI. Bd. 12 S. 998. 

s Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 38; Rießer, Bemerkungen S. 42; Simon⸗ 
fon, Dig. Bd. 12 S. 998. 

58 Gegen das Domizilverbot Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 37; Fick a. a. O. 
S. 228; Heckſcher a. a. O. S. 414; Hoppenſtedt, Ein zweites Wort zum 
8 e Bemerkungen S. 42 f.; and. M. Conrad, Z. f. HR. 
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Natur des Schedverfehrs finden, dem es widerſprechen würde, 
wenn der Bezogene, der Kaſſehalter des Ausſtellers iſt, an einem 
Orte zahlen ſollte, wo er weder wohnt noch eine geſchäftliche 
Niederlaſſung hat, alſo auch keine Kaſſe hält, ebenſo wenn ſtatt 
des Bezogenen ein Dritter die Zahlung leiſten ſollte“. ““ 

§ 7 des Gef. macht den Scheck zum geſetzlichen Sichtpapier. 
Er iſt „ſtets Sichtſcheck, auch ohne Sichtklauſel“. Die Zahlbarkeit 
des Schecks bei Sicht iſt ein von faſt allen Scheckgeſetzen und der 
Mehrheit der Schriftſteller aufgeſtelltes Erfordernis.5° Es würde 
der Natur des Schecks als Zahlungsſurrogat widerſprechen, wenn 
er an einem anderen als dem Sichttermine zahlbar wäre; denn 
das Verſprechen einer ſpäteren Zahlung iſt keine Zahlungs⸗ 
vermittlung. So auch die Begründung des Entwurfs von 1892 
zu $5: „Die Zahlbarkeit bei Sicht iſt ein unbedingtes Erfordernis 
des Schecks, wenn derſelbe nicht ſeinem wirtſchaftlichen Zwecke 
entfremdet ... werden ſoll“. Es kann nach dem Geſetze im 
Scheck, wenn überhaupt, was nach §7 nicht notwendig iſt, ein 
Leiſtungstermin bezeichnet iſt, nur der Sichttermin angegeben ſein. 
Die Angabe einer anderen Zahlungszeit macht den Scheck als 
ſolchen nichtig (8 7 Satz 2), eine Vorſchrift, deren Strenge nicht zu 
billigen ift.°” In der Begründung zu § 5 des Entw. von 1892 
iſt dieſe Strenge für nötig erachtet worden zum Schutze des Ge⸗ 
ſetzesunkundigen, welcher durch die Angabe einer anderen Zahlungs⸗ 
zeit nicht in den Irrtum verſetzt werden ſoll, „daß er den Scheck 
nicht in der geſetzlichen Friſt zu präſentieren hätte, und dann, 
wenn der Scheck gültig wäre, des Regreßrechts verluſtig ginge“. 
Die Rückſichtnahme auf den Geſetzesunkundigen dürfte als Be⸗ 
gründung nicht ausreichen. Außerdem ſetzt dieſe rigoroſe Vor⸗ 
ſchrift „als Remedium für einen möglichen Rechtsverluſt den 
Rechtsverluſt ipso iure “.“ Die beſſere Regelung des öſterreichiſchen 
Geſetzes, nämlich daß die Angabe einer anderen Zahlungszeit als 
des Sichttermins als nicht geſchrieben gilt, iſt abgelehnt worden, weil 
man dem Willen der bei der Begebung Beteiligten nicht unbilligen 
Zwang antun wollte. Der Ausſteller, der den Nehmer aus⸗ 
drücklich erſt in Zukunft befriedigen will, ſoll nicht ſo behandelt 
werden, als hätte er eine ſofort fällige Zahlungsanweiſung er⸗ 
teilt. Dieſer Grund greift aber ebenſowenig durch wie e der erſt⸗ 


Mot. 1892 zu 8 2; Begr. S. 22. 

os Das engliſche Geſetz 91 in der Legaldefinition: A cheque is a PN 
of exchange drawn on a banker „payable on 515 1 1 Z. f. 
Bd. 61 S. 397 N. 68; 5 fe at a „Co 


58 Conrad, 8. . or. Bd. 857 8. 135. 
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genannte. Hier geht die Rückſicht auf den Willen des Ausſtellers 
zu weit. Ihm ſtehen zur Herbeiführung einer zukünftigen Leiſtung 
durchaus geeignete Inſtitute zur Verfügung. Benutzt er hierzu 
den Scheck ſeiner Natur zuwider und unter Nichtachtung des geſetz⸗ 
lichen Willens, der ihn als Sichtpapier geſchaffen hat, ſo iſt es 
kein unbilliger Zwang, wenn der Wille des Ausſtellers nicht be⸗ 
achtet wird. 


o) Abhängigkeit von einer Gegenleiſtung oder Be⸗ 
| dingung. 

Mit Recht hat das Geſetz Abſtand genommen von der Auf⸗ 
nahme einer Beſtimmung des Inhalts, daß Schecks, in welchen 
die Leiſtung von einer Bing aß oder Gegenleiſtung abhängig 
gemacht iſt, nichtig ſind. Eine ſolche Vorſchrift vermehrt nur die 
Zahl der nichtigen Schecks, ſteht einem gutgläubigen Scheckverkehr 
im Wege und iſt außerdem überflüſſig. Denn ſoweit Bedingungen 
und Leiſtungen in Frage kommen, die eine Befriſtung der Einlöſung 
darſtellen, ſteht die Norm des § 7 ihrer Aufnahme entgegen. 
Bedingungen und Gegenleiſtungen aber, die den Zahlungstermin 
nicht verändern, geben keine ausreichende Veranlaſſung zur Nichtig⸗ 
keitserklärung, da ſie ja dem Begriffe des Schecks und ſeiner Auf⸗ 
gabe, als Kaſſapapier zu dienen, nicht im Wege ſtehen, wenn ſie 
auch einer raſchen Abwicklung des Scheckverkehrs nicht förderlich 
ſind. Ihre Aufnahme zu verhindern, kann man getroſt dem 
Scheckverkehr ſelbſt überlaſſen, der dieſer Aufgabe aus ſeinen 
eigenen Bedürfniſſen heraus — es kann dem Scheckinhaber nicht 
zugemutet werden, ſolche Klauſeln zu prüfen?“ — im vollſten 
Maße gerecht werden wird. In der Praxis dürften übrigens auch 
abhängige Schecks ſelten ſein. 


e) Ausſtellungsdaten (Ort und Zeit der Ausſtellung). 


Zu den Eſſentialien des Schecks gehört die Bezeichnung des 
geographiſchen Ortes und des Tages, d. h. Tages, Monats und 
Jahres der Ausſtellung ($ 1 Ziff. 4). An eine beſtimmte Form 
iſt die Zeitangabe nicht gebunden, ſie muß aber allgemeinver⸗ 
ſtändlich und unzweideutig fein. Die Bezeichnung der Aus⸗ 
ſtellungsdaten hat ihren berechtigten Grund. Für den Scheck iſt 
eine Präſentationsfriſt vorgeſchrieben, auf deren Länge der Aus⸗ 
ſtellungsort gemäß § 11 von Einfluß iſt. Nach ihm richtet ſich 
auch die Entſcheidung der Frage, ob ausländiſches Recht zur An⸗ 
wendung gelangt (8 26). 


o Rießer, Bemerkungen S. 40. 
oo vgl. die Einzelheiten bei v. Canſtein, Der Scheck S. 94; Conrad, 
Handb. S. 81 ff.; Leſſing, Sch. S. 29; Merzbacher, SchG. S. 8. 
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Die Ausſtellungszeit iſt von Bedeutung für die Berechnung 
der Präſentationsfrit, die Verjährung und insbeſondere das Er⸗ 
löſchen der ſkripturmäßigen Regreßanſprüche des Scheckinhabers. 
Das Erfordernis iſt rein formaler Natur. Es iſt dem Geſetze 
Genüge geſchehen, wenn überhaupt im Scheck eine mögliche An⸗ 
gabe dieſer Daten enthalten iſt, während es nicht darauf ankommt, 
daß die Datierung der Wirklichkeit entſpricht. Sie ſoll es zwar, 
denn „ſie iſt Angabe einer Tatſache, nämlich der Tatſache der 
Ausſtellung, nicht eine Willenserklärung des Inhalts, daß der 
Scheck jedem Nehmer und Inhaber gegenüber als zu dieſer Zeit 
gegeben gilt“, ! jedoch hat unrichtige Datierung Ungültigkeit des 
Schecks nicht zur Folge ($ 29 Abſ. 2).°° 
Demnach iſt ſowohl ein Zurückdatieren als auch ein Vor⸗ 
datieren des Schecks zuläſſig. Die Zurückdatierung, d. h. die An⸗ 
gabe eines früheren Datums als des Tages, an dem der Scheck 
weitergegeben wird, bietet keine Beſonderheiten. Sie ſtellt eine 
künſtliche Verkürzung der geſetzlichen Umlaufszeit dar und wird 
deshalb nur ſelten vorgenommen werden; ſie ſoll dann dazu 
dienen, eine bereits fällig gewordene Verbindlichkeit an den Be⸗ 
zogenen nachträglich noch mit Wirkung für den Fälligkeitstag zu 
tilgen, oder ſoll als Mittel verwendet werden, den Scheck bereits 
präjudiziert am Beſtimmungsorte angelangen zu laſſen.““ 
Bezüglich der Vordatierung enthält das Geſetz eine ſpezielle 
Regelung. Unter Vordatierung verſteht man die Angabe eines 
ſpäteren Tages als desjenigen, an welchem der Scheck in den 
Verkehr gebracht wird, als Ausſtellungstag. Sie beruht entweder 
auf Irrtum oder hat ihren Grund darin, daß der Ausſteller Zeit 
zur Beſchaffung eines Guthabens beim Bezogenen zu gewinnen, 
in den meiſten Fällen aber Zinſen zu ſparen ſucht.“ Das Geſetz 
585 durch die in § 29 Abſ. 2 aufgeſtellten Vorſchriften bezüglich 
er Vordatierung zweifellos den vordatierten Scheck für zuläſſig 
erklärt in dem Sinne, daß ein ſolcher als Scheck rechtswirkſam 
iſt. Er iſt nur ſtempelpflichtig. Der zitierte Paragraph beſtimmt, 
daß alle vor dem auf ihnen angegebenen Ausſtellungstage in 
Umlauf geſetzten Schecks der Befreiung von der Wechſelſtempel⸗ 
abgabe verluſtig gehen. Von Strafbeſtimmungen iſt abgeſehen. 
Der Regelung des Geſetzes iſt beizupflichten. Denn wäre 
ein ſolcher Scheck für nichtig erklärt worden, ſo würde derjenige, 


1 Kuhlenbeck, Komm. S. 40. 

62 Nur bleibt für die Gültigkeit des Schecks erheblich, ob zur Zeit der wirk⸗ 
lichen Datierung der Ausſteller geſchäftsfähig war. Kuhlenbeck, Komm. S. 40 
und dort zitierte ROH G. Bd. 6 S. 128, Bd. 12 S. 316. 

9 HI BA. Bd. 4 S. 135; Cohn, 8. f. HR. Bd. 61 N. 28. 

4 Buff, Scheckverkehr S. 70. 
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der ihn gutgläubig nach Eintritt des Ausſtellungstages nimmt, 
unverſchuldet zu Schaden kommen. Er kann ja nicht erkennen, 
ob er einen richtig datierten oder einen vordatierten Scheck er⸗ 
halten hat, und geht trotzdem ſeines Regreßrechtes verluſtig. Es 
würde dadurch eine große, lähmend wirkende Unſicherheit in den 
Scheckverkehr hineingetragen werden. Durch das Vordatieren wird 
die kurze Vorlegungsfriſt des Schecks den Abſichten des Geſetz⸗ 
gebers entgegen verlängert, der Scheck artet zum Kreditpapier 
aus. Da er als ſolches in ſeiner Funktion dem ſtempelpflichtigen 
Wechſel nahe kommt, iſt ſeine Stempelpflichtigkeit nach dem Geſetze 
v. 10. 6. 1869 als gerechtfertigt anzuerkennen.“ 

Strittig iſt die Frage, ob der Bezogene den vordatierten Scheck 
vor ſeinem Ausſtellungstagstage zu Laſten des Ausſtellers ein⸗ 
löſen darf. Verneint wird ſie von Jacuſiel, Leſſing und 
Loeb, bejaht dagegen von Hoffmann, Hoppenſtedt und 
Staub, während Buff die Anſicht Hoffmanns wohl für 
möglich, wenn auch nicht für ganz ſicher Hält.* Man wird folgendes 
zu erwägen haben. Iſt der Scheck mit dem Wechſelſtempel ver⸗ 
ſehen, ſo erhellt für den Bezogenen, daß die Vordatierung von 
dem Ausſteller gewollt iſt. Der klare Zweck dieſer nach dem 
Geſetze für zuläſſig zu erachtenden Manipulation iſt, die Präſen⸗ 
tation hinauszuſchieben, eine Verlängerung der Umlaufszeit des 
Schecks zu erreichen, um ihn vielleicht zu Kreditzwecken zu ver⸗ 
wenden. Würde der Bezogene den Scheck vor dem Ausſtellungs⸗ 
tage einlöſen, ſo würde er dem deutlich kundgegebenen, auf Herbei⸗ 
führung ſpäterer Einlöſung gerichteten und nicht illegalen Willen 
des Ausſtellers entgegenhandeln. Hierzu iſt er nicht berechtigt. 
Iſt dagegen der vordatierte Scheck nicht mit dem Wechſelſtempel 
verſehen, ſo würde der Bezogene durch die Einlöſung des Schecks 
an ſeinem Umlaufe teilnehmen. Er würde dadurch für Entrichtung 
der Wechſelſtempelabgabe haftbar werden. Die Übernahme einer 
ſolchen Haftung kann ihm aber nicht zugemutet werden und eine 
Pflicht zur Einlöſung wird deshalb für ihn nicht gegeben ſein. 
Ebenſowenig aber ein Recht, ſchon deshalb nicht, weil die Zahlbar⸗ 
keit vor dem im Scheck angegebenen Ausſtellungstage dem Weſen 
der Urkunde zuwiderläuft.“? Jedenfalls wird aus den angegebenen 
Gründen eine Einlöſung des Schecks bei Vorlegung vor ſeinem 
Ausſtellungstage tatſächlich nicht erfolgen. Die Vordatierung des 
Schecks übt demnach die gleichen Wirkungen aus wie die An⸗ 


66 Begr. S. 16f. 
es Buff, Scheckverkehr S. 71 N. 1; Hoffmann, BA. Bd. 4 S. 185; 
Hoppenſtedt, Entwurf S. 12; Jacuſiel Bd. 8 S. 323; Leſſi 
S. 39 f.; Loeb a. a. O. S. 14; Staub a. a. O. Bd. 2, Exk. zu 8 363 N. 
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gabe eines Zahlungstermins; ſie ſetzt ein Zahlungsziel. Sie ver⸗ 
ſtößt damit, wenn auch nicht formell wie jene, ſo doch materiell 
gegen die Vorſchrift des § 7: Der Scheck iſt bei Sicht zahlbar. 
Während aber die Angabe einer Zahlungszeit den Verluſt des 
Scheckrechts zur Folge hat, zieht die Vordatierung nur Wechſel⸗ 
ſtempelpflichtigkeit nach ſich, ein an ſich ungerechtfertigter Zwie⸗ 
ſpalt in den Folgen dieſer beiden gleiche Wirkungen auslöſenden 
Manipulationen, der ſich nur durch die zu billigende Rückſicht⸗ 
nahme auf den gutgläubigen Erwerber des vordatierten Schecks 
erklären läßt. 


84. 
Materielle Erforderniſſe. 


Unter materiellen Vorausſetzungen des Schecks ſind diejenigen 
Erforderniſſe verſtanden, die außerhalb der Urkunde vorhanden 
ſein müſſen. Zu ihnen gehört der Scheckvertrag, die aktive und 
paſſive Scheckfähigkeit und die Exiſtenz eines Guthabens des 
Scheckausſtellers beim Bezogenen. Darüber, inwieweit die genannten 
Vorausſetzungen für das Zustandekommen des Schecks als weſent⸗ 
lich anzuſehen ſind, wurden in der Literatur verſchiedene An⸗ 
ſichten vertreten und eine Einigkeit bis zum Erlaß des Scheck⸗ 
gelen nicht erzielt.! Insbeſondere führte die Theſe Cohns 
„Kein Scheck ohne Scheckvertrag“ zu einer lebhaften Kontroverſe. 
Im Geſetze ſind, um dem Scheck ein möglichſt klares Recht zu 
geben, das Vorhandenſein des Schedvertrages, des Guthabens und 
die paſſive Scheckfähigkeit zwar als Erforderniſſe, nicht aber als 
weſentliche Erforderniſſe aufgeſtellt. Ein Verſtoß gegen ſie führt 
nicht zur Nichtigkeit des Schecks. Nur das Vorhandenſein der 
aktiven Scheckfähigkeit der Beteiligten iſt Bedingung für ſein 
Zuſtandekommen. 


a) Rechtsverhältnis zwiſchen dem Ausſteller der Urkunde und dem 
Bezogenen. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch ſetzt für die Anweiſung ein Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen Ausſteller und Bezogenem, welches für erſteren 
das Recht begründet, auf den letzteren Anweiſungen auszuſtellen, 


9 pl. N Das 8, F. f. 98l. Bb. 84 6 16; Birnbaum, 8. f. HR. 
Bd. 30 S. 7; Breit, A S. 452 ff.; Buff, Sch. 
S. 387; v. Canſtein, Z. f. HR. b. 60 e. 9 66; Cohn in Endemanns Handb. 
des eg Handels-, See⸗ und Wechſeirechts Bd. 3 S. 1148; Conrad, Z. f. HR. 

Bd. 5 285 of, Handb. ©. 109 i ck a. a. O. S. 302 ff; Fürſt, Leipz. Z. 
Bd. 2 S. 4 0; Rapp. aa O. S. 366 u. 388; Ruhlenbed, Der Sched S. TA, 
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nicht voraus. Die Anweiſung kann „in die Luft“ gezogen ſein. 
Das kann nach dem Geſetze nun freilich auch der Scheck. Doch 
iſt dies die Ausnahme. Das Geſetz betrachtet im Einklang mit 
den meiſten Scheckgeſetzen' durch ſeine in $ 3 enthaltene Bezug⸗ 
nahme auf das Rechtsverhältnis, kraft deſſen der Bezogene zur 
Einlöſung des Schecks des Ausſtellers verpflichtet iſt, als Normal⸗ 
fall den auf Grund eines Scheckvertrages gezogenen Scheck. In 
dieſem Sinne gilt: Kein Scheck ohne Schedvertrag. In dem Er- 
fordernis der auf Obligation beruhenden Ermächtigung des Aus⸗ 
ſtellers, über ſein bei dem Bezogenen vorhandenes Guthaben 
mittels Scheckziehung zu verfügen, liegt ein Hauptunterſchied 
zwiſchen Scheck und Anweiſung. Dieſer Unterſchied iſt dadurch 
bedingt, daß der Scheck der ihm geſtellten wirtſchaftlichen Auf⸗ 
gabe nur gerecht zu werden vermag, wenn er bei Präſentation 
von dem Bezogenen eingelöſt werden muß. Eine ſolche Ver⸗ 
piliötung zur Einlöſung kann aber nur durch Vertrag feſtgeſtellt 
werden. 


b) Aktive und paſſive ſubjektive Scheckfähigkeit. 


Mangels beſonderer Vorſchriften kommen bezüglich der aktiven 
Scheckfähigkeit, d. h. der Fähigkeit, als Ausſteller zu fungieren, 
einen Scheck zu „ziehen“, die vom Bürgerlichen Geſetzbuch in den 
88 104—115 aufgeſtellten allgemeinen Grundſätze über die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit zur Anwendung. Unfähig, ſcheckrechtliche Erklärungen 
abzugeben, ſind Minderjährige unter 7 Jahren, Perſonen, die ſich 
in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande 
krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befinden, ſofern nicht 
der Zuſtand ſeiner Natur nach ein vorübergehender iſt, ſowie 
die wegen Geiſteskrankheit Entmündigten ($ 104 BGB.). Ihre 
ſcheckrechtlichen Erklärungen find nach $ 105 BGB. nichtig. Für 
ſie kann nur der geſetzliche Vertreter rechtswirkſame Erklärungen 
abgeben. Beſchränkt geſchäftsfähig ſind Minderjährige, die das 
7. Lebensjahr vollendet haben (8 106 BGB.), die wegen Geſchäfts⸗ 
b wegen Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigten, 
ie nach $ 1906 BGB. unter vorläufige Vormundſchaft geſtellten 
Perſonen ($ 114 BGB.) ſowie gemäß Art. 200 Abſ. 1 u. 3 EG. 
z. BGB. die Ehefrauen hinſichtlich der beim Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Ehen. Die Gültigkeit ihrer 
ſcheckrechtlichen Erklärungen iſt von der Einwilligung bezw. Ge⸗ 


© z. B. öſterr. Set $ 14; die provision préalable et disponible, d. h. 
convention prèalable des franzöſiſchen Rechts (Cohn bei Endemann a. a. O. 
S. 1149), die Ausſtellung auf „ſeinen banker“ in England oder „ſeinen Kaſſierer“ 
in Holland. Conrad, Z. f. HR. Bd. 57 S. 71f. 
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nehmigung ihres geſetzlichen Vertreters abhängig (88 107, 108 
BGB.). Einer eingehenden Erörterung bedarf die paſſive Scheck⸗ 
fähigkeit. Während das Bürgerliche Geſetzbuch eine allgemeine 
paſſive Anweiſungsfähigkeit aufſtellt, beſchränkt das Geſetz die 
paſſive Scheckfähigkeit auf einen in § 2 feſt umſchriebenen Kreis 
von Bezogenen. Als ſolche ſollen nur bezeichnet werden: 1. diejenigen 
Anſtalten des öffentlichen Rechts, diejenigen unter ſtaatlicher Auf⸗ 
ſicht ſtehenden Anſtalten“ ſowie diejenigen in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter eingetragenen Genoſſenſchaften, welche ſich nach den für 
ihren Geſchäftsbetrieb maßgebenden Beſtimmungen mit der An⸗ 
nahme von Geld und der Leiſtung von Zahlungen für fremde 
Rechnung befaſſen,“ ferner die unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden 
Sparkaſſen, wenn ſie die nach Landesrecht für ſie geltenden Auf⸗ 
ſichtsbeſtimmungen erfüllen; 2. die in das Handelsregiſter einge⸗ 
tragenen Firmen, welche gewerbsmäßig“ Bankiergeſchäfte be⸗ 
treiben.“ 

Nur für Schecks, die im Auslande zahlbar ſind, erleidet im 
Intereſſe einer leichten Abwicklung des Scheckverkehrs mit dem 
Auslande gemäß § 25 die Einſchränkung der paſſiven Scheck⸗ 
fähigkeit eine Ausnahme. Derartige Schecks dürfen auch auf 
ſolche Bezogene lauten, auf die nach dem ausländiſchen Rechte 
ein Scheck gezogen werden darf.” 

Während der Entwurf von 1907 die Beſchränkung der 
paſſiven Scheckfähigkeit als eine weſentliche Vorſchrift aufſtellte, 
die Beziehung eines Nichtbankiers alſo ausſchloß und einem trotz⸗ 
dem auf einen Nichtbankier gezogenen Scheck ſcheckrechtliche Wirk⸗ 
ſamkeit abſprach, iſt nach dem Geſetze die Vorſchrift des 8 2 nur 
inſtruktionellen Charakters, eine lex minus quam perfecta; ihre 
Verletzung nimmt dem Scheck nicht ſeine Wirkſamkeit als ſolcher, 


Die Reichspoſt, die Poſten der Königreiche Bayern und Württemberg, 

die Reichsbank, die Preußiſche Seehandlung, die Königliche Bayeriſche Bank, die 
Preußiſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, die Preußiſche Rentenverſicherungsanſtalt, die 
von den Kommunalverbänden eingerichteten Geld⸗ und Kreditinſtitute, die öffent“ 
lichen Bankanſtalten (Landesbanken), landſchaftliche, ritterſchaftliche Darlehnskaſſen 
u. a. m. 
72 Es iſt demnach nicht notwendig, daß in den Statuten oder Satzungen 
dieſer Anſtalten und Genoſſenſchaften 1 beſtimmt a daß fie fich mit der 
Annahme von Geld und Leiſtung von Zahlung für fremde ehren alles Es 
genügt, um paſſiv ſcheckfähig zu ſein, daß fie ſich nach den für ihren Geſchäftsbetrieb 
geltenden Beſtimmungen überhaupt mit ſolchen Geſchäften abgeben (Kuhlen⸗ 
beck, Komm. S. 42). 

78 Wenn auch nicht ausſchließlich. 
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ne entzieht ihm nur gemäß $ 29 Abſ. 1 die Wechſelſtempel⸗ 
eiheit. 

Die in der Literatur“ ſtreitige Frage, ob der Geſetzgeber 
durch § 2 ſich zur allgemeinen Scheckfähigkeit oder ihrer Ein⸗ 
ſchränkung bekennt, iſt m. E. in letzterem Sinne zu entſcheiden. 
Wie die Mußvorſchrift drückt auch die Sollvorſchrift die Not⸗ 
wendigkeit eines rechtlichen Geſchehens aus. Der Unterſchied in 
den Folgen, die eine Übertretung nach ſich zieht, kann hieran 
nichts ändern. 

Der nur inſtruktionelle Charakter der Vorſchrift des § 2 iſt 
als berechtigt anzuerkennen. Wäre der auf einen Nichtbankier 
gezogene Scheck für ungültig erklärt worden, ſo würde die Sicher⸗ 
heit des Schedverfehrs in hohem Maße gefährdet worden fein, 
einmal weil der Begriff „Bankier“ in Deutſchland im Gegenſatze 
zum engliſchen banker „ſchwankend, vage und elaſtiſch“ it” 
und ferner weil der Nehmer des Schecks nicht immer in der 
Lage iſt, ſich über die Bankiereigenſchaft des Bezogenen zu unter⸗ 
richten. Dazu kommt, daß die Vorſchrift des § 2 ſehr wirkſam 
dadurch gegen Verletzungen geſchützt iſt, daß dem Nichtbankier⸗ 
ſcheck die Freiheit von der Wechſelſtempelſteuer entzogen iſt. „Die 
Zahlung mittels Scheck verträgt aber ſo wenig einen Stempel 
als die Zahlung durch bares Geld.“ 

Es iſt alſo die Fähigkeit, ſich durch Schecks beziehen zu laſſen, 
bedingt (im Sinne einer Sollvorſchrift, deren Übertretung aber 
durch den mit der Verkehrsfähigkeit des Schecks unvereinbaren 
Verluſt des Wechſelprivilegs ſo gut wie ausgeſchloſſen iſt) durch 
die Bankiereigenſchaft des Bezogenen. Und zwar iſt dieſes Er⸗ 
fordernis materieller, nicht nur formeller Natur. Der Bezogene 
muß wirklich Bankier ſein, es genügt nicht, in der Urkunde ihn 
nur als ſolchen zu bezeichnen, wie dies nach § 1825 des Civil 
code of New- Vork ausreicht: „a banker or a person described 
as such upon the face thereof“. 

Die Gründe, welche den Geſetzgeber dazu bewogen haben, 
beim Scheck den Kreis der paſſiv fähigen Perſonen enger zu 
ziehen als bei der Anweiſung, ſind in erſter Linie volkswirtſchaft⸗ 
licher Natur. Die eigenartige volkswirtſchaftliche Aufgabe des 
Schecks, den Zahlungsverkehr zu vermitteln, iſt es ja über⸗ 
haupt, wodurch ſich die meiſten Unterſchiede desſelben von 
der Anweiſung erklären. Dieſer ſeiner beſonderen Beſtim⸗ 


76 vgl. Leſſing, Sch. S. 37 und dort Zitierte. 
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mung kann aber der Scheck nur dann voll und ganz gerecht 
werden, wenn er auf einen Bankier gezogen iſt, wenn eine 
Perſon als Vermittler dieſes Zahlungsverkehrs erſcheint, „welche 
zur Übernahme von Geldern für fremde Rechnung und damit 
zur Vermittlung des Zahlungsverkehrs beſtimmt iſt“ .“” Der 
Geſetzgeber legt ſeine Gründe zur Einſchränkung der paſſiven 
Scheckfähigkeit in der Begründung S. 17f. dahin klar: „Der von 
dem Scheckverkehr zu erwartende wirtſchaftliche Nutzen kann in 
vollem Maße nur dann eintreten, wenn als Bezogene lediglich 
ſolche Perſonen und Firmen in Betracht kommen, die berufs⸗ 
mäßig für fremde Rechnung Geld übernehmen und Zahlungen 
leiſten. Erſt dadurch, daß der Scheckverkehr in ihnen ſeinen 
Mittelpunkt findet, wird eine Konzentration der Kaſſenführung 
in die Wege geleitet, welche die zerſtreuten kleinen Kaſſenbeſtände 
ſammelt und in ihrer Vereinigung für das wirtſchaftliche Leben 
nutzbar macht. Gleichzeitig aber wird im weiteſten Umfange eine 
Erſparnis an Umlaufsmitteln angebahnt, ſofern das Zuſammen⸗ 
treffen der Zahlungsaufträge an den vorbezeichneten Stellen ihre 
Erledigung ohne Barzahlung im Wege der Buchung mit Hilfe 
des Giroverkehrs und der Abrechnungsſtellen ermöglicht. Die 
allgemeine Scheckfreiheit würde dieſer Konzentration entgegen⸗ 
wirken. Überdies würde ſie einer mißbräuchlichen Verwendung 
des Schecks zu Zwecken, zu denen der Wechſel beſtimmt iſt, Raum 
laſſen und wohl auch dahin führen, daß Schecks nicht ſelten auf 
gablungsunfäbige Bezogene ausgeftellt werden. Die Reinheit und 
ie Sicherheit des Scheckverkehrs müßte darunter leiden. Die 
Beſchränkung der paſſiven Scheckfähigkeit auf Banken und An⸗ 
ſtalten mit Bankcharakter ſchiebt dem Umlaufe ſogen. wilder 
Schecks einen Riegel vor. Die Banken werden in ihrem eigenen 
Intereſſe darauf bedacht ſein, nur vertrauenswürdigen Perſonen 
Scheckkonten zu eröffnen und ſo dafür Sorge zu tragen, daß bei 
Schecks, die auf ihren Formularen ausgeſtellt werden, das Ver⸗ 
trauen des Nehmers in den Ausſteller nicht getäuſcht wird“. 

Zur Ergänzung dieſer Gründe ſeien die ebenſo intereſſanten 
wie 1 Ausführungen des öĩſterreichiſchen Geſetzgebers 
in den erläuternden Bemerkungen zum öſterr. Entwurf von 1894 
S. 16 hier angeführt: 

„Die Beſchränkung der Scheckfähigkeit empfiehlt ſich aus 
Gründen der Volkswirtſchaft, weil nur mittels ihrer der Scheck⸗ 
verkehr im großen Stile gelderſparend wirkt und ſeine aus⸗ 
gleichende und prophylaktiſche Funktion für den Umlauf von 
Barmitteln erfüllen kann. Es wird überall anerkannt, daß erſt 
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in Verbindung mit dem Giroverkehr der Scheck alle ſeine Vor⸗ 
züge und Kraft entfaltet. Dieſe Verbindung kann nicht vom 
Geſetz geſchaffen werden, aber die Beſchränkung der Scheckfähigkeit 
drängt zu ihr hin und verhindert damit, daß der beſte Teil der 
Leiſtungskraft des Schecks gebunden, ungenützt bleibt. Infolge 
dieſer Beſchränkung bilden ſich im Scheckverkehr ganz von ſelbſt 
Kreiſe, deren Mittelpunkte die einzelnen ſcheckfähigen Subjekte 
ſind. In dieſen Mittelpunkten ſammeln ſich die Guthaben einer 
größeren Anzahl von Perſonen, und indem hier auch die Zahlungs⸗ 
aufträge aller dieſer Perſonen zuſammentreffen, iſt ſchon an und 
für ſich, ohne daß noch eine organiſatoriſche Tätigkeit eingreift, 
die Chance gegeben, Zahlungen ohne Verwendung von Bar⸗ 
mitteln durch Skontration zu bewirken. Der volle volkswirt⸗ 
ſchaftliche Nutzen des Scheckverkehrs wird ſich erſt einſtellen, wenn 
dieſe Mittelpunkte wieder untereinander in Verbindung treten 
und damit der Kreis, innerhalb deſſen geldlos gezahlt wird, 
immer weiter ſich ſpannt. Aber eine derartige Vereinigung iſt 
auf der Baſis der allgemeinen Scheckfähigkeit unwahrſcheinlich, 
vielleicht unmöglich“. Dieſe Gründe ſind durchſchlagend und 
widerlegen hinreichend alle Ausführungen zugunſten der allge⸗ 
meinen Scheckfähigkeit in der Literatur.“ 


c) Die Deckung. 


Während das Bürgerliche Geſetzbuch für die Anweiſung das 
Vorhandenſein einer zur Einlöſung derſelben notwendigen Deckung 
nicht verlangt, fordert das Geſetz für den Scheck, daß der Bezogene 
ein für die Einlöſung desſelben ausreichendes Guthaben des 
Ausſtellers der Urkunde in Händen hat (§ 1 Ziff. 2 u. 8 3). Für 
die Gültigkeit des Schecks iſt die Exiſtenz oder Nichtexiſtenz der 
Deckung völlig unbeachtlich. Das Guthaben iſt nicht wie die 
Guthabenklauſel juriſtiſches Begriffsmerkmal. Unwirkſamkeit des 
Schecks wegen mangelnder Deckung würde jeden gutgläubigen 
Scheckverkehr unterbinden, da das Fehlen des Guthabens aus der 
Urkunde nicht zu erſehen iſt, eine Prüfung ſeines Vorhandenſeins 
nn dem Inhaber nicht immer möglich iſt noch zugemutet werden 
ann. 

Auf das Guthaben wird im Scheck ſelbſt Bezug genommen 
in der nach § 1 Ziff. 2 weſentlichen Guthabenklauſel. An ſich eine 


90 Die Frage der Beſchränkung der paſſiven Scheckfähigkei gehört 8 den 
umſtrittenſten des ganzen Scheckrechts. Vgl. insbeſ. Cohn, 8. f. HR. 61 S. 23f. 
und die daſelbſt in N. 31, 31a u. 32 Zitierten, denen noch Breit hinzuzufügen 
wäre, der ſich für eine Beſchränkung, aber gegen ihre geſetzliche Regelung aus⸗ 
ſpricht (Jur W. 36. Jahrg. S. 732). 
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„Leere, nichtsnutzige Form“, eine „magiſche Jormel“,s! erhält fie 
durch das tatſächliche Vorhandenſein der Deckung überhaupt erſt 
ihren Wert. Die Gründe für die Erforderlichkeit der Deckung 
hat man wieder zu ſuchen in der beſonderen wirtſchaftlichen 
Funktion, welche der Scheck im Gegenſatz zur Anweiſung ausüben 
ſoll, nämlich an Stelle der Barzahlung den Zahlungsverkehr zu 
vermitteln. Dieſe Aufgabe kann er nur erfüllen, wenn ſeine 
Einlöſung durch eine materielle Grundlage, ein Guthaben in 
irgendeiner Form, verbürgt iſt. Das Vorhandenſein des Gut⸗ 
habens ſoll außerdem auch Gewähr dafür bieten, daß der Scheck 
nicht mißbräuchlich zu Kreditoperationen verwandt wird, für die 
er nicht beſtimmt iſt. 

Der Begriff des Guthabens ergibt ſich aus 8 3: „Als Gut⸗ 
haben iſt der Geldbetrag anzuſehen, bis zu welchem der Bezogene 
nach dem zwiſchen ihm und dem Ausſteller beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſe von dem letzteren ausgeſtellte Schecks einzulöſen ver⸗ 
pflichtet iſt“. Hiernach wirken alſo zwei Momente zur Entſtehung 
des Scheckguthabens zuſammen, das Guthaben an ſich und der 
Scheckvbertrag. Das Geſetz hat nicht kaſuiſtiſch die Fälle des 
Guthabens aufgezählt. Inſoweit iſt ein Guthaben vorhanden, 
als nach dem erwähnten Rechtsverhältniſſe die Einlöſungsver⸗ 
pflichtung des Bezogenen ſich erſtreckt, der Ausſteller dem Be⸗ 
zogenen gegenüber wirkſame Scheckdispoſitionen treffen kann. 
Hat der Bezogene dem Ausſteller (offenen oder gedeckten) Kredit 
gewährt mit der Verabredung, daß dieſer durch Scheckbeziehung 
in Anſpruch genommen werden darf, ſo iſt gerade ſo gut ein 
gejegmäßiges Guthaben vorhanden,? wie wenn dem Ausſteller 
gegen den Bezogenen eine fällige Forderung auf Grund von 
Gutſchriften zuſteht oder von ihm beim Bezogenen ein bares 
Depot zum Zwecke des Scheckverkehrs errichtet worden iſt. ““ 
Denn für die Sicherheit des Scheckverkehrs kommt es allein 
darauf an, daß der Bezogene nach dem Inhalte des zwiſchen 
ihm und dem Ausſteller beſtehenden Rechtsverhältniſſes dem Aus⸗ 
ſteller gegenüber Schecks einzulöſen verpflichtet iſt. Es iſt demnach 
neben dem effektiven auch das ſogen. Kredit⸗ oder Fiktivguthaben 
aeſtattet, deſſen Zuläſſigkeit beſtritten war.“ 


81 Heckſcher a. a. O. S. 401 N. 20 u. S. 398. 

2 Da aber das Kreditverſprechen nur rebus sic stantibus (88 321 u. 610 
BGB.) verbindlich iſt, kann ein ſolches Guthaben nur als ein bedingtes betrachtet 
werden (Bedeutung im Konkurſe des Ausſtellers). So auch v. Canſtein, 8. f. 
HR. Bd. 60 S. 170; Kuhlenbeck, Komm. S. 17. 

ss Begr. S. 19. Eine eingehende Aufzählung hierzu findet fi bei Kuhlen⸗ 
beck, Komm. S. 44; vgl. auch et 910% S. 45 f. und dort Zitierte; 
ferner OLG. re v. 2.6. 1908 (Bd. 8 ©. 30). 

A pgl. Loeb a. a. O. S. 10; Koch, Über Giroverkehr und den Gebrauch des 
Schecks als Zahlungsmittel S. 167. 
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Das Guthaben muß disponibel ſein, der Ausſteller muß 
zur Verfügung über dasſelbe berechtigt fein, was z. B. nicht der 
Fall iſt, wenn eine Summe dem Bankier feſt gegeben iſt. 

Den weder dem Weſen des Schecks noch der Praxis ent⸗ 
ſprechenden, im Entw. von 1907 821 Abſ. 1 vertretenen Stand⸗ 
punkt, wonach das Guthaben zur Zeit der Begebung des Schecks 
vorhanden ſein mußte, hat das Geſetz infolge des von der Wiſſen⸗ 
ner und Praxis erhobenen Widerſpruchs“ als unhaltbar auf- 

egeben. Es enthält ſich nunmehr einer ausdrücklichen Vor⸗ 
Pr chrift, ſo daß Wiſſenſchaft und Rechtſprechung die Frage, wann das 
Guthaben vorhanden fein muß, zu entſcheiden haben. Conrad?“ 
weiſt darauf hin, daß nach ſtreng logiſcher Deutung des Scheck⸗ 
textes die Deckung ſchon zur Zeit der Ausſtellung vorhanden 
ſein müßte, denn Hie Guthabenklauſel enthalte die Behauptung, 
daß ein ausreichendes Guthaben vorhanden ſei, nicht daß ein 
ſolches ſpäter, zur Zeit der Präſentation bereitgeſtellt werde. 
Da aber die Unwahrheit der Guthabenklauſel die Rechtskraft des 
Papieres nicht beeinträchtige und andrerſeits der Ausſteller, der 
einen Scheck ohne Deckung ausſtellt, aber vor der Präſentation 
die Deckung beſchafft, nicht ſtrafbar ſei, ſo ſei der Zeitpunkt der 
Deckungsbeſtellung rechtlich unerheblich. Das Guthaben braucht 
alſo erſt zur Zeit der Präſentation vorhanden zu fein.®? 

Infolgedeſſen muß die Ziehung ungedeckter Schecks bis 
zu dieſem Zeitpunkte ohne Rechtsnachteile bleiben, und erſt 
dann, wenn bei Vorlegung Zahlung mangels Deckung nicht 
erfolgt, treten rechtliche Konſequenzen für den Ausſteller ein. 
Der Entwurf von 1907 gab dem Inhaber in § 21 Abſ. 1 Ziff. 1, 2 
eine beſonders geartete Schadenserſatzklage gegen den Aus⸗ 
ſteller, wenn dieſer bei Begebung des Schecks wußte oder ohne 
grobes Verſchulden wiſſen mußte, daß ihm zu dieſer Zeit ein 
ausreichendes Guthaben beim Bezogenen nicht zuſtand, oder wenn 
er nach Begebung des Schecks über das Guthaben in der Abſicht 
verfügt hatte, die Einlöſung zu vereiteln. Von der Gewährung 
einer ſolchen Klage ſowie der Verhängung beſonderer ſtrafrecht⸗ 
licher Folgen hat das Geſetz mit Recht Abſtand genommen. „In 


88 pgl. Buff, „ 74; v. u) Z. f. HR. Bd. 60 S. 199 
N. 55; Cohn, 3. f. HR. 61 S. 38, 108f.; Con rad, 3. f. HR. 57 S. 84; 
Fick a. a. O. S. 311; Sohpenfießt, 505 Sh®. S. 5; Loeb a. a. O. S. 25; 
. 8. f. vergl. R „Bd. 17 S. 293 u. BA. Bd. 4 S. 25 Sp. 1; Rießer, 
Z. f. HR. Bd. 35 Beil. N. 398 u. Bemerkungen ©. 267. u. 50; alle a. a. 
A 3; and M. Simonſon, Arch. f. bürgerl. R. Bd. 6 S. 353 u. DIZ 


26 Handb. S. 70f. 
27 pgl. Apt, Sh®. S8 Sdde ng 
u 


„SchG. S. 16f.; Leſſing, Sch. 
S. 53f.; Merzbacher, S S. 65; K b 8. 07,4 


el 
hlenbeck, Komm. 
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der Tat kann es bei den allgemeinen Vorſchriften des Strafgeſetz⸗ 
buchs über den Betrug ſein Bewenden behalten. Wegen fahr⸗ 
läſſiger ÜÜberziehung des Guthabens Strafen anzudrohen, empfiehlt 
ſich ſchon deshalb nicht, weil man dadurch gerade von dem Ge⸗ 
brauche der Schecks nur abſchrecken würde. 

Aber auch der Einführung beſonderer zivilrechtlicher Schadens⸗ 
erſatzanſprüche bedarf es nicht. In der Regel wird der Regreß⸗ 
anſpruch, der auf den Betrag der Scheckſumme nebſt 6%x Zinſen, 
auf die durch den Rücklauf des Schecks entſtandenen Koſten und 
auf / % Proviſion geht, genügen, um den Inhaber ſchadlos zu 

alten. Was aber die Fälle betrifft, in denen durch die Nicht⸗ 
einlöſung des Schecks ausnahmsweiſe ein größerer Schaden ent⸗ 
ſtanden iſt, ſo kommt in Betracht, daß dem erſten Schecknehmer 
gegenüber der Ausſteller ſchon aus dem Begebungsvertrage für 
das Vorhandenſein eines zureichenden Guthabens im vollen Um⸗ 
fange verantwortlich iſt; andrerſeits ſind auch die ſpäteren In⸗ 
haber durch die allgemeinen Grundſätze des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches über unerlaubte Handlungen genügend geſchützt“ (88 823 
Abſ. 2, 826 BGB. in Verb. mit $ 263 StGB.). 


Dritter Abſchnitt. 


8 5. 
Internationales Recht. 


Hinſichtlich des internationalen Rechts, das für den Scheck 
infolge ſeines anationalen Charakters von beſonderer Bedeutung 
iſt, gilt in erſter Linie der Satz: locus regit actum. „Die weſent⸗ 
lichen Erforderniſſe eines im Auslande ausgeſtellten Schecks ſowie 
jeder im Auslande auf einen Scheck geſetzten Erklärung werden 
nach den Geſetzen des Ortes beurteilt, an welchem die Ausſtellung 
oder die Erklärung erfolgt iſt.“ Dieſe Beſtimmungen des $ 26 
Abſ. 1, der dem Art. 11 Abſ. 1 EG. z. BGB. entſpricht, regeln die 
rechtliche Behandlung des im Auslande ausgeſtellten Schecks und 
der im Auslande auf den Scheck geſetzten Erklärung für den Fall, 
daß ein ſolcher Scheck in Deutſchland zahlbar iſt oder auf ſeinem 
Wege zum Zahlungsorte deutſcher Beurteilung unterworfen wird. 
Jedoch nur für die Beurteilung der Formerforderniſſe bieten ſie 
einen Anhalt, nicht aber für die Frage, welches Recht hinſichtlich 
der Wirkungen einer im Auslande abgegebenen Scheckerklärung 
anzuwenden iſt. Hier werden die für den Wechſel geltenden 
Grundſätze Anwendung finden müſſen, wonach die Wirkung einer 


es Begr. S. 20. 
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Erklärung nach dem Rechte des Erfüllungsortes der betreffenden 
Obligation, die Frage des Regreßrechtes nach dem Rechte des 
Wohnortes oder der Handelsniederlaſſung des Regreßpflichtigen 
oder nach dem Ausſtellungsorte zu beurteilen iſt.““ 

Der in 8 26 Abſ. 1 aufgeſtellte Grundſatz gilt jedoch nicht 
ausnahmslos. Das ausländiſche Recht ſoll dann nicht zur An⸗ 
wendung gelangen, ſondern dem günſtigeren deutſchen Rechte 
weichen, wenn inländiſche Erklärungen auf einen im Auslande 
ausgeſtellten, aber nach ausländiſchem Rechte mangelhaften Scheck 
geſetzt werden, oder wenn inländiſche Erklärungen an eine mangel⸗ 
hafte ausländiſche Erklärung ſich anſchließen ($ 26 Abſ. 2 Satz 1). 
So ſoll auch ferner günſtigeres inländiſches Recht gelten, wenn 
die im Auslande erfolgte Ausſtellung eines im Inlande zahl⸗ 
baren Schecks oder die auf einen ſolchen Scheck im Auslande ge⸗ 
ſetzte Erklärung nach ausländiſchem Rechte unwirkſam iſt (8 26 
Abſ. 2 Satz 2). Dieſe Vorſchrift entſpricht den Bedürfniſſen des 
Scheckverkehrs. „In dem Verkehre der Banken mit ihren Kunden, 
auch den ausländiſchen, finden in der Regel die von den erſteren 
gelieferten Scheckmuſter, die den deutſchen Vorſchriften entſprechen, 
Verwendung.“ Die Vorſchrift des § 26 Abſ. 2 Satz 2 gibt nun dem 
Bezogenen die Möglichkeit, ſolche Schecks ohne weiteres als gültig 
einzulöſen, erſpart ihm alſo die „umſtändliche Prüfung, ob der 
Scheck den am Ausſtellungsorte geltenden Vorſchriften entſpricht“ 

Was die Scheckfähigkeit anlangt, ſo regelt das Geſetz nur die 
paſſive Scheckfähigkeit, während die Befähigung zur Scheckaus⸗ 
ſtellung nach Art. 7 EG. z. BGB. zu beurteilen iſt. Bezüglich der 
paſſiven Scheckfähigkeit iſt in $ 25 wohl mit Rückſicht auf die in 
der Literatur geäußerten Wünfche eine Kolliſionsnorm aufgeſtellt. 
Danach dürfen die im Auslande zahlbaren Schecks auch auf ſolche 
Bezogene lauten, auf die nach ausländiſchem Rechte ein Scheck 
gezogen werden darf. Die Bedeutung dieſer Vorſchrift liegt haupt⸗ 
ſächlich darin, daß auch derartige Schecks das Wechſelſtempelprivileg 
genießen. Wäre die Wechſelſtempelfreiheit nur dann gewährt, 
wenn einer der im § 2 Genannten als Bezogener fungierte, ſo 
würde der Scheckverkehr mit dem Auslande in unbilliger Weiſe 
erſchwert werden. 


9 Ja cuſiel, BA. Bd. 7 S. 284; Leſſing, Sh®. S. 180 f. u. die dort 
zitierte RB. Bd. 44 S. 157. 

oo Begr. S. 33; vgl. Buff, SchcB. S. 125; Rie ßer, Bemerkungen ©. 57; 
Bericht über die Scheckkonferenz der Mitteleuropäiſchen Wirtſchaftsvereine in Budapeſt 
v. 8. u. 9. 11. 1907, in den Veröffentlichungen des Mitteleuropäiſchen Wirtſchafts⸗ 
vereins in Deutſchland Heft 5 S. 73. 

9 Bericht über die Scheckkonferenz in Budapeſt v. 8. u. 9. 11. 1907 S. 19 ff.; 
Cohn, 8. f. HR. Bd. 61 S. 119; Rießer, Bemerkungen S. 58f. 


Dieſe Beſtimmungen internationalen Rechts find als mill- 
kommene Vorboten eines Weltſcheckrechts zu begrüßen, deſſen Not⸗ 
wendigkeit wegen des anationalen Charakters des Schecks nicht 
zu leugnen iſt.“ 

8 6. 
Die Verletzung eines weſentlichen Erforderniſſes. 

Welche Folgen eintreten, wenn gegen eines der weſentlichen 
Erforderniſſe des Schecks gefehlt wird, iſt im Geſetze nicht aus⸗ 
drücklich beſtimmt und kann zweifelhaft ſein.“? Klar iſt nur, daß 
dann ein Scheck im Sinne des Geſetzes nicht vorliegt, wenn die 
fehlerhafte Urkunde ſcheckrechtlicher Wirkſamkeit entbehrt. Welche 
ſonſtigen Wirkungen ihr zukommen, wird nach den allgemeinen 
Grundſätzen des bürgerlichen Rechtes zu beurteilen ſein. Nach 
§ 140 BGB. ſoll, wenn ein nichtiges Rechtsgeſchäft den Erforder⸗ 
niſſen eines andern entſpricht, dieſes gelten unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß deſſen Geltung bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt 
ſein würde. Man wird in Verfolg dieſes Prinzips eine als Scheck 
ausgeſtellte Urkunde, der aber ein weſentliches Scheckerfordernis 
fehlt, in erſter Linie als Anweiſung nach §8 783 ff. BGB. bezw. 
88 363 ff. HGB. aufrechterhalten können. Es entſpricht den Ver⸗ 
kehrsbedürfniſſen, daß ein fehlerhafter Scheck nicht vollkommen 
wirkungslos bleibt, ſondern ſoweit als möglich den erſtrebten 
Erfolg trotz ſeiner Mangelhaftigkeit hervorbringt. Dieſes Reſultat 
wird im weſentlichen erreicht, wenn er als Anweiſung in Geltung 
bleibt, die ja denſelben wirtſchaftlichen Erfolg zu erzielen ſucht 
wie er. 

Doch kann der fehlerhafte Scheck nur dann als Anweiſung 
aufrechterhalten werden, wenn bei Kenntnis ſeiner Nichtigkeit 
eine Umwandlung in dieſe vom Ausſteller gewollt ſein würde, 
wenn nicht anzunehmen iſt, daß ſein ausſchließlicher Wille auf 
Ausſtellung eines Schecks gerichtet war. Im Hinblick auf die 
Stempelpflicht und Stempelſtrafe, die eine ſolche Umwandlung 
nach ſich ziehen kann, gewinnt aber gerade die letztere Annahme 
ſehr viel an Wahrſcheinlichkeit. 


92 Für ein Weltſcheckrecht find insbeſondere die Alteſten der Berliner Kauf⸗ 
mannſchaft und vor allem die Scheckkonferenzen des Mitteleuropäiſchen Wirtſchafts⸗ 
vereins eingetreten. 

98 Apt, Sch. S. 60; Begr. S. 17; Cohn, scher Bd. 61 S. 31; 
Conrad, Handb. S. 90; Fick a. a. O. S. 274 ff.; Henſchel, Schö. S. 2f.; 
Kuhlenbeck, Komm. S. 33f.; Leſſing, SchG. S. 16; Merzbacher, Sch. 
S. 2; Rießer, Bemerkungen S. 41; RG. 48 S. 228 ff.; Schiebler, Sch. S. 6; 
Zentralverband a. a. O. S. Zff. 
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8 7. 
Scheckſteuerrecht. 


Der Scheck genießt gemäß § 29 das Privileg der Wechſel⸗ 
ſtempelfreiheit. Seine Gewährung iſt jedoch an zwei Voraus⸗ 
ſetzungen gebunden. 

Einmal muß ein gültiger Scheck vorliegen. Der im Inlande 
ausgeſtellte Scheck muß den formellen Erforderniſſen des $ 1 ge 
nügen, gemäß 8 7 bei Sicht zahlbar ſein oder keine Zahlungszeit 
angeben, der im Auslande“ ausgeſtellte Scheck muß entweder 
den Anforderungen des ausländiſchen Rechtes oder denjenigen des 
Scheckgeſetzes entſprechen ($ 26). In zwei Fällen jedoch, in denen 
der Scheck gültig iſt, entzieht das Geſetz ihm trotzdem die Stempel⸗ 
freiheit, nämlich wenn er vordatiert iſt ($ 29 Abſ. 2), und ferner, 
wenn er im Auslande angenommen iſt und dieſer Annahme nach 
ausländiſchem Rechte Wirkſamkeit zukommt (88 29, 26 in Verb. 
mit WStöG.). Im Falle der Vordatierung iſt die Stempelpflicht 
in perſönlicher Hinſicht nur eine partielle. Nur diejenigen haften 
nach § 29 Abſ. 2 für die Entrichtung der Abgabe, welche am Um⸗ 
laufe des Schecks im Sinne des $ 5 WStG. im Inlande vor dem 
Ausſtellungstage teilgenommen haben. Wer den Scheck erſt nach 
dem Ausſtellungstage erhält, iſt haftfrei. Es wäre unbillig, ihn 
haften zu laſſen, obwohl er nicht erkennen kann, daß eine Vor⸗ 
datierung ſtattgefunden hat. 

Ferner muß der Scheck auf einen Bezogenen lauten, dem 
gemäß $ 2 oder, wenn der Scheck im Auslande zahlbar iſt, gemäß 
den Vorſchriften des betreffenden Landes die paſſive Scheckfähigkeit 
zukommt ($ 25). 

Alle Schecks, die dieſen Vorausſetzungen nicht genügen, unter⸗ 
ſtehen hinſichtlich der Stempelſteuer dem zitierten Geſetze, nach 
deſſen Vorſchriften ihre Stempelpflichtigkeit zu beurteilen iſt. 

Die Frage, ob der Scheck dann ſtempelpflichtig iſt, wenn der 
Ausſteller zur Zeit der Vorlegung beim Bezogenen kein oder auch 
nur kein ausreichendes Guthaben beſitzt, iſt m. E. mit Jacuſiel““ 
gegen Breit,” Leſſing,“ Apt“ und die Begründung! in 


4 Er muß tatſächlich im Auslande ausgeſtellt fein. Die wahrheitswidrige 
Angabe eines im Auslande liegenden Ausſtellungsortes genügt nicht. Jacuſiel, 
BA. Bd. 8 S. 322. 


% Die im Inlande erfolgte Annahme hat Stempelpflichtigkeit nicht zur Folge, 
denn der Annahmevermerk gilt nach $ 10 als nicht geſchrieben. 

9 Bd. 8 S. 320 ff. Auch Notiz der Redaktion des „Bankarchiv“ Bd. 8 S. 30. 

97 Bei Holdheim Bd. 17 S. 299 ff. 

os Sch. S. 193 ff. 
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verneinendem Sinne zu entſcheiden. Das Geſetz nimmt in $ 29 
nur auf 8 1, die Guthabenklauſel, nicht aber auf $ 3, auf das 
Vorhandenſein des Guthabens, Bezug. Schon dieſer Umſtand 
beweiſt ausreichend, daß die Stempelfreiheit nicht von der Exiſtenz 
des Guthabens abhängig iſt. Ebenſo irrelevant wie dieſe ſcheck⸗ 
rechtlich iſt, iſt ſie auch ſtempelrechtlich. Die Anſicht Leſſings, 
§ 3 ſei ein weſentlicher Beſtandteil, der materielle Inhalt des 81 
Ziff. 2, und deshalb ohne ausdrückliche Erwähnung zu beachten, 
iſt irrig. § 1 Ziff. 2 iſt eine reine Jormvorſchrift ohne jeden 
materiellen Inhalt. Wäre $3 ein weſentlicher Beſtandteil des 
Ss 1 Ziff. 2, dann müßte ein Verſtoß gegen § 3 auch gleichzeitig 
ein ſolcher gegen § 1 Ziff. 2 und damit der Scheck nichtig fein. 
Das leugnet aber Leſſing mit Recht ſelbſt. Die Breit ſchen 
Ausführungen hat Jacuſiel treffend widerlegt. Die Realiſier⸗ 
barkeit der Stempelpflicht des ungedeckten Schecks würde auf außer⸗ 
ordentliche Schwierigkeiten ſtoßen. 101 

Durch Reichsgeſetz v. 15. 7. 1909 wegen Anderungen des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes ſind ſeit dem 1. 10. 1909 die im Inlande aus⸗ 
geſtellten Schecks und Schecks, die im Auslande auf das Inland 
ausgeſtellt ſind, einem beſonderen Scheckſtempel, einem Fixſtempel 
von 10 Pf. unterworfen. Befreit von dieſer Abgabe ſind nur die 
im inländiſchen Poſtſcheckverkehr ausgeſtellten und diejenigen Schecks, 
die bereits mit dem Wechſelſtempel belegt ſind (Tarifſtelle 10). 
Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Tarifſtelle enthalten die 
§8 70—77 des Geſetzes. 

Die Beſteuerung des Schecks ſelbſt mit dem geringen Fix⸗ 
ſtempel von 10 Pf. iſt in Anbetracht der Ausbreitung des Scheck⸗ 
verkehrs zu bedauern. Gerade ſeiner erwünſchten Populariſierung, 
dem Scheckverkehr in kleinen Beträgen, ſteht dieſer Stempel durch⸗ 
aus im Wege. 


Vierter Abſchnitt. 


Die rechtlichen Beziehungen zwiſchen den 
beteiligten Perſonen. 
88. 
Das Nechtsverhältnis zwiſchen Ausſteller und Bezogenem. 


Zwiſchen den Beziehungen des Anweiſenden zum Angewieſenen 
und denen des Ausſtellers des Schecks zum Bezogenen beſteht 
ein weſentlicher Unterſchied. Während im Verhältnis zwiſchen 
Anweiſendem und Angewieſenem Rechtsbeziehungen erſt entſtehen, 


101 Ja cuſiel a. a. O. S. 322. 
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wenn der Angewieſene die an ihn gerichtete Anweiſung einlöſt, 
bringt der Scheck zwar auch gewiſſe Rechtswirkungen zwiſchen 
Ausſteller und Bezogenem durch die Einlöſung erſt hervor, aber 
er ſchafft nicht überhaupt erſt ein Rechtsverhältnis zwiſchen ihnen, 
ſondern er ſetzt ein ſolches voraus. Wie bereits dargeſtellt, kann 
die Anweiſung in die Luft gezogen werden, d. h. ohne daß der 
Anweiſende vertragsmäßig vom Angewieſenen berechtigt iſt, auf 
ihn Anweiſungen zu ziehen. Der Scheck dagegen hat regelmäßig 
ein zwiſchen Ausſteller und Bezogenem beſtehendes Rechtsverhältnis 
zur Grundlage, aus dem ſich die Ermächtigung des Ausſtellers 
ergibt, über ſein bei dem Bezogenen vorhandenes Guthaben durch 
Schecks zu disponieren. Der Grund dieſes Unterſchiedes iſt bereits 
oben angeführt. Dieſes Rechtsverhältnis zwiſchen Ausſteller und 
Bezogenem beruht auf Vertrag, dem Scheckvertrage. In der Regel 
wird dieſer zwiſchen Ausſteller und Bezogenem geſchloſſen ſein. 
Nach dem Entwurf von 1907 war dieſer Fall der einzig mög⸗ 
liche infolge der in $ 21 Abſ. 2 enthaltenen Bezugnahme auf die 
„zwiſchen Ausſteller und Bezogenem getroffene Vereinbarung“ 
bezüglich der Einlöſungspflicht. Nach dem Geſetze kann jedoch 
auch ein zwiſchen dem Bezogenen und einem Dritten zugunſten 
des Ausſtellers oder auch ein zwiſchen dem Bezogenen und dem 
Rechtsvorgänger des Ausſtellers geſchloſſener Vertrag die Grund⸗ 
lage jenes Rechtsverhältniſſes bilden. Nur das Beſtehen dieſes 
Rechtsverhältniſſes fordert das Geſetz ohne Rückſicht auf ſein Zu⸗ 
ſtandekommen. 

Über die Form des Scheckvertrages enthält das Geſetz keine 
Vorſchrift. Und mit Recht! Eine ſolche iſt nicht notwendig. Sie 
würde nur hinderlich wirken. Die übliche Form, in welcher der 
Vertrag geſchloſſen wird, iſt die Schriftform. Es wird z. B. dem 
Kunden bei Eröffnung des Scheckverkehrs von der Bank eine ge⸗ 
druckte Geſchäftsordnung, die kontraktmäßig unterzeichnet wird, 
ausgehändigt.“ Der Vertrag kann aber auch mündlich geſchloſſen 
werden. Ja es bedarf eines Formalaktes überhaupt nicht, es 
genügen konkludente Handlungen; ſo genügt es, wenn die Bank 
dem Kunden, der mit ihr in Scheckverkehr treten will, ein Scheck⸗ 
buch aushändigt und dadurch ihren Willen erklärt, mit dieſem 
einen Scheckvertrag abzuſchließen; jo genügt die Annahme von 
Geldern auf Scheckkonto.““s Sicher aber iſt ein Vertrag dadurch 
noch nicht zuſtande gekommen, daß der Bezogene einen oder 
mehrere unermächtigt gezogene Schecks eingelöſt hat. Er iſt zu 
weiteren Einlöſungen nicht verpflichtet. „Es würde dies gegen 


10 Conrad, Z. f. HR. Bd. 57 S. 76 Ziff. 4; Fick a. a. O. S. 309f. 
103 Simonſon bei Buſch S. 17; Conrad, Z. f. HR. Bd. 57 S. 76. 
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die Rechtsregel verſtoßen, daß eine bloße Vergünſtigung ſich nie 
in einen Anſpruch verwandeln kann.“ ““ Die beſondere Aufgabe, 
die der Scheckvertrag zu erfüllen hat, beſteht in der Regelung des 
Verkehrs zwiſchen Ausſteller und Bezogenem im einzelnen. Er 
gibt Vorſchriften hinſichtlich der Benutzung von Formularen zwecks 
Erleichterung und Sicherung des Scheckverkehrs, hinſichtlich der 
7 nzpflicht des Ausſtellers bei ihrer Aufbewahrung, der Tragung 
urch Fälſchungen und Verfälſchungen entſtandenen Schadens, 

des Maximum und Minimum der abzuhebenden Teilbeträge, der 
Verzinſung des Guthabens, der Verpflichtung, a good balance, 
eine un Reſerve, eine Stammeinlage 1s zu halten uſw. 
Bezüglich der juriſtiſchen Natur des Scheckvertrages herrſcht 
nichts weniger als Einigkeit. Quot capita, tot sensus. Die einen 
erklären, er ſei überhaupt kein ſelbſtändiger Vertrag, ſondern ein 
„nicht ſo ohne weiteres lösbarer Beſtandteil“ eines anderen Rechts⸗ 
geſchäftes, „ſei dieſes nun ein depositum regulare oder irregulare, 
ein Darlehen des Ausſtellers an den Bezogenen oder des Be⸗ 
zogenen an den Ausſteller, ein Kontokurrentvertrag, ein Kredit⸗ 
| Eon paue seaß, eine Schenkung oder was es ſonſt fein möge“. 
So Fick und v. Richter.“ Fick faßt alſo den Scheckvertrag 
als ein akzeſſoriſches Rechtsgeſchäft auf; er iſt nach ihm immer 
Nebenabrede eines Hauptvertrages irgendwelcher Art. Allerdings 
wird in der Regel der Scheckvertrag neben derartigen Verträgen 
auftreten, aber er braucht es nicht notwendig. Und wenn es der 
Fall iſt, bleibt er immer doch noch ein ſelbſtändiger Vertrag, 
rechtlich vollkommen unabhängig von ſeiner wirtſchaftlichen Grund⸗ 
lage, dem „Grundgeſchäfte“. e Andere wieder ſehen in ihm ein 
depositum oder mutuum, ein Inkaſſomandat, s einen Vertrag 
auf Leiſtung an Dritte.“ Einige Schriftſteller, z. B. Hoffmann, 
betrachten ihn als Mandat, eine Auffaſſung, der ſchon die Ent⸗ 


8 1145 So Simonſon bei Buſch S. 17; and. M. Cohn bei Endemann a. a.D. 
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geltlichkeit des Geſchäftes, die immer in der einen oder anderen 
Jorm, insbeſondere Zinsgewinn, vorhanden iſt, entgegenſteht. 
Kapp,“ der in ihm, dem „Kaſſenverwaltungsgeſchäft“, eine Unter⸗ 
art des Depoſitengeſchäftes ſieht, n“ erklärt ihn für eine Kombi⸗ 
nation von Darlehn und Mandat, eine Konſtruktion, deren Un⸗ 
haltbarkeit insbeſondere von Cohn überzeugend nachgewieſen 
it. Die von Cohn ns aufgeftellte Theorie eines eigentümlichen 
Vollmachtsvertrages iſt von Birnbaumm treffend widerlegt 
worden. Kahl is faßt den Vertrag als Zahlungswerkvertrag 
auf. Gegen alle dieſe Konſtruktionen laſſen ſich mehr oder weniger 
erhebliche Bedenken geltend machen. Alle Verſuche, den Scheck⸗ 
vertrag in eine der Vertragskategorien des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches einzureihen, dürften ſcheitern. Man wird nicht fehlgehen, 
wenn man ihn „als einen eigenartigen Vertrag des modernen 
Rechts, als einen contractus sui generis“ anſieht.! 1“ So auch 
Conrad:: „Der Scheckvertrag — und er ‚pflegt in ziemlich 
gleichmäßiger Art zu beſtimmen, daß der Angewieſene zur Be⸗ 

zahlung der Schecks des Ausſtellers verpflichtet ſei, jedoch nur 
unter gewiſſen Bedingungen — ſtellt einen neuen, ſelbſtändigen 
Rechtsbegriff dar. Sein Inhalt iſt die Vereinbarung einer be⸗ 
ſtimmten Zahlungsmodalität, nämlich daß Auszahlungen aus 
dem Guthaben des Ausſtellers gegen Schecks erfolgen ſollen“. 
Mit den Verträgen des Bürgerlichen Geſetzbuches verglichen dürfte 
der Vertrag dem Werkvertrage, welcher eine Geſchäftsbeſorgung 
zum Gegenſtande hat, am nächſten kommen. s Eine beſondere 
Eigentümlichkeit des Scheckvertrages iſt das Vertrauensverhältnis, 
welches zwiſchen den Kontrahenten, vornehmlich auf ſeiten des 
Ausſtellers, beſteht.! !“ Der Scheckvertrag hat den Charakter eines 
auf den guten Sitten beruhenden Vertrages, eines bonae fidei 
negotium, für deſſen Beurteilung insbeſondere der $ 157 BGB. 
maßgebend ſein wird, nach welchem Verträge ſo auszulegen ſind, 


111 a. a O. S. 368 ff. 

11e So auch Breit, Z. f. HR. Bd. 64 S. 457ff. 

ue Bei Endemann a. a. O. S. 1148 N. 81; auch Fick a. a. O. 175 it 

18 BT. Be R. Bd. 3 S. 81, 100 f.; bei Endemann a. a. O. S. 1 

114 a. a. O. S. 8; auch Fick a. a. O. S. 308; e ee Bd. 1 65 72. 

15 Die bürgerliche Aawetſang, Diſſ. Erlangen 1899, S. 4 
2 5 Im Urteil des ſchweizer. Bundesgerichts v. 22. 9. 1898, 58 f. HR. Bd. 48 

17 Z. f. HR. Bd. 57 S. 75. 

118 So konſtruiert 5 Breit, Z. f. HR. Bd. 64 S. 481; Conrad, Hand⸗ 
buch S. 111; Fürſt, Leipz. Z. 55. 2 S. 410; Herzfeld ebenda S. 438; 
Staub a. a. O. Erf. zu $ 363 N. 2 

uno pgl. Goldſchmidt, Das Rechtsperfättnis zwiſchen Inhaber und Scheck⸗ 
bezogenem, Diſſ. Greifswald 1899, S. 8 


II... 


zer vg. ge 


wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es 


erfordern. 

Aus dieſem markanten Unterſchiede zwiſchen Scheck und An⸗ 
weiſung, der Notwendigkeit bezw. Nichtnotwendigkeit einer der 
Ausſtellung vorangehenden vertraglichen Abmachung, ergibt ſich 
die zwiſchen beiden Inſtituten beſtehende Verſchiedenheit beach 
der 1 150 des Bezogenen zur Einlöſung der auf ihn geſtellten 
Urkun gegenüber dem Ausſteller. Der Angewieſene iſt nach 

§ 783 BGB. einzig und allein berechtigt, ermächtigt, auf Grund 
& Anweiſung für Rechnung des Anweiſenden an den Empfänger 
der Urkunde zu zahlen. Es beſteht keine Verpflichtung hierzu für 
ihn, ſelbſt dann nicht, wenn er Schuldner des Anweiſenden iſt; 
denn BGB. § 787 Abſ. 2 beſtimmt, daß „zur Annahme der An⸗ 
weiſung oder zur Leiſtung an den Anweiſungsempfänger der An⸗ 
gewieſene dem Anweiſenden gegenüber nicht ſchon deshalb ver⸗ 
pflichtet iſt, weil er Schuldner des Anweiſenden iſt“. Anders 
geſtaltet ſich das Verhältnis beim Scheck. Durch den Scheckvertrag 
hat der Bezogene dem Ausſteller ein Recht eingeräumt, ihn mit 
Schecks zu beziehen. Dieſem Rechte korreſpondiert die Pflicht, den 
Verfügungen des Ausſtellers über ſein Guthaben nachzukommen, 
die von ihm gezogenen Schecks unter der Vorausſetzung, daß ein 
ausreichendes Guthaben vorhanden iſt, einzulöſen. Er haftet dem 
Ausſteller für die ordnungsmäßige Bezahlung. Löſt er vertrags⸗ 
widrig nicht ein, ſo macht er ſich chadenserſahpflichtig, 121 während 
der Angewieſene dem Anweiſenden gegenüber, ſofern nicht be⸗ 
ſondere Umſtände, d. h. eine etwa eingegangene obligatoriſche 
Verpflichtung zur Honorierung der Anweiſung, vorliegen, niemals 
durch Verweigerung der Einlöſung ſchadenserſatzpflichtig wird. 
Die in der Anweiſung dem Bezogenen zuſtehende Zahlungs⸗ 
ermächtigung hat ſich für den Scheck durch den Scheckvertrag in 
eine Zahlungsverpflichtung verwandelt, deren Erfüllung der Scheck⸗ 
ausſteller im Wege der Klage erzwingen kann. Dieſe Klage 
gründet ſich nicht auf die Urkunde, ſondern auf den Scheckvertrag, 
und zwar auch dann, wenn der Scheck an eigene Order geſtellt iſt. 
Sie iſt daher im gewöhnlichen, nicht im Wechſelprozeſſe zu ver⸗ 
folgen. Zu ihrer Subſtantiierung bedarf ſie nur des Nachweiſes 
der ſo und ſo modifizierten Zahlungsvereinbarung auf Grund 
eines abſtrakt feſtgeſtellten Guthabens.“ 


120 Handelsgericht 514 0 v. 13. 2. 1898, Z. A ar Bd. 48 S. 303 u. ſchweizer. 
a ebenda ©. 814 20. 258 525. O. S. 30. 
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Die Wirkungen der Bezahlung des Schecks, welche wie die 
Einlöſung der Anweiſung im eigenen Namen des Zahlenden 
erfolgt, ſind gleicher Art wie die durch Honorierung der An⸗ 
weiſung hervorgerufenen. Hat der Angewieſene, weil er Schuldner 
des Anweiſenden war, geleiſtet, jo wird er nach 8 787 Abſ. 1 in 
Höhe des Anweiſungsbetrages von dieſer Schuld befreit. In 
ähnlicher Weiſe erliſcht durch die Bezahlung des Schecks die fällige 
Forderung, die dem Scheckausſteller auf Grund des von ihm ſelbſt 
errichteten Barguthabens oder des infolge von Gutſchriften ihm 
zuſtehenden Guthabens gegen den Bezogenen zuſtand. Iſt ohne 
ſolche Grundlage geleiſtet, ſo erwirbt wie bei der Anweiſung auch 
beim Scheck der Zahlende gegen den Ausſteller, da er ja für deſſen 
Rechnung leiſtet, einen Erſtattungsanſpruch, der durch Klage ver⸗ 
folgbar iſt. Die Natur dieſer Klage, der „Revalierungsklage“, iſt 
von Fall zu Fall verſchieden, da ſie abhängig iſt von den Um⸗ 
ſtänden, unter welchen die Zahlung erfolgt, von dem zwiſchen 
Ausſteller und Bezogenem beſtehenden Rechtsverhältnis. Während 
ſie bei der Anweiſung in der Regel Bereicherungsklage ſein wird, 
ſich jedoch als irgendeine Kontraktsklage, z. B. Darlehnsklage, 
kennzeichnen kann, dürfte ſie beim Scheck in den meiſten Fällen 
als Klage aus gewährtem Kredit, alſo Darlehnsklage, auftreten. 
Sie gründet ſich auf das aus dem Scheckvertrage erwachſende 
Recht zur Zahlung, in deſſen Ausübung der Ausſteller durch den 
Leiſtungsbefehl im Scheck eingewilligt hat. N 

Welche Wirkungen die Einlöſung eines gefälſchten oder ver⸗ 
fälſchten Schecks im Rechtsverhältnis zwiſchen Ausſteller und Be⸗ 
zogenem hervorbringt, ob der Ausſteller oder der Bezogene den 
durch ſie entſtandenen Schaden zu tragen hat, iſt eine vielbehandelte 
und umſtrittene Frage.“ Das Geſetz enthält ſich jeglicher Norm, 
ſo daß allein die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts maßgebend 
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find, die eine ſichere Grundlage für ihre Entſcheidung aber durch⸗ 
aus nicht bieten. 

Nach den Prinzipien des bürgerlichen Rechts trifft die Haftung 
für Schaden aus Scheckfälſchung grundſätzlich den Bezogenen. Die 
Zahlung des Schecks für Rechnung des Ausſtellers iſt abhängig 
von deſſen Leiſtungsermächtigung; nur inſoweit dieſe vorhanden 
iſt, erſtreckt ſich die Zahlungsbefugnis des Bezogenen, nur inſo⸗ 
weit wird durch die Einlöſung eine Erſatzpflicht des Ausſtellers 
ausgelöſt. Im Falle der Fälſchung oder Verfälſchung aber iſt 
ein Leiſtungsbefehl vom Ausſteller entweder gar nicht oder doch 
nicht im Umfange der erfolgten Zahlung erteilt. Iſt die Fälſchung 
veranlaßt oder erleichtert durch ein Verſchulden des Ausſtellers 
oder derjenigen Perſonen, deren er ſich bei ſeiner Scheckgebarung 
bedient, ſo entfällt die Haftung des Bezogenen. Ein ſolches Ver⸗ 
ſchulden iſt zu finden in einer vorſätzlichen oder fahrläſſigen 
Verletzung der nach allgemeinen Verkehrsgrundſätzen und den be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen des Scheckvertrages dem Ausſteller ob⸗ 
liegenden Pflichten, z. B. in ungenügender Ausfüllung der Formu- 
lare, leichtfertiger Schrift, in Nichtanwendung des Scheckſchlüſſels 
uſw. Konkurriert mit dem Verſchulden des Ausſtellers ein ſolches 
des Bezogenen, der in gleicher Weiſe wie jener als Vertrags⸗ 
ſchuldner aus dem Scheckvertrage Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu 
vertreten hat, ſo wird die Verpflichtung des Ausſtellers zum 
Schadenserſatze und deſſen Umfang nach den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere danach zu beurteilen ſein, inwieweit der 
Schaden vorwiegend von dem einen oder anderen Teile verurſacht 
worden iſt. 

Im Einzelfalle wird freilich die Entſcheidung oft ſchwierig 
ſein, „denn ſowie ſich der einzelne Fall jenſeits des geläufigen 
Gebiets des Verſchuldens bewegt, bieten ſich für die Entſcheidung 
eine Menge mehr oder weniger gleichberechtigter juriſtiſcher Ge⸗ 
ſichtspunkte dar, die aber dann zu ſtark divergierenden Ergeb⸗ 
niſſen leiten“ (öſterr. Mot. S. 20). 

Die erörterten Grundſätze des bürgerlichen Rechts finden 
jedoch nur inſoweit Anwendung, als nicht durch den Scheckvertrag 
zwiſchen den Parteien abweichende Vereinbarungen getroffen ſind. 
Derartige Abmachungen ſind, da mangels zwingender Rechts⸗ 
normen volle Vertragsfreiheit beſteht, zuläſſig, nur kann dem Aus⸗ 
ſteller die Haftung für eigenen Vorſatz nicht im voraus erlaſſen 
werden ($ 276 Abſ. 2 BGB.). 

Auch für Beurteilung der Frage, wer den durch Bezahlung 
des Schecks an den unrechtmäßigen Inhaber entſtehenden Schaden 
gu tragen hat, bietet das Geſetz keinen Anhalt, ſo daß auch hier 

ie allgemeinen Grundſätze des bürgerlichen Rechts zur Anwendung 
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gelangen.!“ Von entſcheidender Bedeutung iſt der Umſtand, ob 
der eingelöſte Scheck Inhaberſcheck iſt oder nicht. Im erſteren 
Falle iſt die Sachlage einfach.“? Hier iſt der Bezogene berechtigt, 
an jeden Inhaber ohne Legitimationsprüfung zu leiſten. Er wird 
durch die Leiſtung dem Ausſteller gegenüber befreit, ſofern ihm 
nicht ein Verſchulden zur Laſt fällt. Anders, wenn der Scheck 
auf einen beſtimmten Empfänger oder deſſen Order lautet. Die 
Zahlungsermächtigung des Ausſtellers erſtreckt ſich hier nur auf 
Leiſtung an dieſe Adreſſe. Bezahlt der Bezogene den Scheck an 
einen anderen Präſentanten, ſo zahlt er zu eigenen Laſten, nicht 
für Rechnung des Ausſtellers. Die Prüfung der formellen und 
materiellen Legitimation des Vorlegenden liegt in ſeinem Ge⸗ 
fahrenbereiche. Jedoch erſtreckt ſich die Prüfung der formellen 
Legitimation nicht auf die Echtheit der Indoſſamente, ſondern 
lediglich darauf, ob der Präſentant durch eine zuſammenhängende, 
bis auf ihn hinunterreichende Kette von Indoſſamenten legitimiert 
iſt. Beim Rektaſcheck allerdings muß er auch die Echtheit der Ab⸗ 
tretungserklärungen prüfen, da die für Indoſſamente geltenden 
Prüfungserleichterungen hier nicht Platz greifen. Enthielt der 
Scheck bei der Entwendung bereits eine rechtsgültige Quittung 
des legitimierten Beſitzers, was aber, wie Erlanger richtig be⸗ 
merkt, ſelten der Fall ſein wird, ſo kann ſich der Bezogene zur 
Rechtfertigung feiner Einlöſung auf § 370 BGB. berufen, wonach 
der Überbringer einer Quittung zur Empfangnahme der Leiſtung 
als ermächtigt gilt, ſofern nicht die dem Leiſtenden bekannten 
Umſtände der Annahme einer ſolchen Ermächtigung entgegen⸗ 
ſtehen. Auf eine gefälſchte Quittung kann er ſich nicht ſtützen. 

Iſt der Scheck dem Ausſteller abhanden gekommen und vom 
Bezogenen dem unrechtmäßigen Beſitzer bezahlt worden, ſo wird, 
wenn der Scheck auf den Inhaber geſtellt war, auch hier der Bezogene 
zu Laſten des Ausſtellers zahlen, da nach der herrſchenden Kreations⸗ 
theorie der Inhaberſcheck ſchon durch die bloße Ausſtellung Rechts⸗ 
wirkſamkeit erlangt. Die Bezahlung des Rektaſchecks erfolgt auf 
Gefahr des Bezogenen. Sehr zweifelhaft iſt die Frage, wer die 
Bezahlung des Orderſchecks vertritt. Nimmt man an, daß Voraus⸗ 
ſetzung für ſeine Rechtswirkſamkeit die Begebung iſt, und dafür 
ſpricht S 783 BGB., jo würde eine rechtswirkſame Urkunde nicht 
vorliegen. Der Bezogene würde alſo nicht für Rechnung des 
Ausſtellers zahlen können. Ein recht unbefriedigendes Ergebnis. 
Der Bezogene kann nicht erkennen, daß die ihm präſentierte Ur⸗ 
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kunde unwirkſam iſt. Er würde für einen Schaden haften, deſſen 
Urſache im Gefahrenbereich des Ausſtellers liegt und zu deſſen 
Abwendung er nichts beitragen kann. Haftbar würde der Aus⸗ 
ſteller nur inſoweit bleiben, als durch ſein Verſchulden das Ab⸗ 
handenkommen des Schecks erleichtert worden iſt. 


8 9. 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen Ausſteller und Empfänger. 


Ausſteller und Empfänger treten in Beziehung zueinander 
durch die Begebung des Schecks. Solange der Ausſteller ſelbſt 
die Urkunde noch in den Händen hat, kann ſie Rechtswirkungen 
nicht äußern. Die Begebung iſt ein formloſer, abſtrakter Vertrag, 
und zwar ein gegenſeitiger Vertrag, der Rechte und Pflichten auf 
beiden Seiten erzeugt. Ihre causa findet die Begebung in dem 
zwiſchen den Parteien beſtehenden Rechtsverhältniſſe. In der 
Urkunde ſelbſt wird auf dieſes nicht Bezug genommen. Eine 
ſolche Bezugnahme wäre auch ganz unnötig; der Scheck iſt an 
ſich ein abſtraktes Rechtsgeſchäft. Er iſt losgelöſt von dem zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Kauſalverhältnis, wirkſam unabhängig 
von dieſem. So verſchieden das der Begebung zugrunde liegende 
Rechtsverhältnis ſein kann, ſo mannigfach iſt auch der mit dem 
Scheck verfolgte Zweck. Jeder beliebige Zweck, der mit der Bar⸗ 
zahlung erreicht werden ſoll, kann auch ihm zugrunde liegen. Es 
kann solvendi, credendi oder donandi causa begeben werden. In 
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle begibt der Ausſteller einen 
Scheck, um ſeinerſeits eine Leiſtung an den Empfänger zu bewirken. 
Eine Verpflichtung, den Scheck, wenn auch nur proviſoriſch, ſtatt 
der Barzahlung zu nehmen, beſteht auf ſeiten des Leiſtungs⸗ 
empfängers nicht (arg. a contrario aus 88 293, 294 BGB.). Dieſer 
Zweck wird aber nicht ſchon mit der Begebung ſelbſt erreicht, 
ſondern erſt mit der Bewirkung der Leiſtung durch den Bezogenen. 
Für die Anweiſung bringt der § 788 BGB. dies zum Ausdruck: 
Erteilt der Anweiſende die Anweiſung zu dem Zwecke, um ſeiner⸗ 
ſeits eine Leiſtung an den Anweiſungsempfänger zu bewirken, 
ſo wird die Leiſtung, auch wenn der Angewieſene die Anweiſung 
annimmt, erſt mit der Leiſtung des Angewieſenen an den An⸗ 
weiſungsempfänger bewirkt. „Anweiſung iſt keine Zahlung.“ 
Das Geſetz enthält für den Scheck hinſichtlich der Wirkung der 
Begebung keine Beſtimmung. Bei dem ſelbſtändigen Charakter, 
welcher dem Scheck beigelegt iſt, ſind Zweifel über die Natur der 
Scheckbegebung ſehr wohl möglich, zumal in der Literatur ver⸗ 
ſchiedene Anſichten über dieſelbe beſtehen. v. Canſtein und 
Endemann ſehen in der Begebung eine unbedingte datio in 
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solutum, andere Schriftſteller, z. B. Fick und Koch, eine bedingte 
datio in solutum, Fick eine reſolutiv, Koch eine ſuspenſiv be⸗ 
dingte.“ Andre wieder, z. B. Simonſon, Kapp, erklären ſie 
für eine Hingabe zahlungshalber. ““ Die unbedingte datio in 
solutum iſt ſicher abzulehnen. Die Parteien können zwar ver⸗ 
einbaren, daß die Begebung eine datio in solutum ſei, aber dieſer 
Wille kann nicht präſumiert werden. Es entſpricht vielmehr der 
Verkehrspraxis, zu vermuten, daß die Hingabe nicht als unbedingte 
Hingabe an Zahlungsſtatt erfolge. Ob man die Begebung auf⸗ 
faßt als bedingte datio in solutum oder Hingabe zahlungshalber, 
iſt für die vorliegende Frage, ob durch die Scheckbegebung die 
Leiſtung des Ausſtellers an den Empfänger bewirkt wird, ohne 
Bedeutung. Nach beiden Auffaſſungen iſt dies nicht der Fall. 
Es wird ſowohl bei der bedingten datio in solutum als auch bei 
der Hingabe zahlungshalber der mit der Begebung verfolgte Zweck 
der Leiſtungsbewirkung erſt erreicht durch den Leiſtungsvollzug 
ſeitens des Bezogenen. Mit der Begebung des Schecks wird 
nur ein Zahlungsverſuch in die Wege geleitet, ein Verſuch, 
durch Vermittlung des Bezogenen den Zweck der Begebung zu 
erreihen.!?? Der Scheck iſt ebenſowenig Zahlung wie die An⸗ 
weiſung. Nicht ſchon mit ſeiner Begebung, ſondern erſt mit der 
Leiſtung durch den Bezogenen kommt die Obligation zwiſchen 
Ausſteller und Empfänger zum Erlöſchen. Nach unſerer Auf⸗ 
faſſung bleibt alſo dem Empfänger der Anſpruch aus dem der 
Begebung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis, dem „Mutterver⸗ 
hältnis“, erhalten, während nach der v. Canſteinſchen Auf⸗ 
faſſung die Begebung eine Novation enthält und infolgedeſſen 
jener Anſpruch des Remittenten mit ihr erliſcht. 

Die Leiſtung des Bezogenen wird veranlaßt durch die Präſen⸗ 
tation der Anweiſung bezw. des Schecks. Es entſteht nun die 
Frage, ob der Empfänger dem Ausſteller gegenüber verpflichtet 
iſt, dem Bezogenen die Urkunde zur Leiſtung zu präſentieren. 
Für den Fall, daß in der Begebung ein Inkaſſomandat enthalten 
iſt, ergibt ſich eine ſolche Präſentationspflicht auf Grund des 
Mandats. Aber die allgemeine Auffaſſung der Begebung als 
Inkaſſomandat iſt, wie mehrfach nachgewieſen iſt, unrichtig. Die 
Begebung kann auf Grund beſonderer Vereinbarung ein Inkaſſo⸗ 
mandat enthalten, in der Regel aber enthält ſie, abgeſehen natür⸗ 
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lich von etwaigem beſonderen Inhalt (Verpflichtung zur Leiſtungs⸗ 
erhebung), lediglich die Ermächtigung zur Leiſtungserhebung. Hin⸗ 
ſichtlich dieſes gewöhnlichen Falles des Schecks aber ſtellt weder das 
Geſetz für den Scheckinhaber eine geſetzliche Präſentationspflicht 
auf — es knüpft nur an die Nichtpräſentation oder nicht recht⸗ 
zeitige Präſentation gewiſſe Rechtsfolgen — noch auch folgt ſie 
aus den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. Der Empfänger 
iſt nach $ 783 BGB. lediglich „ermächtigt“, die Leiſtung zu er⸗ 
heben (auch arg. aus § 789 Satz 2). Ergibt ſich demnach, daß für 
den Scheck eine Präſentationspflicht auf Grund des Geſetzes nicht 
beſteht, ſo iſt dem hinzuzufügen, daß auch auf Grund der Urkunde 
un ſich eine ſolche Pflicht nicht erwächſt. Denn die Urkunde ent⸗ 
hält einzig die in dem Rechtsgeſchäft erteilte Ermächtigung zum 
Leiſtungsempfang, alſo nur eine Berechtigung, keine Pflicht des 
Inhabers. Es kann demnach eine Präſentationspflicht dem In⸗ 
haber nur auf Grund des Begebungsvertrages obliegen. Sie kann 
durch ausdrückliche Aufnahme in denſelben geſchaffen werden, 
ergibt ſich aber m. E. auch ohne ausdrückliche Abmachung aus 
dem Begebungsvorgang. Durch das Nehmen der Urkunde ver⸗ 
pflichtet ſich, wenn nicht jede Verpflichtung ausgeſchloſſen wird, 
ſtillſchweigend der Nehmer, den diligenten Verſuch zu machen, 
die Leiſtung bei dem Bezogenen zu erhalten. Dieſe Verpflichtung 
entſpricht dem Grundſatze von Treu und Glauben und läßt ſich 
insbeſondere aus der Verkehrsſitte, den Anſchauungen des Ge⸗ 
ſchäftsverkehrs herleiten. Ob ſich ein Gewohnheitsrecht bezüglich 
der Präſentationspflicht des Schecks entwickelt hat, dürfte ſich 
ſchwer nachweiſen laſſen. Die Verpflichtung zur Präſentation 
auf Grund ausdrücklicher Vereinbarung und die auf der Verkehrs⸗ 
ſitte beruhende ſtillſchweigende unterſcheiden ſich aber weſentlich 
voneinander. Darin ſtimmen ſie überein, daß ihre Erfüllung 
Bedingung für die Geltendmachung des Anſpruches aus dem 
Mutterverhältnis iſt; der Unterſchied beſteht darin, daß die ver⸗ 
tragsmäßige Verpflichtung im Wege der Klage geltend gemacht 
werden kann, die andere jedoch nur ope exceptionis von ſeiten 
des Ausſtellers, wenn er auf Grund des Mutterverhältniſſes be⸗ 
langt wird. Dieſe ſtellt ſich alſo dar lediglich als eine Bedingung 
für die Geltendmachung des Anſpruchs aus dieſem Verhältnis, 
jene als wahre Verpflichtung.!“ 

Faſſen wir das Ergebnis dieſer Ausführungen zuſammen, 
ſo erhellt, daß für den Scheckinhaber eine geſetzliche Präſentations⸗ 
verpflichtung nicht beſteht, ſich eine ſolche aber vielleicht konſtruieren 
läßt auf Grund einer im Begebungsvertrage ſtillſchweigend gemäß 
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dem Grundja von Treu und Glauben übernommenen Diligenz- 
pflicht und auf Grund der Verkehrsſitte. Eine ſolche Verpflichtung 
des Scheckinhabers wird wohl auch kaum geleugnet. 

Da das Bürgerliche Geſetzbuch eine geſetzliche Präſentations⸗ 
pflicht nicht anerkennt, ſtellt es für den Fall, daß der Empfänger 
von der Anweiſung keinen Gebrauch machen will oder kann, eine 
Anzeigepflicht auf (§ 789 Satz 2). Das Geſetz ſieht hiervon bedauer⸗ 
licherweiſe ab. So gut wie der Anweiſende ein Intereſſe daran 

. hat, über das Schickſal feiner Anweiſung unterrichtet zu werden, 
und wie deshalb im Verfolg des Grundſatzes von Treu und 
Glauben dem Anweiſungsempfänger die Anzeigepflicht auferlegt 
iſt, ebenſo hat auch der Scheckausſteller ein ſolches Intereſſe aus 
mancherlei Gründen, vor allem deshalb, weil er Kenntnis haben 
will, ob er die Gefahr des Guthabens bei dem Bezogenen noch 
trägt. 0 

Präſentiert der Empfänger der Urkunde dieſelbe bei dem 
Bezogenen und vollzieht dieſer die Leiſtung, ſo treten die er⸗ 
wähnten Folgen hinſichtlich des zwiſchen dem Ausſteller und dem 
Empfänger beſtehenden Rechtsverhältniſſes ein. Löſt der Bezogene 
den. Scheck aber nicht ein, ſo kann der Remittent gegen den 
Ausſteller, der auf Grund der Ausſtellung und — bezüglich des 
Rekta⸗ und Orderſchecks — auf Grund der Begebung für die 
Einlöſung haftet, im Wege der Klage verſchiedene Anſprüche 
geltend machen. Hierbei hat ſich die Lage des Zahlungsempfängers 
durch den Erlaß des Scheckgeſetzes weſentlich günſtiger geſtaltet, 
als ſie nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes war. Der 
Anweiſungsempfänger iſt bei Verweigerung der Leiſtung durch 
den Angewieſenen auf den Anſpruch beſchränkt, welcher ihm auf 
Grund des Mutterverhältniſſes gegen den Anweiſenden zuſteht. 
Deſſen Natur richtet ſich nach derjenigen des bezeichneten Ver⸗ 
hältniſſes. Beſonders geartete Anſprüche ſtehen dem Anweiſungs⸗ 
empfänger gegen den Anweiſenden nicht zu. Ganz anders der 
Zahlungsempfänger des Schecks. Er verfügt im Falle der Nicht⸗ 
einlöſung des Schecks nach dem Geſetze über verſchiedene Klagen. 
Wie dem Anweiſungsempfänger, iſt auch dem Scheckremittenten 
der Rückgriff auf den Anſpruch aus dem der Scheckbegebung zu⸗ 
grunde liegenden Rechtsverhältniſſe zugebilligt. Er kann gegen 
den Ausſteller unter Rückgabe des Schecks die „Vertragsklage“ 
anſtrengen. Wie wir geſehen haben, iſt ja dieſer Anſpruch durch 
die Scheckbegebung nicht erloſchen, da in ihr nicht eine unbedingte 
datio in solutum zu ſehen iſt, ſondern ein Zahlungsverſuch. 
Verweigert der Bezogene die Einlöſung, ſo iſt die Begebung eben 
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nur ein Verſuch zur Löſung der Obligation zwiſchen Ausſteller 
und Remittenten geblieben. Dieſe muß deshalb auf einem anderen 
Wege erreicht werden, und ein ſolcher iſt die Vertragsklage gegen 
den Ausſteller. Die Notwendigkeit dieſes Rückgriffes, deſſen Zu⸗ 
läſſigkeit „eine viel und oft umſtrittene Frage war“, gegenwärtig 
aber wohl allgemein anerkannt wird, ergibt ſich aus den Ver⸗ 
kehrsbedürffniſſen; ſein Ausſchluß würde den Anſchauungen des 
Scheckverkehrs zuwiderlaufen, nach welchen der Scheck immer in 
dem Sinne genommen wird, daß bei Fehlſchlagen des Einlöſungs⸗ 
verſuches auf das Mutterverhältnis zurückgegriffen werden darf.“! 
Das Geſetz hat wie alle ſeine deutſchen Vorgänger dieſe Ver⸗ 
tragsklage nicht ausdrücklich gewährt, billigt ſie aber ſtillſchweigend 
dem Remittenten zu, an Stelle der Regreßklage, wenn die Regreß⸗ 
forderung erloſchen bezw. nicht entſtanden iſt, “?? und in freier 
Wahl mit ihr; denn die Geltendmachung des Regreſſes iſt nach 
dem Geſetze nur ein Recht, nicht eine Pflicht des Empfängers. 
Das Schweigen des Geſetzes über dieſe wichtige Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit der Vertragsklage erklärt ſich nach Rießer!“s durch den 
Umſtand, daß das deutſche Geſetz „wohl davon ausgeht, daß ſich 
ein ſolches Wahlrecht nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte 
von ſelbſt verſteht“. Die Geltendmachung des Anſpruchs aus 
dem Mutterverhältnis iſt unabhängig von rechtzeitiger, d. h. friſt⸗ 
gemäßer Präſentation, wohl aber in der oben dargelegten Weiſe 
bedingt durch die Präſentation überhaupt. Im Falle nicht recht⸗ 
zeitiger Präſentation wird ſich aber der Remittent den durch ſeine 
ſchuldhafte !“ Säumnis entſtandenen Schaden auf feinen Anſpruch 
anrechnen laſſen müſſen. Der Umfang der Vertragsklage findet 
regelmäßig ſeine Grenze in der Forderung aus dem Mutter⸗ 
verhältniſſe. 

Neben der Vertragsklage ſteht dem Scheckberechtigten eine 
Klage unmittelbar aus der Urkunde ſelbſt zu, die Regreßklage. 
Das Geſetz ſtatuiert in § 15 Abſ. 1 eine abſtrakte, nur allein aus 
der Tatſache der Scheckausſtellung (bezw. Indoſſierung) erwachſende 
Haftung des Ausſtellers (bezw. Indoſſanten) für die Einlöſung 
des ordnungsgemäß vorgelegten Schecks. Dieſer Haftpflicht ent⸗ 
ſpricht auf ſeiten des Scheckinhabers das Regreßrecht, deſſen aus⸗ 
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reichende Grundlage das Papier bildet. Dem Regreßſchuldner 
liegt es ob, den Nachweis des mangelnden Rechtsgrundes, der 
Tatſache, daß die Geltendmachung des Schecks ſich als ein Miß⸗ 
brauch des formellen Rechts darſtellt, zu erbringen (Umkehrung 
der Beweislaſt). Der Regreßanſpruch iſt der bei weitem wichtigſte 
Anſpruch, der dem Scheckremittenten gegen den Ausſteller gegeben 
iſt. Hierin liegt der hauptſächlichſte Unterſchied zwiſchen der 
rechtlichen Lage des Zahlungsempfängers und des Anweiſungs⸗ 
empfängers gegenüber dem Ausſteller. Die Notwendigkeit des 
Regreſſes bildet zuſammen mit der Erforderlichkeit von Be⸗ 
ſtimmungen über den Widerruf und die Präſentationsfriſt den 
dringendſten Anlaß zum Einſchreiten des Geſetzgebers auf dem 
Gebiete des Scheckrechts, da gerade dieſe Fragen zu den wichtigſten 
des Scheckrechts gehören und die fehlende Regelung derſelben, „der 
augenfälligſte Mangel des geltenden Rechtszuſtandes“, unerträgliche 
Rechtsunſicherheit nach ſich zog. Das Geſetz regelt den Regreß in 
den 88 16— 20 teils eigentümlich, teils durch Herübernahme der 
Vorſchriften der Wechſelordnung, welche entweder unverändert 
oder mit Abweichungen zur Anwendung gelangen. Die Entſtehung 
des Anſpruches iſt von zwei Vorausſezungen abhängig gemacht 
(8 16), nämlich der ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung der Nicht⸗ 
einlöſung des Schecks durch den Bezogenen und der rechtzeitig 
bewirkten bezw. vergeblich verſuchten Vorlegung zur Bezahlung. 
Unter ange Vorlegung iſt die gemäß den Beſtimmungen 
des § 11 und der Verordnung des Bundesrats betr. die Vor⸗ 
legungsfriſten für Auslandſchecks v. 19. 3. 1908 (RGBl. Nr. 13 
S. 85) erfolgte anzuſehen. Iſt der Scheck im Inlande ausgeſtellt 
und zahlbar, ſo iſt er binnen 10 Tagen nach der Ausſtellung dem 
Bezogenen am Zahlungsorte zur Zahlung vorzulegen (Abſ. 1). 

Der Entwurf von 1907 normierte eine Friſt von 7 Tagen; das 
Geſetz hat fie auf 10 Tage erhöht. Wie Kuhlenbeck is treffend 
bemerkt, iſt es lediglich Sache eines gewiſſen willkürlichen Taktes, 
die Länge der Friſt angemeſſen zu beſtimmen. Da der Scheck 
einerſeits auf baldige Befriedigung dränge, erſcheine eine möglichſt 
kurze Friſt angezeigt; da er aber andererſeits zur Aufgabe habe, 
Bargeld zu ſparen, was nur durch Befriedigung möglichſt vieler 
Zahlungen ohne Anwendung von Bargeld erzielt werde, ſo dürfe 
die Vorlegungsfriſt nicht allzu kurz ſein. Dieſem auf eine längere 
Lauffriſt abzielenden Geſichtspunkte laufe die Abſicht der ſchleu⸗ 
nigen Einlöſung entgegen. So bleibe, da beiden Tendenzen gleiche 
Berechtigung nicht verſagt werden könne, dem Geſetzgeber die 
Aufgabe, die richtige Mitte zu finden. In dem Zeitraume von 
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10 Tagen könne der Scheck feiner Aufgabe als ein zur Erſparung 
von Barzahlung dienendes Zahlungsmittel gerecht werden und 
auch ſeinen Weg bis in eine ihn zur Gutſchrift benutzende Hand 
finden, ohne andererſeits mit dem Wechſel in Wettbewerb zu treten. 
Vorlegungsfriſten von mehreren Wochen oder gar Monaten, wie 
ſie vereinzelt gewünſcht würden, ſeien mit der Natur des Schecks 
unvereinbar.“ 

Liegt der Ausſtellungsort dagegen im Auslande, der Zahlungs⸗ 
ort aber im Inlande, ſo beſtimmt ſich die Vorlegungsfriſt nach 
der vom Bundesrate zur Ergänzung des § 11 erlaſſenen Bekannt⸗ 
machung v. 19. 3. 1908. Der Geſetzgeber hat davon abgeſehen, 
im Geſetze ſelbſt die Friſtgrenzen für ſolche Schecks feſtzulegen, 
damit die verſchiedenen Entfernungen und Transportverhältniſſe 
Beachtung finden und einer Veränderung der Bedürfniſſe leichter 
Rechnung getragen werden kann. Nach der zitierten Verordnung 
ſind zur Zahlung am Zahlungsorte vorzulegen: 

Die im europäiſchen Auslande — mit Ausnahme von 
Island und den Fardern — ausgeſtellten Schecks binnen 
3 Wochen, die in den Küſtenländern von Aſien und 
Afrika längs des Mittelländiſchen und Schwarzen Meeres 
oder in den dazu gehörigen Inſeln dieſer Meere aus⸗ 
geſtellten Schecks binnen einem Monat, die in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika, in Kanada, Neufundland, 
Mexiko, den Azoren, Madeira, den Kanariſchen und Kap 
Verdiſchen Inſeln ausgeſtellten Schecks binnen 2 Mo⸗ 
naten, die ſonſt im Auslande, mit Einſchluß der deutſchen 
Schutzgebiete, ausgeſtellten Schecks binnen 3 Monaten. 

Die gleichen Grundſätze gelten für den im Inlande aus⸗ 
geſtellten, aber im Auslande zahlbaren Scheck unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß das ausländiſche Recht keine Präſentationsfriſt 
vorſchreibt (Abſ. 2 Satz 2). Bei Berechnung der Friſten iſt zunächſt 
die im zitierten Paragraphen Abſ. 3 aufgeſtellte Regel zu beachten. 
Hiernach tritt, wenn der letzte Tag der Friſt auf einen Sonntag 
oder einen am Zahlungsorte ſtaatlich anerkannten Feiertag!“ fällt, 
an die Stelle des Sonntags oder Feiertags der nächſtfolgende Werk⸗ 
tag. Ein am Anfange oder innerhalb der Friſt liegender Sonntag 
oder Feiertag hat auf die Berechnung derſelben keinen Einfluß. 
Sodann finden die Beſtimmungen des BGB. 88 187 ff. ſubſidiäre 
Anwendung. Insbeſondere iſt nach $ 187 a. a. O. bei Berechnung 
der Friſt der Ausſtellungstag nicht mitzuzählen. 

Infolge der zwingenden Natur des § 11 iſt eine ſcheckrechtlich 
wirkſame Verlängerung der Vorlegungsfriſt ausgeſchloſſen. Eine 


136 Begr. S. 26f. 
157 pgl. Staudinger, BGB. 3./4. Aufl. 8 198 Nr. 6. 
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Abkürzung derſelben kann nur gegenüber dem unmittelbaren 
Nehmer auf Grund des Begebungsvertrages Geltung haben. 

Das Geſetz unterſcheidet demnach zwei Gruppen von Schecks: 

1. diejenigen, die im Inkande ausgeſtellt und zahlbar find, 
„reine Inlandſchecks“. Für dieſe Gruppe gilt die 10 tägige Friſt, 
ohne Unterſchied, ob der Scheck Platzſcheck, d. h. am Ausſtellungs⸗ 
orte zahlbarer Scheck, oder ob er Diſtanzſcheck, d. h. an einem 
anderen inländiſchen Orte zahlbarer Scheck iſt; 9“ 

2. alle diejenigen, die im Auslande ausgeſtellt bezw. zahlbar 
ſind. Während für dieſe Gruppe nach dem Entwurfe von 1907 
eine kombinierte Friſt galt, eine Zuſammenfaſſung von einer 
ziffernmäßig feſtgelegten und einer relativen, durch die Länge der 
Transportzeit beſtimmten Friſt, hat das Geſetz in Verbindung 
mit der zitierten Verordnung des Bundesrats auch für dieſe 
(relativen) Auslandſchecks eine abſolute, in ihrer Länge den Ent⸗ 
fernungen entſprechend abgeſtufte Vorlegungsfriſt geſchaffen. Es 
unterſcheidet hierbei zwiſchen den ausländiſchen Inlandſchecks, das 
ſind die, welche im Auslande ausgeſtellt und im Inlande zahlbar 
ſind, und den inländiſchen Auslandſchecks, die vom Inlande auf 
das Ausland gezogen ſind. Für letztere gelten die in der zitierten 
Verordnung beſtimmten Friſten dann nicht, wenn das aus⸗ 
ländiſche Recht eine (abſolute oder relative) Präſentationsfriſt 
vorſchreibt, z. B. das engliſche Recht: within a reasonable time.“ 
In dieſem Falle hat das deutſche Recht nur ſubſidiäre Geltung. 
Bezüglich der reinen (abſoluten) Auslandſchecks, die ſowohl im 
Auslande ausgeſtellt wie zahlbar ſind, müßte gegebenenfalls lediglich 
ausländiſches Recht zur Anwendung kommen. 

Das bürgerliche Recht enthält für die Anweiſung eine geſetz⸗ 
liche Präſentationsfriſt nicht. Ihr Fehlen iſt für ſie auch nicht 
von ſolcher Bedeutung wie für den Scheck. Dieſer bedarf ihrer, 
und zwar einer kurzen Friſt. „Die Scheckbegebung iſt ein Zahl⸗ 
geſchäft. Der Inhalt und der Zweck dieſes Geſchäfts bringt es 
mit ſich, daß möglichſt ſchnell entſchieden werde, ob die Zahlung 
vollendet iſt oder nicht. Dem Schecknehmer liegt daran, daß er 
ſchnell zu ſeinem Gelde komme, dem Scheckausſteller, daß die 
zur Zahlung beſtimmte Deckung ſchnell von dem Bezogenen auf 
den Schecknehmer übergehe, damit er nicht länger als nötig die 
Gefahr dieſes Guthabens trage. Die möglichſte Beſchränkung der 


188 Breit, Jur W. 1908 S. 261; Schiebler, SchG. S. 34. 

130 pgl. Begr. S. 27. Über die Zweckmäßigkeit dieſer Regelung gehen die 
Anſichten auseinander. Gebilligt von Sohn, Hoppenſtedt, Sim unſon, 
Holtmann, Conrad u. a. m.; dagegen Buff, Loeb. 

140 Über die Friſten des ausländiſchen Rechts vgl. Apt, Schö. S. 82f.; 
Kuhlenbeck, Komm. S. 63. 
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Präſentationsfriſt iſt auch deshalb geboten, damit der Scheck nicht 
entgegen ſeinem wirtſchaftlichen Zwecke als Zirkulationspapier 
verwendet werde.“ “! „Durch den Scheck verfügt der Ausſteller 
über ein ihm zuſtehendes Guthaben, für deſſen Vorhandenſein er 
durch die Ausſtellung eine Gewähr übernimmt. Dieſelbe Gewähr 
übernehmen die Indoſſanten. Mit der ſtrengen Regreßverbind⸗ 
lichkeit iſt es nicht vereinbar, wenn dem Scheck eine nicht begrenzte 
Umlaufszeit gelaſſen würde. Die Rückſicht auf einen ordnungs⸗ 
mäßigen Verkehr verlangt vielmehr, daß die Umlaufszeit begrenzt 
und die Vorlegungsfriſt nicht länger ausgedehnt wird, als zu 
einer zweckentſprechenden Verwertung des Schecks erforderlich iſt.“ “ 
Die beſondere Bedeutung der Präſentationsfriſt beſteht nach dem 
Geſetze darin, daß an ihrer Hand die Widerruflichkeit und die 
Regreßpflicht geregelt werden. u i 

Beide Tatſachen, die Nichteinlöſung und die rechtzeitige Prä⸗ 
ſentation oder ihr vergeblicher Verſuch, müſſen bewieſen werden. 
Für dieſen Nachweis hat das Geſetz im Gegenſatz zum Entwurfe 
von 1907 eine beſtimmte Form vorgeſchrieben. 

Während nach dem Entwurfe zu ſeiner Führung jedwedes 
geeignete Beweismittel, z. B. Zeugen, Eid, zugelaſſen war, wenn 
auch unter prinzipieller Bevorzugung des Proteſtes, der Privat⸗ 
deklaration und der Beſcheinigung einer Abrechnungsſtelle, be⸗ 
ſchränkt das Geſetz in zwingendem Rechtsſatze deren Zahl auf 
drei, die der Inhaber des Schecks in freier Wahl benutzen kann. 
Der Geſetzgeber hat ſich von der Erwägung leiten laſſen, daß 
einerſeits dem Weſen des Schecks entſprechend der Nachweis ſo⸗ 
weit als möglich zu erleichtern iſt, andererſeits aber in unzwei⸗ 
deutiger Weiſe geführt werden muß. Er kann nur erfolgen: 

1. Durch eine auf den Scheck geſetzte ns und von dem Be⸗ 
zogenen unterſchriebene Erklärung („Privatdeklaration“, 
„Präſentationsatteſt“) ($ 16 Ziff. J).“ 

Dieſe vom Bezogenen als Urkundsperſon geſchaffene beweis⸗ 
erhebliche Urkunde iſt formfrei, muß aber die Tatſache und das 
wahrheitsmäßige Datum der rechtzeitigen Vorlegung !“ ſowie die 


1 Birnbaum a. a. O. S. 12. 

142 Begr. S. 26. 

148 Auf die Vorder⸗ oder Rückſeite, auch auf eine Allonge; vgl. Breit, 
Pflichten S. 41; Hoppenſtedt, Zweites Wort S. 37; Leſſing, Sch. S. 129; 
and. M. Merzbacher, Sch. S. 50f. 

14 Die Privaldeklaration hat in der Literatur viele Anhänger gefunden, 
aber 9 viele Gegner, insbeſondere wegen der Gefahr der Unterſchriftsableugnung 
und der Kolluſion des Inhabers mit dem Bezogenen (Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 92). 

16 „Die bezogene Bank darf nicht aus Entgegenkommen gegenüber einem 
Depoſitenkunden als Vorlegung anerkennen, was eine Vorlegung nicht iſt. 1505 
ſtehen Rechte dritter Perſonen in Frage.“ Breit, Pflichten S. 42 Ziff. 6. An⸗ 
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Nichteinlöſung durch den Bezogenen einwandfrei bekunden. Der 
Bezogene iſt zu ihrer Ausſtellung nicht verpflichtet, haftet aber, 
wenn er atteſtiert, dem Scheckinhaber für formgerechte Ausſtellung. 
Da das fehlerhafte Atteſt durch nachträgliche Fertigung eines 
fehlerfreien erſetzt werden kann, iſt dieſe Haftung für den Be⸗ 
zogenen wenig beſchwerend.!“!“ Von Ausnahmefällen abgeſehen, 
At der Weg der Privatdeklaration nicht gangbar im Falle des 
vergeblichen Verſuchs der Vorlegung. Der Bezogene kann nur auf 
Grund eigner Wahrnehmung ihm bekannte Tatſachen atteſtieren, 
nicht aber den vergeblichen Verſuch der Vorlegung, von dem er 
durch Dritte Kenntnis erlangt hat.“ 

2. Durch eine nicht notwendig auf den Scheck ſelbſt geſetzte 
Beſcheinigung der Abrechnungsſtelle, daß der Scheck vor 
dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt eingeliefert und nicht 
eingelöſt worden iſt ($ 16 Ziff. 2). 

Die zu 1 u. 2 genannten Beſcheinigungen können nachträglich 
erteilt werden.““ 

3. Durch einen Proteſt, der unter entſprechender Anwendung 

der Art. 87—88 a, 89 a, 91 a, 92 Abi. 2 WO. und der 

88 3, 4 des Geſ. betr. die Erleichterung des Wechſelproteſtes 
aufzunehmen iſt (88 16, 30). 

Bis zum 1. 10. 1908 galten die Vorſchriften der Art. 87, 88 
Ziff. 1—4, 6, 90, 91 WO. Mit dem Inkrafttreten des Geſetzes 
betr. die Erleichterung des Wechſelproteſtes v. 30. 5. 1908 ſind 
dieſe durch die neuen zitierten Artikel und Paragraphen erſetzt 
worden, zu deren Ergänzung die Bundesratsverordnung v. 5. 8. 
1908 (RGBl. Nr. 45 S. 482) und landesrechtliche Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ergangen ſind.““ 

Eine Proteſtfriſt erkennt das Geſetz nicht an, weil ſie lediglich 
einer Verlängerung der Lauffriſt gleichkommen würde; die Proteſt⸗ 
erhebung muß daher ſpäteſtens am letzten Tage der Vorlegungs⸗ 
friſt erfolgen. Bezüglich des Proteſterlaſſes und ſeiner Wirkungen 
findet Art. 42 WO. entſprechende Anwendung ($$ 16, 30). 

Hinſichtlich des Umfanges der Regreßforderung beſtimmt $ 17, 
daß die Artikel der Wechſelordnung (Art. 50—52) 180 entſprechende 
Anwendung zu finden haben. 


angend die Entſcheidung der mitunter zweifelhaften Frage, ob der Scheck rechtzeitig 
vorgelegt iſt, vgl. Bernſtein, BA. Bd. 7 S. 197; Breit, Pflichten ©. 43 ff. 

Breit, Pflichten S. 52. 

17 vgl. Bernſtein, BA. Bd. 7 S. 197; Breit, Pflichten S. 44; Jacuſiel 
BA. Bd. 7 S. 284; Kuhlenbeck, Komm. S. 79; Leſſing, Sh®. S. 129. 

146 Begr. S. 31; Breit, BA. Bd. 8 S. 262; and. M. Jacobi, 3. f. HR. 
Bd. 63 S. 108. 

10 Näheres bei Leſſing, SchG. S. 144 ff. 

50 Den Art. 53 erwähnt das Geſetz nicht. Infolgedeſſen iſt das Recht der 
Regreßnahme mittels Rückwechſels oder Rückſchecks verſagt. 
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Der Scheckinhaber verlangt hiernach von dem Ausſteller (oder 
Indoſſanten) Erſtattung der nichtbezahlten Scheckſumme nebſt 6% 
Zinſen vom Tage der Vorlegung bezw. des vergeblichen Verſuchs 
der Vorlegung, die etwa entſtandenen Proteſtkoſten und anderen 
Auslagen ſowie eine Proviſion von ½ „ der Scheckſumme. Hat 
er den Scheck im Regreßwege eingelöſt, ſo iſt er die von ihm ge⸗ 
zahlte Scheckſumme zu fordern berechtigt nebſt 6% Zinſen vom 
Tage der Zahlung, die ihm entſtandenen Koſten und ½ „% Proviſion 
von der gezahlten Summe. Die Berechnung dieſer Beträge erfolgt 
bei Verſchiedenheit zwiſchen dem Zahlungsorte bezw. Wohnorte des 
Regreßnehmers und dem Wohnorte des Regreßpflichtigen unter 
Zugrundelegung einer fingierten Rücktratte (Art. 50 Abſ. 2, 51 
Abſ. 2, 52 W.). 

Für die Einlöſung des Schecks im Regreßwege — die Vor⸗ 
ausſetzung des Anſpruchs aus Art. 51 WO. — ſtreitet eine durch 
Gegenbeweis widerlegbare Vermutung zugunſten des Regreß⸗ 
nehmers, ſofern er den Beſitz des Schecks, des Proteſtes mb: fein 
vorproteſtliches Indoſſament nachmweilt.1 Aber auch, wenn der 
Regreßnehmer an Stelle des Proteſtes ſich im Beſitze einer der 
anderen Beweisurkunden des § 16 befindet und das Indoſſament 
vor dem auf dem Präſentationspapier vermerkten Vorlegungstage 
gezel u 55 wird die erwähnte Vermutung Platz greifen.“ 

Auch dem Beſitzer eines Inhaberſchecks iſt der Anspruch aus 
Art. 51 WO. infolge der grundſätzlichen Gleichſtellung der Haftung 
des Namensſkribenten und des Indoſſanten zuzubilligen. Ihm 
ſteht aber die erwähnte Vermutung nicht zur Seite, vielmehr 
muß er die Einlöſung im Regreßwege bemweijen.?°® 

Gegen den Regreßanſpruch kann ſich der Schuldner, d. h. der 
Regreßpflichtige, nur einer beſchränkten Anzahl von Einwendungen 
bedienen.? Das Geſetz unterſcheidet in § 18 Abſ. 2 drei Kate⸗ 
gorien. Die erſten beiden Arten — die gegen die Gültigkeit der 
Erklärung in der Urkunde gerichteten ſowie alle aus dem Inhalte 
des Schecks ſich ergebenden Einwendungen — tragen den Charakter 
von exceptiones in rem, von objektiven, abſoluten Einwendungen. 
Sie äußern ihre verpflichtungsvernichtende Wirkung gegenüber 
jedem Scheckinhaber. Dagegen ſind die Einreden der dritten Klaſſe 


— alle diejenigen, welche dem Regreßſchuldner unmittelbar gegen 


den Inhaber zuſtehen — nur perſönlicher, relativer Natur, ex- 


101 en un z. WO. 5. Aufl. S. 142. 


152 Henſchel, S 
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184 Unter Einwendungen verſteht das Geſetz ſowohl materielle Gegenrechte 
wie prozeſſuale Einreden. 
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ceptiones in personam, ausgeſtattet mit rechtszerſtörender Wirkung 
lediglich gegenüber dem beſtimmten Scheckinhaber. “s 

Der Regreßpflichtige iſt nur Zug um Zug gegen Auslieferung 
des Schecks, der zum Nachweiſe der rechtzeitigen Vorlegung (des 
vergeblichen Verſuchs der Vorlegung) und der Nichteinlöſung 
dienenden Urkunden ſowie einer quittierten Retourrechnung Zah⸗ 
lung zu leiſten verbunden ($ 19). 

Dieſes Recht auf Auslieferung der genannten Urkunden iſt 
dem Schuldner deshalb gegeben, weil er ihrer bedarf, um ſeine 
Rechte gegen die Vormänner zu verfolgen oder, wenn er Ausſteller 
iſt, ſeinen Anſpruch aus dem Scheckvertrage gegen den Bezogenen 
zu begründen. 

§ 20 des Gef. ſetzt für den Regreßanſpruch gegen den Aus⸗ 
ſteller wie auch die übrigen Vormänner beſondere Verjährungs⸗ 
friſten feſt; dieſelben ſind kurz bemeſſen, was im Hinblick auf die 
Notwendigkeit einer „raſchen Abwicklung, welche das Lebenselement 
des durch den Scheck vermittelten Zahlungsverkehrs bildet“, un⸗ 
zweifelhaft erforderlich iſt. Iſt der Scheck in Europa mit Aus⸗ 
nahme von Island und den Fardern zahlbar, verjähren die Re⸗ 
greßanſprüche in drei, im übrigen in ſechs Monaten. Die Ver⸗ 
jährung beginnt gegen den Inhaber des Schecks mit dem Ablauf 
der Vorlegungsfriſt. 0 der Hemmung und Unterbrechung 
der Verjährung trifft das Geſetz anders als der öſterreichiſche $ 20 
Ziff. 5 keine beſondere Beſtimmung; es bleiben die allgemeinen 
Vorſchriften des BGB. (88202 bis 219) maßgebend. Die im 
übrigen noch aufgeſtellten Vorſchriften über den Regreß finden 
bei Erörterung der Übertragung des Schecks Berückſichtigung. 

Wie wir geſehen haben, iſt Vorausſetzung des Regreſſes die 
rechtzeitige Vorlegung. Iſt dieſe verabſäumt, ſo erliſcht das Re⸗ 
greßrecht, vielmehr entſteht überhaupt nicht. Für dieſen Fall nun, 
daß dem Scheckberechtigten ein Regreßrecht nicht erwächſt, und für 
den anderen, daß es durch Verjährung erloſchen iſt, gibt ihm § 21 
ein ferneres Klagerecht gegen den Ausſteller an die Hand, eine 
Bereicherungsklage. Sie übt die Funktionen aus, die dem Be⸗ 
reicherungsanſpruche im Rechte überhaupt zufallen, eine „Selbſt⸗ 
korrektur“ des Rechts zu ſein, ein Mittel, „die Wunden zu heilen, 
die das Recht ſelbſt ſchlägt“. 6 Und das Recht des Geſetzes 
ſchlägt Wunden oder kann fie wenigſtens ſchlagen infolge der 
kurzen Regreßverjährungs⸗ und Präſentationsfriſten. Daß der 


188 Über die Einwendungen im einzelnen vgl. A pt, SchG. ©. 107ff.; 
Conrad, Handb. S. 269; Henſchel, Sch. S. 56 ff.; Kuhlenbeck, 
Komm. S. 84f.; ling, SchG. S. 156 ff.; Merzbacher, SH. S. 69 ff.; 
Schiebler, Sch. S. 52. ö 

5 Kohler in v. Holtzendorffs Enzykl. Bd. 1 S. 704. 
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ſäumige Empfänger den Verluſt des Regreſſes als Folge des 
Mangels an Diligenz trägt, iſt ſo billig wie notwendig; aber hart 
wäre es, wenn der Ausſteller ſich infolge jener Säumnis mit dem 
Schaden des Empfängers bereichern würde. Und deshalb die Be⸗ 
reicherungsklage. Sie erſcheint als ein Korrelat zur Kürze der 
genannten Friſten.!“ 

Ihre Geltendmachung iſt an mehrere Vorausſetzungen gebunden. 
Zunächſt muß nach $ 21 Abſ. 1 die Regreßverbindlichkeit des Aus⸗ 
ſtellers durch Unterlaſſung rechtzeitiger Präſentation nicht ent⸗ 
ſtanden oder durch Verjährung erloſchen ſein. Der Scheck muß präju⸗ 
diziert bezw. präſkribiert ſein. Der Empfänger muß des weiteren 
einen Schaden erlitten haben; nur inſoweit, als er ſich mit einem 
ſolchen Schaden bereichern würde, bleibt ja nach § 21 Abſ. 1 der 
Ausſteller verpflichtet. Damit iſt die tatſächliche Bedeutung der 
Klage außerordentlich gemindert.! Die Fälle der unbedingten 
datio in solutum, in welchen ohne weiteres ein Schaden zutage 
liegt, ſind ſelten. In der Regel wird der Scheck, wie oben aus⸗ 
geführt, nur zahlungshalber gegeben. Es bleibt die Forderung 
aus dem Mutterverhältnis beſtehen, und ſolange die Klage auf 
Grund dieſes Anſpruchs nicht erfolglos angeſtrengt iſt oder rich⸗ 
tiger keinen Erfolg verſpricht, kann von einem Schaden nicht die 
Rede ſein. “ Die Bereicherungsklage iſt demnach eine durchaus 
ſubſidiäre Klage, ſubſidiär der Regreßklage und ſubſidiär der 
Klage auf Grund des Mutterverhältniſſes. 

Dem auf die Bereicherung klagenden Empfänger ſtand nach 
dem Entwurfe von 1907 eine Präſumtion zur Seite, nach welcher 
der Ausſteller bis zur Höhe des Scheckbetrages als bereichert galt, 
ſolange nicht das Gegenteil erwieſen war ($ 20 Abſ. 2 des Entw. 
von 1907). Die Präſumtion bedeutet eine Verſchiebung der Beweis⸗ 
laſt, eine Umkehrung zugunſten des Schecknehmers. Die Anſichten 
über Zweckmäßigkeit und Berechtigung einer ſolchen Präſumtion 
gehen auseinander. Das Geſetz hat ſich auf die Seite ihrer 
Gegner geſchlagen, und wohl mit Recht! Denn wenn ſie auch in 
zweckentſprechender Weiſe dafür ſorgt, daß nicht der Bereicherungs⸗ 
anſpruch des Scheckinhabers an Beweisſchwierigkeiten ſcheitert, ſo 
läuft dieſe Präſumtion doch andrerſeits den auf ſtrenge Inne⸗ 


7 Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 98. 

108 pol. Simon ſon, DIZ. Bd. 12 S. 1000. | 

159 Gegen Gutachten S. 30. 

160 Gegen fie Hoppenſte dt, Entwurf S. 24; Ko c. Über Bedürfnis und 
an eines 8 0 fü für das Deutſche Reich S. Ri A Bemerkungen 

(BA. 10a); Simonſon, BA. Bd. 4 4 S. 8 8 Sp. II; für ſie 
Birnbaum „ 0 5 S. 17; Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 100; He ckſcher a. a. O. 
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haltung der Präſentationsfriſt gerichteten Beſtrebungen zuwider. 
Sie erleichtert die Verfolgung des Bereicherungsanſpruchs außer⸗ 
ordentlich und gibt dadurch dem Inhaber eine bequeme Klage 
die 8 110 Ausſteller auch nach Ablauf der Präſentationsfriſt an 
ie Hand. 

Über den Umfang des Anſpruchs enthält das Geſetz keine 
Beſtimmung. Die Berechnung richtet ſich nach dem bürgerlichen 
Rechte.!“ Die Grundlage hierfür bildet das Begebungsgeſchäft. 
Nach der herrſchenden Meinung wird eine Bereicherung nur dann 
anzunehmen ſein, wenn der Ausſteller für den Scheck einen Ver⸗ 
mögenswert erhalten, ſeinerſeits aber den durch den Scheck an⸗ 
gewieſenen Betrag infolge der Zahlungsverweigerung durch den 
Bezogenen und Wegfall der Regreßpflicht in ſeinem Vermögen 
behalten hat.!“ In Höhe des Nachteils, welchen der Ausſteller 
durch die Unterlaſſung der Präſentation erlitten hat, tritt Kom⸗ 
penſation ein. Nach $ 22 verjährt der Bereicherungsanſpruch in 
einem Jahre ſeit der Ausſtellung des Schecks. “““ 

Auch für den Fall, daß dem Scheckempfänger aus doloſer 
oder grob kulpoſer Handlungsweiſe des Ausſtellers ein Schaden 
erwächſt, war im Entwurfe von 1907 Vorſorge getroffen durch 
Gewährung einer beſonderen Schadensklage.“““ Das Geſetz hat 
dieſe Klage abgelehnt, weil ſie praktiſch undurchführbar iſt; in 
der Regel wird es unmöglich ſein, die Vereitlungsabſicht des Aus⸗ 
ſtellers hinſichtlich der Scheckeinlöſung feſtzuſtellen. Sie iſt ent⸗ 
behrlich. Die zivilrechtlichen Schadenserſatzklagen auf Grund der 
§ 823 Abſ. 2 BGB. ($ 263 StGB.) und § 826 BGB. dürften aus⸗ 
reichen. 

8 10. 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen Inhaber und Bezogenem. 


Zwiſchen dem Inhaber und dem Bezogenen des Schecks be⸗ 
ſteht zunächſt keinerlei rechtliche Beziehung. Nach bisherigem 


101 pgl. hierzu Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 101 f.; Conrad, Handb. 
„ SchG. S. 61; Kuhlenbeck, Komm. S. 88f.; Leſſing, 
168. 


Sh®. S. 

162 Rießer, Bemerkungen S. 27. 

168 Gegen dieſe kurze Verjährungsfriſt Cohn, 8. f. HR. Bd. 61 S. 97 
Ziff. 5. Streitig iſt, ob der Beweis geführt werden darf, daß der im Scheck ange⸗ 
gebene Ausſtellungstag nicht der wirkliche ee iſt. Buff, Sh®. 
S. e Handb. S. 217; Leſſing, Sh®. S. 168; Merzbacher, 

161 Die una über ihre Zweckmäßigkeit find geteilt. Für fie iſt Cohn, 
Z. f. HR. Bd. 61 S. 107f. und die Alteſten, Gutachten S. 32; gegen ſie 
Hoppenſtedt, Entwurf S. 25f.; Loeb a. a. O. S. 25 f.; Rießer, Z. f. 
HR. Bd. 41 S. 599, BA. Bd. 6 S. 200 u. 279, Bemerkungen S. 25 f. Auf beiden 
Seiten ſind erhebliche Gründe geltend gemacht worden. 
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Rechte konnte eine ſolche dadurch entſtehen, daß der Bezogene den 
ihm zur Annahme präſentierten (Rekta⸗ oder Order⸗) Scheck dem 
Inhaber gegenüber gemäß § 784 BGB. annahm. Das Geſetz 
ſchließt in 810 das Akzept des Schecks ausdrücklich aus. Es ſpricht 
dem Annahmevermerke nicht nur die ſcheckrechtliche Wirkſamkeit 
ab, ſondern behandelt ihn als nicht geſchrieben.““ 

Unter den „Annahmevermerk“ fällt auch die Beſtätigung 
(Certifying, Verifizierung, Agnoszierung uſw.) und die Annahme 
des Bezogenen per aval.! Dagegen iſt eine Erklärung oder 
Beſcheinigung des Bezogenen über das Vorhandenſein eines Gut⸗ 
habens in Höhe des Scheckbetrages zur Zeit der Erklärung, gleich⸗ 
viel ob ſie auf den Scheck oder außerhalb desſelben erſcheint, zu⸗ 
läſſig, ſofern ihr nur die Bedeutung einer Auskunft zukommt 
und nicht eine ſkripturmäßige Haftung des Bezogenen begründet 
werden ſoll. Eine bewußte oder auch nur ſchuldhafte Verletzung 
der Wahrheit bei Abgabe einer ſolchen Erklärung kann die all⸗ 
gemeine Schadenserſatzklage nach 88 826, 823 Abi. 2 BGB. aus⸗ 
löſen.“““ Der hauptſächlichſte Grund, der gegen das Akzept ſpricht, 
iſt wohl der, daß der Scheck durch dasſelbe ſeiner wirtſchaftlichen 
Aufgabe entfremdet wird, aus einem Zahlungsmittel zum Zirku⸗ 
lationspapier, Kreditpapier wird; denn durch die Annahme wird 
eine ſelbſtändige, abſtrakte Verpflichtung des Bezogenen geſchaffen, 
durch welche die Abhängigkeit der Einlöſungsverpflichtung vom 
Vorhandenſein eines Guthabens aufgehoben wird. Der Scheck 
ſoll aber nicht „Papiergeld ſein, ſondern ein Geldpapier, ein 
Zahlungsſurrogat, kein Geldſurrogat“. des 

Gerade ſo rechtlos wie der Empfänger der nicht akzeptierten 
Anweiſung gegenüber dem Angewieſenen ſteht im Falle der 
Leiſtungsverweigerung auch der Scheckinhaber gegenüber dem Be⸗ 


165 In der Literatur find die ungen hinſichtlich des 5 6. 
teilt. Dagegen Kapp a. a. O. S. 397f.; Pavlicek, Der Scheck 

Rießer, 8. f. HR. Bd. 35 Beil. S. ai Leip. Z. Bd. 1 S. 90, ne 383 
dafür Buff, Scheckverkehr S. 96; Cohn, Z. f. vergl. R. Bd. 12 S. 97 und 8. 2 
HR. 8 6.145 2 51 f.; Fick a. a. O. S. 335 ff.; Heckſcher a. a. O. S. 404; Wendt 
d. a. 

166 Die make per aval durch einen Dritten ift 1 nn Grund⸗ 
ſätzen zu beurteilen. Kuhlenbeck, Komm. S. 1 zZeſſing, S S. 94. 
Für Bulaffung der Beſtätigung Buff, BA. Bd. 7 S. 9 N. 1 u. S. 10 N. 14 
(mit lo ulm. v. Canſtein, BA. Bd. 6 S. 325 Sp. IIf.; Cohn, 8. 0 
85¹ a 5 1 Bd. 8 S. 150 ff.; dagegen Loeb a. a. 

S. 14f.; Koch, B 8 S. 6 


107 v. 1 Der Schec S. 218; Kuhlenbeck, Komm. S. 61f.; 
Breit, Sächſ. Arch. 5 2 S. 548; Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 ©. 57; Rießer, 
Bemerkungen S. 38 N. 8 

168 Loeb a. a. 5. 15; Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 56; Funk, 
Questionnaire S. 27 (bei Gelee, 8. f. HR. Bd. 35 Beil. ©. 275). 
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zogenen da. Es beſteht nach dem Geſetze für dieſen dem Inhaber 
gegenüber keine Leiſtungs verpflichtung, deren Erfüllung der Inhaber 
aus eigenem Rechte unmittelbar gegen den Bezogenen erzwingen 
könnte. Noch nach § 11 Abſ. 1 des Entw. von 1907 haftete 
der Bezogene dem Zahlungsempfänger auf Zahlung des Scheck⸗ 
betrages, ſoweit er zur Zeit der Vorlegung dem Ausſteller gegen⸗ 
über zur Einlöſung verpflichtet war. Es beſtand ein direktes 
Pflichtverhältnis zwiſchen Bezogenem und Empfänger, aus welchem 
dieſem ein direktes Klagerecht gegen jenen erwuchs. Das Geſetz 
hat von feiner Gewährung Abſtand genommen mit Rückſicht auf 
die Abhängigkeit der Klage vom Inhalte des Scheckvertrages und 
die Beweisſchwierigkeiten infolge der Notwendigkeit, das Deckungs⸗ 
verhältnis klarzulegen.““' Der Anſpruch des Scheckinhabers gründe 
ſich auf das ihm völlig unbekannte, unter Umſtänden erſt durch 
langwierige Prozeſſe zu erkundende Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Ausſteller und dem Bezogenen. Während für den Scheckverkehr 
gerade einfachſte und durchaus klare Rechtsgrundſätze geſchaffen 
werden ſollen, werde der Scheckinhaber mit ſeinem unmittelbaren 
Anſpruche gegen den Bezogenen auf einen Weg gewieſen, der zu 
vielfachen Streitigkeiten führe und daher geeignet ſei, einerſeits 
bei dem Bezogenen die Neigung zur Eröffnung von Scheckkonten 
an weitere Kreiſe abzuſchwächen, andrerſeits bei dem großen Publi⸗ 
kum den Scheck in Mißkredit zu bringen. Die Sicherheit, die 
man durch Gewährung des Klagerechts zu erreichen denke, ſei 
eine trügeriſche, ſchon aus dem Grunde, weil der Nehmer für die 
Verfolgung ſeines Rechtes lediglich von der Unterſtützung des 
Ausſtellers und von deſſen gutem Willen abhängig ſei. !“ 

Es beſteht alſo nach geltendem Scheckrechte gegenüber dem 
Scheckinhaber nur eine indirekte, durch Vermittlung des Aus⸗ 
ſtellers erzwingbare Verpflichtung des Bezogenen zur Zahlung. 

Die Einlöſungsverpflichtung des Bezogenen erreicht ihr Ende, 
ſobald ein berechtigter Grund, die Leiſtung zu verweigern, ein 
Dishonorierungsgrund vorliegt. Auch das Recht zur Leiſtung kann 
ihm durch einen ſolchen Grund genommen werden. Das Geſetz 
gibt bezüglich der Dishonorierungsgründe nur wenige Beſtim⸗ 
mungen negativer Natur in § 13 Abſ. 2 u. 3. Danach iſt der 
Ablauf der Vorlegungsfriſt auf das Leiſtungsrecht des Bezogenen 
ohne Einfluß. Er iſt nach dem Geſetze auch nach dieſem Zeit⸗ 
punkte noch zur Einlöſung des Schecks berechtigt, wird jedoch bei 
Ausübung dieſes Rechts die Grundſätze von Treu und Glauben 


10 Die Frage der direkten Klage gehört zu den umſtrittenſten des ganzen 
Scheckrechts; vgl. Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 78 f. Den dort an iſt noch 
Schuſter als Gegner hinzuzufügen („Dangergeſchenk“ a. a. O. S. 49f.). 

76 Begr. S. 13ff. 


1 


ze. 


zu ah haben. Durch beſondere Vereinbarungen zwiſchen 
Ausſteller und Bezogenem können Recht und Pflicht zur Einlöſung 
oder Nichteinlöſung nach Ablauf der Vorlegungsfriſt modifiziert 
werden.“ 

Im Gegenſatz zur Anweiſung, die nach § 790 BGB. frei⸗ 
widerruflich iſt, gilt nach § 13 Abt gan der Widerruf, da er ſich 
nicht verträgt mit dem Zwecke des Schecks, an Stelle des Geldes 
Zahlungsmittel zu ſein, der nur erreicht wird, wenn der Nehmer 
eine Schmälerung ſeiner Rechte durch den Ausſteller nicht be⸗ 
fürchten muß, nicht als Dishonorierungsgrund, allerdings nur 
ſo lange nicht, als die Präſentationsfriſt noch läuft. Der Bezogene 
iſt bis zum Ablaufe dieſer Friſt nicht verpflichtet, dem Wider⸗ 
rufe des Ausſtellers Folge zu leiſten. Er darf den Scheck zu 
deſſen Laſten einlöſen. Dieſe Handlungsweiſe des Bezogenen ent⸗ 
ſpricht dem Willen des Geſetzes. Andrerſeits kann er aber auch, 
ohne Rechtsnachteile befürchten zu müſſen, den Widerruf beachten 
und die Bezahlung des Schecks verweigern. Der Inhaber iſt ihm 
gegenüber, da er ja kein unmittelbares Recht auf Zahlung beſitzt, 
völlig machtlos. Aber auch dem Ausſteller gegenüber iſt der Be⸗ 
zogene gedeckt. Sollte dieſer einen auf die Unwiderruflichkeit des 
Schecks gegründeten Anſpruch geltend machen, ſo wird ihm der 
Bezogene wirkſam die exceptio doli entgegenhalten können. 

Hervorzuheben iſt, daß der Bezogene unter Umſtänden den 
Widerruf innerhalb der Vorlegungsfriſt im eignen Intereſſe zu 
beachten gezwungen iſt. Der Widerruf macht in jedem Falle den 
Scheck zu einem „verdächtigen Papier“. Er nötigt und berechtigt 
den Bezogenen zu einer beſonders peinlichen Beachtung ſeiner 
Prüfungspflichten bei der Einlöſung. In der Regel liegt in ihm 
ein Beſtreiten der Berechtigung des Inhabers zum Leiſtungs⸗ 
empfang. Dieſen Warnruf des Ausſtellers unbeachtet zu laſſen, 
wird für den Bezogenen leicht erhebliche Nachteile zur Folge 
haben können. Den nach Ablauf der Präſentationsfriſt erfolgten 
Widerruf muß der Bezogene reſpektieren (zit. $ Abſ. 3). Iſt der 
Widerruf im Laufe der Vorlegungsfriſt erklärt, ſo wird er mit 
ihrem Ende wirkſam, wenn der Scheck bis dahin nicht vorgelegt 
worden iſt. 

Die Zuläſſigkeit des Widerrufs nach Ablauf der Vorlegungs⸗ 
friſt wirkt einer übermäßigen Ausdehnung der Umlaufsfriſt des 
Schecks entgegen und beſchleunigt die Abwicklung des Zahlungs⸗ 


171 4 rad, Handb. S. 169; Leſſing, Sh®. S. 111; Merzbacher, 


121 Dieſe Vorſchrift hat durch den Wegfall des direkten Klagerechts den größten 
Teil ihrer Bedeutung und Verſtändlichkeit eingebüßt. 
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gel chäfts. Außerdem gibt fie dem Ausſteller unter Umſtänden 
ie Möglichkeit, die langwierige und koſtſpielige Kraftloserklärung 
zu vermeiden.!“ 174 
Im übrigen ſind die Dishonorierungsgründe aus den ſonſtigen 
Beſtimmungen des Geſetzes oder den Sätzen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezw. der Konkursordnung abzuleiten. 
ü Nach 8 791 BGB. hat der Tod oder der Eintritt der Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit eines der Beteiligten auf die Einlöſung des 
Schecks keinen Einfluß. Recht und Pflicht oder nur ein Recht 
zur e iſt gegeben 
1. bei gleichzeitiger Präſentation mehrerer Schecks, die das 
Guthaben überſteigen; im übrigen gilt der Grundſatz: 
first come, first served; “5 
2. bei fehlerhafter Präſentation, z. B. zur Unzeit oder wenn 
fie den Vorſchriften des Art. 91 WO. der nach § 16 
Abſ. 2 entſprechend anwendbar iſt, nicht entſpricht; 

3. bei Zahlungsſperre des Inhaberſchecks im Aufgebots⸗ 
verfahren und ein Leiſtungsverweigerungsrecht überhaupt 
im Falle des Aufgebots; 

bei mangelnder oder mangelhafter Legitimation; 

im Falle der Fälſchung oder Verfälſchung des Schecks; 

bei unzureichender Deckung; 

bei weſentlichem Mangel der Urkunde; 

. bei Verletzung der im Scheckvertrage feſtgeſetzten Verkehrs⸗ 
bedingungen durch den Ausſteller; 

im Falle des Konkurſes.““ Dieſer Leiſtungsverweigerungs⸗ 
grund bedarf einer eingehenden Erörterung. 

Für Beurteilung der Frage, welchen Einfluß der Konkurs 
eines der Beteiligten auf die Scheckzahlung hat, ſollen nach der 
Begründung (S. 29) die Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts und 
der Konkursordnung maßgebend bleiben, da kein Grund vorliege, 


ON. 


178 Begr. S. 29. 

174 pgl. zu „Widerruf“: Breit bei Holdheim Bd 17 Nr. 8 S. 200 ff.; Helbing 
ebenda Nr. 7 S. 172 ff.; ale ana. Bd. 2 S. 435ff.; Leſſing, Sh®. 
S. 134; Winterwerb Bd. 8 

1 Vo eb a. d. O. S. 211. 

176 Alteſte, Gutachten S. wi i Apt; Sch. S. 86; Breit, Pflichten 
S. 27f.; Seufferts Blätter Bd. 85 1 Buff, Scheduerteht, = si f., en 

©. 70; ne a. g. 75 155 5 Sohn, Z. f. HR. 1 E. 87ff. 
408ff., Für ſt . 5 8. S. 407ff. 
a. ©. 493 f.; aD S.ant, 
Merzbacher, SchG. S. 46; 
Rießer, BA. Bd. 6 & 27 a 47 BA. Bd. 7 S. 51; Schiebler, 
SchG. S. 388; Simo nſon in Gruchots Beitr. zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts Bd. 50 S. 43 ff., BA. Bd. 4 S. 86f., 1088. Bd. 12 S. 1000, BA. Bd. 7 
S. 270; Staub a. a. D. Erf. zu § 363 Note 1 
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für den Scheck abweichende Normen aufzuſtellen. Die in der 
Literatur geäußerten Wünſche, die Wirkung des Konkurſes des 
Ausſtellers auf die Rechtsverhältniſſe des Schecks ausdrücklich feſt⸗ 
zuſtellen, weil die vorhandenen Beſtimmungen unzulänglich 
555 ſind vom Geſetzgeber trotz ihrer Berechtigung nicht beachtet 
worden. 

Durch den Konkurs des Ausſtellers wird der Scheck in ſeiner 
Rechtsbeſtändigkeit nicht berührt. § 23 KO. iſt unanwendbar, da 
der Scheck keinen Auftrag enthält. Dagegen beeinflußt der 
Konkurs das Recht und die Pflicht des Bezogenen zur Einlöſung. 
Der Scheck iſt nur ein Zahlungsverſuch, die v. Canſtein ſche 
Theorie der Zeſſion des Guthabens iſt vom Geſetze abgelehnt. 
Das Guthaben fällt im Falle des Konkurſes an die Konkursmaſſe. 
Ein beſonderes Aus⸗ oder Abſonderungsrecht des Scheckinhabers 
iſt nicht anerkannt, da kein Grund vorliegt, ihm gegenüber den 
anderen Konkursgläubigern eine Ausnahmeſtellung zu gewähren 
nur allein deshalb, weil ſeine Forderung eine Scheckforderung iſt. 
Der Bezogene iſt daher verpflichtet, die Zahlung des Schecks zu 
verweigern. Doch wird dieſe Pflicht des Bezogenen nicht ſchon 
mit der Konkurseröffnung an ſich begründet. Erſt die Kenntnis 
von ihr nimmt ihm das Einlöſungsrecht. Solange er dieſe nicht 
beſitzt, wird er durch die Hablung, unter der Vorausſetzung, daß 
der Scheck vor der Eröffnung des Konkurſes ausgeſtellt iſt,!“ 
von feiner Verbindlichkeit auf Rückgabe der Deckung gemäß 8 8 
KO. befreit. „Denn eine auf Anweiſung des Gemeinſchuldners, 
alſo mit ſeiner Einwilligung, an den Scheckinhaber erfolgte Leiſtung 
ſteht im Sinne des bezeichneten § 8 der Leiſtung an den Gemein⸗ 
ſchuldner gleich.“ Die Beweislaſt für die Kenntnis von der Er⸗ 
öffnung des Konkurſes zur Zeit der Leiſtung trägt der Konkurs⸗ 
verwalter, wenn die Leiſtung vor der öffentlichen Bekanntmachung 
der Konkurseröffnung erfolgt iſt; iſt ſie nach dieſem Zeitpunkte 
erfolgt, ſo muß der Bezogene ſeine Unkenntnis beweiſen. Zu be⸗ 
feht „nt hierbei, daß Kennenmüſſen dem Kennen nicht gleich⸗ 
teht.“ 

Der Scheckvertrag des Gemeinſchuldners mit dem Bezogenen 
erliſcht infolge der Konkurseröffnung. Der Scheckvertrag kommt 
in ſeiner rechtlichen Natur dem Geſchäftsbeſorgungsvertrage des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs am nächſten und wird, was den Konkurs 
anlangt, nach deſſen Grundſätzen zu beurteilen ſein. Der Geſchäfts⸗ 
beſorgungsvertrag erliſcht aber nach $ 23 KO. bei Ausbruch des 
Konkurſes; nur lange bleibt er zugunſten des Geſchäftsbeſorgers 


177 And. M. Breit Bf pi. Bd. 64 ©. 517. 
1s Jaeger, KO. 8 8 N. 14. 
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nach § 674 BGB. noch beſtehen, bis dieſer von dem Erlöſchen 
Kenntnis erlangt oder das Erlöſchen kennen muß. Ein Eintritt 
des Konkursverwalters in den Scheckvertrag auf Grund des 8 6 
KO., wie Leſſing ausführt, findet nicht ſtatt. Aus dem Ver⸗ 
fügungsrecht des Konkursverwalters über die Konkursmaſſe folgt 
weder ein Recht für ihn, Schecks auf das Guthaben des Gemein⸗ 
we“ zu ziehen, noch eine Pflicht des Bezogenen zur Ein- 
ung. 


In der Regel wird allerdings durch Vereinbarung das 
Scheckverhältnis zwiſchen dem Bezogenen und dem Konkurs⸗ 
verwalter beſtehen bleiben, es gründet ſich dann aber nicht auf 
den bisherigen Schedvertrag mit dem Gemeinſchuldner, ſondern 
auf einen neuen Vertrag zwiſchen Konkursverwalter und Be⸗ 
zogenem. !“ 

Der Konkursverwalter kann den Scheck widerrufen. Der 
Widerruf vor Ablauf der Vorlegungsfriſt iſt an ſich unwirkſam, 
doch wirkt er indirekt durch die in ihm an den Bezogenen gelangte 
Kenntnis von der Konkurseröffnung. 

Im Falle des Konkurſes des Bezogenen kann nur der Aus⸗ 
ſteller des Schecks als Konkursgläubiger in Betracht kommen, der 
Inhaber dagegen nicht; denn ihm ſteht ein direkter Anſpruch gegen 
den Bezogenen nicht zu. Die regelmäßig eintretende Nichtein⸗ 
löſung des Schecks während der Präſentationsfriſt hat den Regreß 
Den die Vormänner oder den Ausſteller zur Folge. Die Ein- 

öſung des Schecks durch den Bezogenen nach der Konkurseröff⸗ 
nung iſt gemäß § 7 KO. den Konkursgläubigern gegenüber un⸗ 
wirkſam und der Empfänger zur Rückerſtattung des erhaltenen 
Betrages trotz Regreßverluſtes verpflichtet. Bei Zahlung vor 
Konkurseröffnung, aber nach der Zahlungseinſtellung oder dem 
Antrage auf Konkurseröffnung iſt der Empfänger gegen die 
Konkursanfechtung geſchützt, wenn er nach Scheckrecht bei Verluſt 
ſeiner Regreßanſprüche gegen andere aus dem Scheck Verpflichtete 
zur Annahme der Zahlung verbunden war. Der Konkursverwalter 
kann dann die Rückgewähr regelmäßig nur von dem letzten 
Regreßſchuldner, dem Ausſteller, verlangen. Dies unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß dem Ausſteller bei Begebung des Schecks einer der 
in 8 30 Nr. 1 KO. erwähnten Umſtände bekannt war ($ 34 KO.). 
Es ſoll durch dieſe Vorſchrift verhindert werden, daß der Aus⸗ 
ſteller trotz Kenntnis einer der im zit. Paragraphen genannten 
Umſtände durch Begebung eines Schecks ſein Guthaben beim Be⸗ 
zogenen, das ſonſt zur Konkursmaſſe fallen würde, einzieht. 


no ygl. Breit, 3. f. HR. Bd. 64 S. 509; Fürſt, Leipz. Z. Bd. 2 S. 410; 
Leſſing. 806. Sr e 
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Dieſe Beſtimmungen des § 34 KO., die eine notwendige 
Folge der eigenartigen Regelung des Wechſelregreſſes ſind, 
müſſen, ſo führt die Begründung (S. 32) aus, da der Scheckregreß 
nach gleichen Grundſätzen geordnet iſt, bei Zahlungen, die auf 
Schecks geleiſtet werden, entſprechende Anwendung finden. Andern⸗ 
falls würde der Scheckinhaber, der zur Rückzahlung des Scheck⸗ 
betrages gezwungen iſt, nach dieſer ſchlechter geſtellt fein als vor 
der Zahlung des Schecks. Denn er konnte, da ihm Zahlung an⸗ 
geboten war, den Nachweis der Nichtzahlung nach § 16 nicht 
beibringen und iſt deshalb des Regreßrechtes verluſtig gegangen.“ 

Da nur die notgedrungene, zur Vermeidung des Verluſtes 
von Anſprüchen gegen Scheckverpflichtete erforderliche Empfang⸗ 
nahme der Zahlung anfechtungsfrei iſt, kann die Zahlung nach 
Erlangung des Nachweiſes gemäß § 16 gegen Anfechtung nicht 
geſchützt ſein; denn hier iſt der Regreß geſichert. Ebenſowenig 
iſt ein ſolcher Verluſt zu befürchten, wenn der Bezogene der ein⸗ 
zige Scheckſchuldner iſt; infolgedeſſen iſt dieſe Zahlung anfechtbar. 
Auch die Zahlung nach Verſäumung der Vorlegungsfriſt iſt an⸗ 
fechtbar; denn hier iſt der Regreß bereits verloren.“ Teil⸗ 
zahlungen ſind anfechtbar, weil der Inhaber zur Annahme von 
ſolchen nicht verpflichtet iſt. 

Der Konkurs eines Indoſſanten iſt ſcheckrechtlich ohne Einfluß. 
Die Regreßforderung iſt lediglich Forderung zur Konkursmaſſe. 
Ein nach der Konkurseröffnung erteiltes Indoſſament iſt gegen⸗ 
über der Konkursmaſſe unwirkſam.“ 

Im Konkurſe des Inhabers fällt der Scheck zur Konkurs⸗ 
maſſe (8 1 KO.). | 

Liegt ein Dishonorierungsgrund nicht vor, jo wird regel- 
mäßig der durch die Präſentation in Gang geſetzte Einlöſungs⸗ 
prozeß in ordnungsmäßiger Weiſe durch Bezahlung des Schecks 
dien Abſchluß gelangen. Der Präſentation ſteht nach § 12 Abſ. 1 

ie vorſchriftsmäßige Einlieferung in eine vom Bundesrate als 
geſetzmäßig bezeichnete Abrechnungsſtelle gleich, “““ bei welcher, ſoll 
die Einlieferung rechtswirkſam ſein, der Bezogene vertreten ſein 
muß. Der Bezogene iſt nur gemäß der dem § 785 BGB. ent⸗ 


0 Jaeger a. a. O. zu 834 N. 1. 
125 N a. a. O. N. 7 u. 9. 
162 ⁊muhlenbeck, Komm. S. 74. 

18s Kuhlenbeck a. a. O. 

164 8 12 Abſ. 2 u. Verordn. des Bundesrats v. 19. 3. u. 1. 7. 1908 betr. Ab⸗ 
rechnungsſtellen im Scheckverkehr. Abrechnungsſtellen im Sinne des Geſetzes ſind 
gegenwärtig die Abrechnungsſtellen bei der Reichsbank in Berlin, Braunſchweig, 
Bremen, Breslau, Chemnitz, Cöln a. Rh., Dortmund, Dresden, Elberfeld, Frankfurt 
a. M., Hamburg, Hannover, Leipzig, München, Nürnberg, Stuttgart, Mannheim 
und die Bank des Berliner Kaſſenvereins zu Berlin. 
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ſprechenden Vorſchrift des § 13 Abſ. 1 gegen Aushändigung des 
Schecks Zahlung zu leiſten verbunden. Recht, auf Quittung iſt 
ihm ausdrücklich zugeſtanden ($ 13 Abſ. 1). Die Quittung kann 
nach § 8 Abſ. 2 in Form eines Indoſſaments an den Bezogenen 
erfolgen. § 13 Abſ. 1 macht den Scheck zum Einlöſungspapier. 
Ihre Begründung findet die Notwendigkeit der Aushändigung 
in ihrem Zwecke. Der Zahlende ſoll geſchützt ſein gegen eine 
nochmalige Geltendmachung und ſoll ein Mittel erhalten, womit 
er dem Ausſteller den Vollzug der Leiſtung und damit ſeinen 
Revalierungsanſpruch beweiſen kann. Die Urkunde iſt aber nicht 
allein in der Hand des Bezogenen Legitimationsmittel, ſondern 
auch in der des Inhabers. Während ſich der Inhaber des Rekta⸗ 
ſchecks nur als beſtimmte Perſon legitimieren kann, iſt beim In⸗ 
haberſcheck der Inhaber als incerta persona legitimiert. Zu einer 
Legitimationsprüfung iſt der Bezogene im Regelfalle nicht ver⸗ 
pflichtet und auch nicht berechtigt.!“ Beim Orderſcheck erfolgt die 
Legitimation und ihre Prüfung nach den Vorſchriften der Wechſel⸗ 
ordnung ($ 8 Ab]. 2). 

Die Leiſtung, die im eignen Namen, aber für fremde Rech⸗ 
nung erfolgt, beſteht in der Leiſtung des in der Urkunde bezeich⸗ 
neten Gegenſtandes, in Zahlung der Scheckſumme. Dieſe iſt 
Barzahlung, se ſofern nicht der Ausſteller oder ein Inhaber von 
dem ihm nach § 14 zuſtehenden Verbotsrechte Gebrauch gemacht 
hat. Nach zit. Paragraph kann der Ausſteller und jeder Inhaber 
durch quer über die Vorderſeite geſetzten, äußerſter Formenſtrenge 
unterworfenen 1s” Vermerk: „Nur zur Verrechnung“ verbieten, 
daß der Scheck bar bezahlt werde. Derſelbe darf in dieſem Falle 
vom Bezogenen nur durch Verrechnung eingelöſt werden (zit. 8 
Abſ. 1 Satz 2). Dieſe Verrechnung gilt als Zahlung im Sinne des 
Geſetzes (zit. § Abſ. 1 Satz 3). Eine Übertretung des Verrechnungs⸗ 
gebotes macht den Bezogenen für den dadurch entſtandenen 
Schaden gegenüber dem Geſchädigten verantwortlich ($ 14 Abſ. 2 
S. 2). Dieſer Schadenserſatzanſpruch verjährt gemäß § 22 in 
einem Jahre ſeit der Ausſtellung. Das Verbot der Barzahlung 
kann nicht widerrufen werden (zit. § Abſ. 2 Satz 2). 


Sch 8 9155 Ausnahmefälle vgl. Kuhlenbeck, Komm. S. 28; Leſſing, 
136 Kompenſation iſt ebenſo wie bei der Anweiſung möglich. Für den Ver⸗ 
rechnungsſcheck ergibt ſich dies aus dem Begriffe. Sie iſt aber, abgeſehen vom 
Prozeſſe, nur mit Einwilligung des Präſentanten anlſſig und hat daher in der 
Praxis eine ſehr geringe Bedeutung (vgl. Hoffmann, BA. Bd. 4 S. 134 Sp. II). 

By SG. S. 72; Cohn, 8. f. HR. Bd. 61 S. 71; sul 
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Der Scheckverkehr nach dem neuen Recht S. 23; Henſchel, S 7 
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Betreffend die Leiſtung von Teilzahlungen hat der Geſetz⸗ 
geber eine beſondere Regelung für den Scheck nicht für nötig er⸗ 
achtet. Es finden die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts An⸗ 
wendung. Nach $ 266 BGB. iſt der Schuldner zu Teilleiſtungen 
nicht berechtigt. Eine Pflicht des Scheckinhabers zur Annahme 
ſolcher iſt mit der Natur des Schecks, „der auf raſche und volle 
Befriedigung abzielt und bis zu ſeinem vollen Betrage durch ein 
Guthaben gedeckt ſein ſoll“, nicht vereinbar. Nimmt der Inhaber 
Teilzahlungen an, ſo 15 hierfür die Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts maßgeben 188 Wie kein Recht, jo beſteht aber auch 
keine Pflicht des Bezogenen zu Teilleiſtungen. Wenn das Gut⸗ 
haben nicht ausreicht, darf er den Scheck dishonorieren.“““ 

Die Leiſtung des Bezogenen erfolgt am Zahlungsorte ($ 5). 

Kein Zahlungsort im Sinne des Geſetzes iſt die Zahlſtelle. Der 
Bezogene iſt nicht verpflichtet, hier zu leiſten. Er erklärt durch 
Angabe von Zahlſtellen nur ſeine Bereitwilligkeit, auf ihn gezogene 
Schecks auch dort einzulöſen, freilich nicht, wie Loeb treffend 
bemerkt, bei Sicht, ſondern nach Befund der Richtigkeit. Die Zahl⸗ 
ſtellen find im Intereſſe des Scheckinhabers beigefügt und find 
mit Rießer!“ nicht als Zahlungsmandatare des Bezogenen, 
ſondern als Inkaſſomandatare des Scheckinhabers anzuſehen, von 
dieſem mit der Einlöſung des Schecks beim Bezogenen am 
Zahlungsorte beauftragt. 
Welche Wirkungen der Vollzug der Leiſtung äußert, iſt bereits 
bei Erörterung der Beziehungen zwiſchen Ausſteller und Be⸗ 
zogenem bezw. Empfänger der Urkunde dargelegt worden. Es 
genügt daher hier 5 Hinweis, daß durch den Leiſtungsvollzug 
ſeitens des Bezogenen das zwiſchen Ausſteller und Empfänger 
beſtehende Kauſalverhältnis und die etwa im Deckungsverhältnis 
vorhandene causa (Forderung) zum Erlöſchen gebracht wird, die 
mit der Begebung bezweckte Obligation und ein etwaiger Re⸗ 
valierungsanſpruch zur 9 ehung gelangt. 

Vergleichen wir die rechtliche Lage des Anweiſungs⸗ und des 
Scheckempfängers miteinander, ſo ſehen wir, daß letzterer ungleich 
günſtiger geſtellt iſt als der Anweiſungsempfänger. Während 
dieſem für den Fall der Nichteinlöſung, ſoweit nicht die Klage 
aus Akzept in Frage kommt, nur die ſtumpfe Waffe der Vertrags⸗ 
klage gegen den Anweiſenden in die Hand gegeben iſt, ſteht dem 
Zahlungsempfänger „ein ganzes Arſenal“ zur Verfügung. Die 
Vertragsklage, die Bereicherungsklage, die allgemeine Schadens⸗ 


188 Begr. S. 
1 So Lefſing, Sch. S. 107; and. M. Merz „ S. 44 
unter un auf Dertm an n, Seutpverhättnife 9 56 6 Bem. 3 
Rießer, BA. Bd. 7 S. 1 87ff. 


erſatzklage und vor allem die ſcharfe, ſchneidige Waffe des ſkriptur⸗ 
mäßigen Regreſſes. Und mit Recht hat man ſich bemüht, dem 
Zahlungsempfänger eine möglichſt geſicherte Poſition zu ſchaffen, 
ihm möglichſt viele Hilfsmittel für den Fall ordnungswidrigen 
Verlaufes des Einlöſungsprozeſſes an die Hand zu geben. Denn 
wenn der Scheck ſeine ihm zugeteilte Aufgabe, ein Zahlungs⸗ 
mittel, ein Surrogat für die Zahlung mit barem Gelde zu ſein, 
tatſächlich erfüllen ſoll, muß er vom Empfänger ſo gern genommen 
werden wie bar Geld. Soll das aber der Fall ſein, dann muß 
der Empfänger ſo geſtellt ſein, „als ob er nicht ein Stück Papier, 
ſondern Geld als Zahlung empfangen hätte“. 19 


Fünfter Abſchnitt. 
8 11. 
Die Abertragung. 


Außer den Rechtsverhältniſſen zwiſchen Ausſteller und Be⸗ 
zogenem, Ausſteller und Empfänger ſowie Bezogenem und Emp⸗ 
fänger, die durch den Scheckvorgang an ſich geſchaffen werden, 
des She weitere rechtliche Beziehungen durch die Übertragung 
es Schecks. 

Hierfür ſind drei verſchiedene Formen möglich. Gleich wie 
die Anweiſung kann der Scheck durch ſchriftlichen, nicht not⸗ 
wendig in der Urkunde ſelbſt fixierten Vertrag mit dem Dritten, 
der den Scheck erwerben ſoll, unter gleichzeitiger Aushändigung 
der Urkunde ſelbſt übertragen werden ($ 792 Abſ. 1 BGB.). Auf 
dieſe Vertragsform finden die für die Abtretung einer Forderung 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung ($ 792 Abſ. 3 Satz 2). 
Des weiteren kann der Scheck durch formloſe Übergabe und durch 
Indoſſament übertragen werden. Nur für die letzte Form ſtellt 
das Geſetz beſondere Grundſätze auf. Die Indoſſabilität iſt von 
einer poſitiven Vorausſetzung abhängig gemacht, nämlich der, daß 
der Scheck auf einen beſtimmten Zahlungsempfänger geſtellt iſt, 
und einer negativen, dem Fehlen der Rektaklauſel, „nicht an 
Order“ oder ein gleichbedeutender Zuſatz, durch welche der Aus⸗ 
ſteller die Übertragbarkeit ausgeſchloſſen hat (Abſ. 1 8 8). 

In betreff der Form des Indoſſaments, der Legitimation 
des Beſitzers eines indoſſierten Schecks und ihrer Prüfung ſowie 
der Verpflichtung des Beſitzers zur Herausgabe gilt Wechſelrecht. 
Das Geſetz verweiſt auf die Vorſchriften, welche die Wechſelordnung 
in den Art. 11—13, 36 u. 74 aufſtellt. 


m Moltmann, BA. Bd. 4 S. 24 Sp. I. 
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Das Indoſſament muß auf den Scheck oder ein mit ihm 
verbundenes Blatt (Allonge) geſchrieben werden. Das auf eine 
Abſchrift des Schecks geſetzte Indoſſament iſt unwirkſam (8 8 Abſ. 2 
Satz 2). Anders das Indoſſament auf einer Scheckausfertigung. 
Der Geſetzgeber hat das Bedürfnis nach ſolchen für Auslandſchecks 
anerkannt. In 89 iſt die Anfertigung von Duplikaten davon 
abhängig gemacht, daß der Scheck auf einen beſtimmten Zahlungs⸗ 
empfänger geſtellt und im Auslande zahlbar iſt, und beſtimmt, 
daß jede Ausfertigung, wenn ſie nicht als ein für ſich beſtehender 
Scheck gelten ſoll, im Kontexte mit der Bezeichnung „erſte, zweite, 
dritte uſw. Ausfertigung“ oder einem gleichbedeutenden Ausdrucke 
verſehen ſein muß. Die Bezahlung einer der mehreren Aus⸗ 
fertigungen nimmt nur den übrigen ihre Kraft. Dagegen be⸗ 
halten die auf ihnen verzeichneten Indoſſamente für den In⸗ 
doſſanten, welcher mehrere Ausfertigungen an verſchiedene Perſonen 
indoſſiert hat, und für die ſpäteren Indoſſanten, deren Unter⸗ 
ſchriften ſich auf den bei der Bezahlung nicht zurückgegebenen 
Ausfertigungen befinden, ihre Verbindlichkeit. 

Das Blankoindoſſament iſt gültig. Es genügt, wenn der 
Indoſſant nur ſeinen Namen oder ſeine Firma auf die Rückſeite 
des Schecks ſchreibt. Jeder Schecknehmer iſt befugt, die auf dem 
Scheck befindlichen Blankoindoſſamente auszufüllen, kann jedoch 
den Scheck auch ohne dieſe Ausfüllung weiter indoſſieren. 


Der Inhaber eines indoſſierten Schecks wird durch eine zu⸗ 


ſammenhängende, bis auf ihn hinuntergehende Reihe von In⸗ 


doſſamenten als Eigentümer des Schecks legitimiert. Ausgeſtrichene 
Indoſſamente werden bei der Prüfung der Legitimation als nicht 
geſchrieben angeſehen. Die Echtheit der Indoſſamente zu prüfen, 
iſt der Zahlende nicht verpflichtet. a 

Eine Regelung des Nachindoſſaments fehlt im Geſetz. ““ 
Art. 16 WO. iſt nicht anwendbar. Der Scheck erreicht die ihm 
durch ſeinen Charakter als Zahlungsmittel geſteckte natürliche 
Grenze der Zirkulationsfähigkeit durch den Ablauf der Präſen⸗ 
tationsfriſt oder infolge Proteſtes. Ihm nach dieſem Zeitpunkte 
noch die Möglichkeit der Erzeugung weiterer ſcheckrechtlicher Wir⸗ 
kungen, wenn auch nur nach beſtimmter Richtung hin, offen zu 
laſſen, erſcheint unzweckmäßig.“““ 

Ein Indoſſament des Bezogenen iſt ungültig ($ 8 Abſ. 2 
Satz 3). Es begründet eine abſtrakte Schuldverpflichtung des Be⸗ 


192 Gebilligt von Breit, Jur W. 1908 S. 259 ff.; and. M. Cohn, Z. f. HR. 
Bd. 61 S. 45; Rießer, Bemerkungen S. 59. 
19s Henſchel, Sch. S. 265 


et. 2GB, Se 


zogenen gegen jeden ſpäteren Inhaber, erzeugt alſo dieſelben 
Wirkungen wie die verpönte Annahme.!“ 

Das Indoſſament an den Bezogenen gilt als Quittung! 
(8 8 Abſ. 2). Dieſe Vorſchrift iſt Fiktion, nicht Präſumtion. Ein 
Gegenbeweis dahin, es ſei ein vollwirkſames Indoſſament gewollt, 
iſt ausgeſchloſſen.“'s Mit dieſer Beſtimmung iſt das Geſetz einem 
in der Literatur mehrfach geäußerten Wunſche entgegengekommen. 7 
Das Indoſſament an den Bezogenen für ungültig zu erklären, 
würde einem verbreiteten Handelsbrauche zuwiderlaufen, ſich bei 
Verſendung von Orderſchecks zur Einlöſung des Indoſſaments zu 
bedienen. Andrerſeits iſt es nicht angängig, dem Indoſſamente 
an den Bezogenen die volle Wirkung eines Indoſſaments beizu⸗ 
legen. Denn bei mangelnder Deckung würde der Bezogene, nach⸗ 
dem er ſich ſelbſt gegenüber die Einlöſung verweigert hat, als 
Indoſſatar den Regreß gegen Ausſteller und Vormänner geltend 
machen können. Es würde dem Bezogenen ermöglicht werden, 
die Scheckſumme auch bei fehlender Deckung ohne Riſiko zu 
zahlen, und dadurch der Ausſtellung ungedeckter Schecks Vorſchub 
geleiſtet werden. Anſtatt auf Deckung zu halten, würde der 
Bezogene ſein Augenmerk auf gute Vormänner richten. Aus 
einem Zahlungsmittel würde der Scheck zum Kreditpapier werden.““ 

Die Wirkung des Indoſſaments iſt eine durchaus eigen⸗ 
artige.» Das Indoſſament iſt ein von der Zeſſion verſchiedenes 
Rechtsgeſchäft, „ein Rechtsgeſchäft sui generis“. Es übt zwei 
Funktionen aus: die Transportfunktion und die Garantiefunktion. 
Jene bewirkt, daß die Rechte als höchſteigene, ſelbſtändige Rechte 
in der Perſon des Indoſſatars von neuem entſtehen, dieſer eine 
Rechtsſtellung erhält, die unabhängig iſt von etwaigen Mängeln 
derjenigen des Vorgängers, der hauptſächlichſte Unterſchied zur 
Stellung des Zeſſionars, der ja nur die Rechte des Zedenten 
geltend machen kann. Die Garantiefunktion bewirkt ſkriptur⸗ 
mäßige Haftung des Indoſſanten für Eingang der Scheckſumme, 
gibt dem Indoſſatar den Regreßanſpruch. Über die Behandlung 


18 Brunner, DZ. Bd. 13 S. 153 ff. 

a Die Frage, ob ein Blankoindoſſament als Indoſſament an den Bezogenen 
90 ing iſt, iſt beſtritten; vgl. Breit, BA. Bd. 8 S. 257ff.; Brunner a. a. O.; 
Le S ie a BETTEN a S. 50. 
s Brunner, DI. Bd. 13 S. 153 N. 3; Henſchel, SchG. S. 27; 
Leſſing, Sch. S. 83; Rießer, Bemerkungen S. 45, 65 N. 47. 

Buff, Scheckverkehr S. 91; Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 46; Fick a. a. O. 
S. 255 ff.; Hoppenſtedt, Entwurf S. 14; Rießer, Bemerkungen S. 45; 
See e uanın S. 16; and. M. Heckſcher a. a. O. S. 403; Pavlicek, Der 
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des Regreſſes im Geſetze vgl. die obigen Ausführungen, denen 
folgendes hinzuzufügen iſt. Der Regreß des Inhabers iſt Sprung⸗ 
und Variationsregreß; nach $ 18 Abſ. 1 kann der Inhaber ſich 
wegen ſeiner ganzen Regreßforderung an alle Verpflichteten (ſoli⸗ 
dariſche Haftung) oder auch nur an einige oder an einen derſelben 
halten, ohne dadurch ſeinen Anſpruch gegen die nicht in Anſpruch 
genommenen Verpflichteten zu verlieren. Es ſteht in ſeiner Wahl, 
welchen Verpflichteten er zuerſt in Anſpruch nehmen will. 
kann den ſchon erhobenen Anſpruch wieder fallen laſſen und 
andere Regreßpflichtige haftbar machen. 

Die Haftung des Regreßſchuldners entſpricht den Grundſätzen 
des § 421 BGB. Die übrigen Vorſchriften über Geſamtſchuld⸗ 
verhältniſſe können nicht ohne weiteres 5 beanſpruchen.?“ 
Unanwendbar ſind infolge der beſonderen Natur des Scheckregreſſes 
die 88 422 u. 426 BGB. 

Jeder Indoſſant kann durch die ſogen. Angſtklauſel „ohne 
Gewährleiſtung“ oder einen gleichbedeutenden Vorbehalt, z. B. „ohne 
Obligo“, ſeinem Indoſſament die verbindliche Kraft, die Garantie⸗ 
funktion nehmen (8 15 Abſ. 3). Die Vorſchrift des § 15 Abſ. 3, 
die an ſich nur das echte Indoſſament betrifft, wird auch auf den 
Inhaberſcheck auszudehnen ſein. Der Inhaber kann zwecks Beweis⸗ 
ſicherung ein Intereſſe daran haben, ſeinen Namen auf die Rück⸗ 
ſeite zu ſetzen, ohne aber die Haftung aus $ 15 Abſ. 2 übernehmen 
zu wollen.! Hinſichtlich der Benachrichtigung der Vormänner 
und ihres Einlöſungsrechtes ſowie der Befugnis zur Ausſtreichung 
von Indoſſamenten finden die Art. 45—48 u. 55 WO. mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß der Inhaber des ver⸗ 
geblich zur Zahlung vorgelegten Schecks verpflichtet iſt, ſeinen 
unmittelbaren Vormann innerhalb zweier Tage nach der Aus⸗ 
ſtellung der im § 16 Abſ. 1 bezeichneten Erklärung, Beſcheinigung 
oder Proteſturkunde, ſpäteſtens aber innerhalb zweier Tage nach 
dem Ablaufe der Vorlegungsfriſt von der Nichtzahlung des Schecks 
zu benachrichtigen (§S 17). Die Verjährung des Regreßanſpruches 
eines Indoſſanten beginnt, wenn er vor Erhebung der Klage 
gegen ihn gezahlt hat, vom Tage der Zahlung, in allen übrigen 

ällen vom Tage der Erhebung der Klage (8 20 Abſ. 2). Iſt auf 
einem Scheck die Unterſchrift des Ausſtellers oder eines Indoſſanten 
gefälſcht, bleiben diejenigen verhaftet, deren Unterſchriften echt ſind 


200 So Conrad, Handb. S. 268; Leſſing, Sh®. S. 155; Staub- 
Stranz a. a. O. Art. 81 WO. N. 1 ff.; and. M. Merzbacher, Sch. S. 48; 
Kuhlenbeck, Komm. S. 84. 

201 Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 90; Conrad, Handb. S. 262; Henſchel, 
Sch. S. 42; Kuhlenbeck, Komm. S. 79; Leſſing, SchG. S. 216f.; Merz⸗ 
bacher, SchG. S. 49; and. M. Buff, SchG. S. 76; Schiebler, Schü. S. 42. 
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($ 23); denn jede Unterſchrift, wenn fie nur auf einen äußerlich 
formell gültigen Scheck geſetzt wird, erzeugt eine ſelbſtändige Ver⸗ 
pflichtung des Unterzeichners. “'? Aus der gefälſchten Unterſchrift 
entſteht nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen keine Rechtsverbind⸗ 
lichkeit (exceptio in rem). Die Haftung aus einem Scheck, deſſen 
Inhalt gefälſcht iſt, iſt der Beurteilung der Rechtſprechung im 
einzelnen Falle überlaſſen.? ss Für die im Auslande girierten 
Schecks findet gemäß § 26 das ausländiſche Recht Anwendung. 

Eine Art Indoſſament iſt auch beim Inhaberſcheck zuläſſig. 
Nach § 15 Abſ. 2 haftet mit Ausnahme des Bezogenen jeder, der 
ſeinen Namen oder ſeine Firma auf die Rückſeite des Schecks 
geſetzt hat, dem Inhaber für Einlöſung. Dieſe Erklärung iſt aber 
in Wahrheit ein Indoſſament nicht, nur ein „Quaſiindoſſament“, 
ein „hinkendes Indoſſament“, 206 das zwar Garantiefunktion, nicht 
aber Transport⸗ und Legitimationsfunktion ausübt; es erzeugt 
„keine Haftung aus Indoſſament, ſondern eine Skripturhaftung 
beſonderer Art, für die es an jeder Analogie bisher fehlt“. 

Die Rechtslage des Indoſſatars iſt nach dieſen Ausführungen 
alſo die gleiche wie die des Scheckempfängers. Auch ihm ſtehen 
im Falle der Leiſtungsverweigerung die gegen den unmittelbaren 
Vormann gerichtete Vertragsklage, die Bereicherungsklage, event. 
die allgemeine Schadenserſatzklage gegen den Ausſteller und die 
ſchärfſte und wertvollſte Waffe, die Regreßklage gegen Ausſteller 
und Indoſſanten zur Seite. 


Sechſter Abſchnitt. 
8 12. 
Kraftloserklärung und Einlöſungsverbot. Scheckprozeß. 


Das Geſetz hat für den Fall des Verluſtes oder der Ver⸗ 
nichtung des Schecks in § 27 Beſtimmungen getroffen. Doch 
hat es davon abgeſehen, eingehende, von den Vorſchriften der 
Zivilprozeßordnung abweichende Normen über das Aufgebotsver⸗ 
fahren des Schecks aufzuſtellen, weil dieſes bei der raſchen Ab⸗ 
wicklung aller auf dem Scheck beruhenden Rechtsverhältniſſe voraus⸗ 


202 RO HG. Bd. 1 S. 28, 288. 

203 Begr. ©. 32; vgl. hierzu die Grundſätze des RG. in Bd. 28 S. 121, 
Bd. 32 S. 38, Bd. 54 S. 386 ff. und die Literatur bei Staub⸗Stranz a. a. O. 
Art. 76 N. ff 

208 Rießer, Bemerkungen S. 64. 

28 Brunner, Bd. 13 S. 153. 8 

207 Breit, DZ. Bd. 13 S. 241, Leipz. Z. Bd. 2 S. 257ff. Das Indoſſa⸗ 
mentsrecht des Geſetzes iſt lückenhaft, weil die Art. 9, 15, 16, 17 und teilweiſe auch 
10 nicht übernommen find (vgl. Cohn, Z. f. HR. Bd. 61 S. 44). 
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ſichtlich für den Schedverfehr nur geringe Bedeutung gewinnen 


wird. s Abhanden gekommene oder vernichtete Schecks, gleichgültig 
ob Inhaber⸗, Order⸗ oder Rektaſcheck, können im Wege des Auf⸗ 
gebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden. Die ſechsmonatliche 
Aufgebotsminimalfriſt ($ 1015 ZPO.) iſt auf zwei Monate herab⸗ 
geſetzt (8 27 Abſ. 1). Nach Einleitung des Verfahrens kann der 
Berechtigte — falls der Scheck zwar rechtzeitig zur Zahlung vor⸗ 
gelegt, aber dishonoriert worden iſt — vom Ausſteller Zahlung 
fordern, wenn er bis zur Kraftloserklärung Sicherheit ſtellt. 
Während der Entwurf von 1907 (§ 25 Abſ. 2) ihn im Falle der 
Nichtleiſtung einer Sicherheit berechtigte, Hinterlegung des Scheck⸗ 
betrages zu verlangen, hat das Geſetz von der Gewährung einer 
ſolchen Befugnis Abſtand genommen. Die Zahlungsſperre, d. h. 
das Verbot der Bezahlung des Schecks, iſt nach geltendem Rechte 
im Gegenſatz zum Entwurfe von 1907, der ſie für alle Arten des 
Schecks zuließ, auf den Inhaberſcheck beſchränkt. 2 

Die Zahlungsſperre hat die Wirkung, daß eine ihr zuwider 
geſchehene Einlöſung des Schecks dem Antragſteller gegenüber 
unwirkſam iſt. 

In zweckentſprechender Weiſe hat in § 28 das Geſetz ein be⸗ 
ſonderes Prozeßrecht normiert für alle diejenigen Klagen, in 
welchen ein Anſpruch auf Grund ſeiner Beſtimmungen geltend 
gemacht wird. Zu dieſen Klagen gehören die Regreßklage aus 
§ 15, die Bereicherungsklage aus § 21 und die Schadenserſatz⸗ 
anſprüche gegen den Bezogenen wegen Übertretung des Verrech⸗ 
nungsgebotes aus § 14 Abſ. 2. Sofern in erſter Inſtanz die 
Landgerichte zuſtändig ſind, gehören dieſe Rechtsſtreitigkeiten vor 
die Kammern für Handelsſachen (§8 100 — 118 GG.), in letzter 
Inſtanz ausſchließlich vor das Reichsgericht ($ 8 Abſ. 2 EG. z. 
EPG); (8 28 Abſ. 1 u. 2). Auf die Geltendmachung von Regreß⸗ 
anſprüchen aus einem Scheck finden wegen der Kurzfriſtigkeit des 
Schecks die den Wechſelprozeß betr. Vorſchriften der 88 602 bis 
605 ZPO. entſprechende Anwendung. Scheckregreßprozeſſe find 
Ferienſachen (Abſ. 3 des zitierten Paragraphen). 

Die Zuſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen begründen 
die Motive (S. 23) damit, daß der Scheck, wenn er auch kein 
ſpezifiſch handelsrechtliches Inſtitut iſt, doch vorzugsweiſe dem 
kaufmänniſchen Verkehre dient, die Zuſtändigkeit des Reichsgerichts 
Reiche. Rückſicht auf Einheitlichkeit der Rechtſprechung im ganzen 

eiche. 
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Begr. S. 33. 
200 88 1019 u. 1022 ZPO. 
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Bereicherungs⸗, Schadenserſatz⸗ und Vertragsklage werden im 
gewöhnlichen Prozeß bezw., falls die Vorausſetzungen vorliegen, 
im Urkundenprozeß geltend gemacht. 


Siebenter Abſchnitt. 


9 13. 
Juriſtiſche Natur. 


Bisher, entbehrend eigentümlicher Normen, dem Rechte der An⸗ 
weiſung unterſtellt, mußte der Scheck ſeiner rechtlichen Natur nach 
als Anweiſung gelten, wenn auch als eine qualifizierte, eine 
Abart der Anweiſung. Nachdem nunmehr durch das Geſetz der 
Scheck ſein Recht erhalten hat, entſteht die Frage, ob er nach 
dieſem Rechte noch unter den Rechtsbegriff „Anweiſung“ ſich ſub⸗ 
ſumieren läßt. Die tiefgreifenden Abweichungen von den Grund⸗ 
ſätzen dieſer, das Erfordernis des Guthabens, die Zuläſſigkeit der 
Stellung auf den Inhaber, das Verbot der Annahme, die Zahl⸗ 
barkeit bei Sicht, der Ausſchluß des Widerrufs während der 
Präſentationsfriſt, der ſkripturmäßige Regreß, widerſprechen derart 
der Natur der Anweiſung, daß eine Subſumtion des Schecks 
unter ihren Begriff wohl unmöglich iſt. Man wird nicht umhin 
können, den Scheck des Geſetzes ſeiner ganzen Anlage nach als 
ein ſonderrechtliches Gebilde, ein ſelbſtändiges, eigenartiges Inſtitut 
des modernen Rechts zu betrachten,?! deſſen Unterordnung unter 
einen der vorhandenen Rechtsbegriffe einer Vergewaltigung ſeiner 
rechtlichen Eigenart gleichkommen würde. Die Motive zum Ent⸗ 
wurfe von 1892 S. 14 bezeichnen ihn als „ein eigentümliches 
Rechtsgebilde, welches zwar Elemente verwandter Inſtitute, wie 
der Anweiſung, des Mandats und der Zeſſion, in ſich aufge⸗ 
nommen hat, ſich aber in ſeiner durchaus ſelbſtändigen Aus⸗ 
geſtaltung keinem einzelnen dieſer Rechtsinſtitute unterordnet. 
Insbeſondere iſt im Gegenſatz zum englichen Rechte die Auffaſſung 
ausgeſchloſſen, daß der Scheck eine Abart des gezogenen Sicht⸗ 
wechſels ſei, von dem er ſich nach ſeiner rechtlichen Natur und 
wirtſchaftlichen Bedeutung weſentlich unterſcheidet“. 


0 Cohn, 3. f. HR. Bd. 61 S. 123. 
211 So auch Merzbacher im Recht Bd. 11 S. 1041: „Der Scheck iſt ein 
neues, eigenartiges Rechtsgebilde“. 5 
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Achter Abſchnitt. 


Der Scheck in Beziehung zur Wirtſchaft. 
8 14. \ 
Die wirtſchaftliche Wirkung. 


Der Scheck erzeugt bei normaler Anwendung die gleiche 
wirtſchaftliche Wirkung im Leiſtungskomplexe der beteiligen Per⸗ 
ſonen wie die Anweiſung, eine Leiſtungserſparnis. Die doppelte 
Direkte Leiſtung wird erſetzt durch eine in der Perſon eines Dritten 
und durch die Perſon eines Dritten bewirkte Leiſtung. !? Der 
Ausſteller vollzieht die ihm gegenüber dem Empfänger obliegende 
Verpflichtung durch die Perſon des Bezogenen, und dieſer leiſtet 
dem Ausſteller in der Perſon des Empfängers. Durch eine indirekte 
„Vollzugsleiſtung“ werden alſo zwei direkte „Grundleiſtungen“ 
vollzogen. Es tritt an die Stelle des Weges B A - E der 
kürzere B—E. Dieſe Wirkung tritt natürlich um fo ſtärker her⸗ 
vor, je öfter die Urkunde durch Übertragung weiter begeben wird; 
es tritt an die Stelle des Weges B— A— E’— E2— E.. — Ex im 
Falle der Übertragung der ungleich kürzere Weg B—E*. 


8 15. 
Die wirtſchaftliche Bedeutung. 


Durch das Erfordernis des Guthabens und die Beſchränkung 
der paſſiven Scheckfähigkeit auf Banken und Bankiers iſt dem Scheck 
gegenüber der Anweiſung in privat⸗ und volkswirtſchaftlicher Be⸗ 
ziehung eine eminente Bedeutung beigelegt worden. Während ſchon 
aus der Benutzung der Anweiſung nicht geringe Vorteile in privat⸗ 


| wirtſchaftlicher Hinſicht erwachſen, wie Erſparnis an Raum, Zeit, 


Mühe, Koſten, Transport und Transportmitteln, entſtehen beim 
Scheck eben infolge der bewußten und ſtrikten Befolgung des Prinzips 
der geſellſchaftlichen Arbeitsteilung, das ſeinen Ausdruck findet in 
der Beſchränkung der paſſiven Scheckfähigkeit, und infolge der Not⸗ 
wendigkeit des Guthabens die gleichen Vorteile in weit größerem 

Umfange und werden durch eine Reihe weiterer wertvoller Vor⸗ 
teile vermehrt. Der Ausſteller hat nicht nötig, große Mengen 
Zahlungsmittel in ſeiner Kaſſe zu führen, wie bei der Barzahlung; 
dieſe beſorgt für ihn der gewerbsmäßig erfahrene Bankier. In 
der Hauptſache iſt er überhaupt eigener Kaſſenführung überhoben; 


212 Windſcheid, Die indirekte Vermögensleiſtung, in der Feſtgabe der 
ziger Juriſtenfakultät für Dr. Otto er S. 1f. 
Leipziger Juriſtenfakultät für Dr. Otto Müll 8 1f 
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er entgeht damit den ſchweren Gefahren, welche dieſe mit ſich 
bringt, z. B. Diebes⸗ und Feuersgefahr; denn an Stelle ſeiner eignen 
Gefahr iſt die volle perſönliche Haftung des Verwahrers getreten, 
ein Vorteil, dem nicht geringer Einfluß auf die Ausbildung des 
Scheckverkehrs überhaupt zuzuſchreiben ſein dürfte; er entgeht den 
Sorgen und Mühen der Barmittelaufbewahrung, ſpart Raum, 
Zeit, Verſendungskoſten und beſondere Transportmittel, die bei 
größeren Zahlungen nötig werden, Boten und kundiges Kaſſen⸗ 
perſonal, das ſich auf das Zählen und Prüfen des Geldes ver⸗ 
ſteht. Er iſt einer umfangreichen, komplizierten Buchführung 
überhoben, die bezüglich der Depotgelder dem Bankier obliegt. Durch 
den Umſtand, daß die Bank den von ihr bezahlten Scheck als 
Quittung der Einlöſung aufbewahrt, iſt er ſicher geſchützt gegen 
mehrfache Bezahlung derſelben Schuld. Sein Geld iſt, da die 
Banken 2s regelmäßig eine wenn auch geringe Depotverzinſung 
gewähren, produktiv angelegt, ohne daß es für ihn weniger leicht 
beweglich wäre wie zuvor; denn er kann jederzeit mittels Schecks 
darüber verfügen.?“ Mit Recht jagt daher Munzinger ““ 
vom Scheck: „Es iſt durch ein einfaches Stück Papier gelungen, 
die Sicherheit und Fruchtbarkeit des ruhigen Depoſitums zu 
vereinigen mit der Beweglichkeit und Leichtigkeit des raſchen Ver⸗ 
kehrs“. Dazu kommt, daß der Scheck vermöge ſeiner Ausfüll⸗ 
barkeit durch den gerade zu zahlenden Betrag dem Bedürfniſſe des 
einzelnen Zahlgeſchäfts ſich anſchmiegt und damit dieſem eine 
bedeutende techniſche Erleichterung verſchafft. 

Geringer zwar, aber immer noch wertvoll iſt der Vorteil, 
den der Bezogene, die Bank oder der Bankier, durch den Scheck⸗ 
verkehr genießt. In ſeiner Hand ſammeln ſich große Kapitalien 
an, die er unter gewiſſen Vorausſetzungen nutzbringend verwerten 
darf, wobei ihm, da der von ihm gewährte Depotzins meiſt ein 
geringer iſt, erheblicher Zinsgewinn zuwächſt. 

Wenn ſchon für die Privatwirtſchaft der Scheck infolge jener 
durch das Geſetz bedingten materiellen Vorausſetzungen von hoher 
Bedeutung iſt, ſo tritt dieſe doch erſt dann klar zutage, wenn 
wir den Scheck in ſeiner Beziehung zur Volkswirtſchaft kennen 
lernen, die ihm dort zufallende Aufgabe und ihre glänzende Löſung 
uns vor Augen führen.“ 


213 Nicht die 8 8 5 

214 Fick a. a. O. S. 23ff; Loeb a. a. O. S. 7. 5 wel und 
Aufſätze S. 215f.; Kuhlenbeck, Der Scheck S. 48ff., Fe S. 1ff.; Rießer 
in? deſt Be Veröffentlichungen des Mitteleuropäiſchen Wirtſchaftsvereins in Deutſch⸗ 


215 Mot. z. Entw. eines ſchweizer. HR. S. 399 (bei Fick a. a. O. S. 20). 
210 pgl. Fick a. a. O. S. 16 ff.; Kuhlenbeck, Der Scheck S. 56ff. 
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Daß die Vorteile und der Nutzen, die dem einzelnen aus der 
Verwendung des Schecks in ſeinem Zahlungsverkehr erwachſen, 
zugleich auch Vorteile und Nutzen der geſamten Volkswirtſchaft 
find, bedarf keines Beweiſes. Die Volkswirtſchaft iſt ja doch nichts 
anderes als „eine vielfache Potenz der privaten und forporativen 
Wirtſchaftseinheiten “.?!“ Je wirtſchaftlicher innerhalb dieſer Ein⸗ 
heiten gearbeitet wird, je größer die infolgedeſſen erzielten Gewinne 
des einzelnen ſind, um jo mehr vermehrt ſich das Nationalvermögen, 
wächſt der Nationalwohlſtand. 

Das vom Geſetze aufgeſtellte Erfordernis des Guthabens 

wingt den am Scheckverkehr Beteiligten zur produktiven Anlage 
feiner Gelder. Es reißt dieſe Gelder „aus ihrer Trägheit heraus, 
ſetzt ſie in Umlauf und macht ſie nutzbar dem Eigentümer, der 
ſie bei dem Bankier hinterlegt, dem Bankier, der ſie gewerblichen 
Unternehmungen vorſchießt, dem Unternehmer, der ſie verwendet 
und fruchtbar macht, dem Arbeiter, dem der Unternehmer Arbeit 
beſorgt und deſſen Wohlſtand wächſt mit dem Wohlſtande ſeines 
Geſfchäftsherrn“. 21s Es verhindert daher, daß aus der Nichtbenutzung 
verfügbarer Gelder der Volkswirtſchaft ein Schaden erwächſt; denn 
unbenutztes Spargeld der Privaten iſt volkswirtſchaftlicher Nach⸗ 
teil, „zwar kein damnum emergens, wie es der reine luxuriöſe 
Konſum iſt, wohl aber ein lucrum cessans, und beide Begriffe 
fallen bekanntlich nach juriſtiſcher und ökonomiſcher Anſchauung 
unter denjenigen des Vermögensnachteils“. Das Guthaben übt 
alſo zu gleicher Zeit zwei verſchiedene Funktionen aus: es dient 
als Grundlage des Zahlungsverkehrs desjenigen, der es beim 
Bankier hinterlegt hat, und es dient der Gütererzeugung, indem 
es der Bankier durch Kreditgewährung an gewerbliche Unter⸗ 
nehmungen verwendet.“ 

Durch die Beſchränkung der paſſiv Scheckfähigen iſt die Zahl 
der möglichen Bezogenen verhältnismäßig klein. Infolgedeſſen 
fließen in dieſen Konzentrationspunkten große Kapitalien zu⸗ 
ſammen, die erſt die volle Ausnutzung des Geldes geſtatten, aus 
ihm eine Verkehrsmacht ſchaffen. „A million in the hands of a 
single banker is a great power; he can at once lend it where 
he will, and borrowers can come to him, because they know 
or believe, that he has it. But the same sum scattered in 
tens and fifties through a whole nation is no power at ale: 
no one knows, where to find it or whom to ask for it. Con- 
centration of money in banks, though not the sole cause, is 


217 Kuhlenbeck, Der Scheck S. 56. 

218 Blanche bei Le Mercier, Etude sur les chöques p. 2 (zit. bei Fick 
a. a. O. S. 16). 

219 Rießer a. a. O. S. 40. 


the principle cause, which has made the Money Market of 
England so exceedingly rich, so much beyond that of other 
countries.“ 220 
Die Bank erhält durch die Beſorgung des Zahlungsverkehrs 
ihres Kunden Einblick in ſeine Vermögenslage und lernt ſein 
geihätttines Verhalten ſowie feine Kreditwürdigkeit kennen, fo 
aß ſie ihm gegebenenfalls leichter mit ihren Mitteln bei geſchäft⸗ 
lichen Unternehmungen Unterſtützung leiſten wird. Damit werden 
die ſchlimmen Folgen des Borgſyſtems vermieden und dem ganzen 
Geſchäftsleben eine geſunde Grundlage gejchaffen.??1 

Ein entwickelter Scheckverkehr erſetzt zum Teil das Metall⸗ 
geld, deſſen Vorrat bei ſteigendem Verkehre unzureichend wird. 
Durch Verringerung des Metallgeldes wird nicht nur erheblicher 
Schaden durch Metallverluſt vermieden, ſondern es wird vor allem 
bedeutender Nutzen durch Zinsgewinn erreicht.??? Denn „ die kur⸗ 
ſierende Münze iſt totes Kapital, das erſt der Verwertung 
harrt“.22“ Auch der Umlauf von Banknoten kann beſchränkt und 
infolgedeſſen die Goldreſerve der Reichsbank herabgeſetzt werden, 
wodurch neue Barmittel, die ja nie entbehrt, durch kein Zahlungs⸗ 
ſurrogat erſetzt werden können, dem Verkehre zugeführt werden. 
Alle dieſe Momente bedingen, ſoweit der Preis des Geldes durch 
ſie beeinflußt wird, eine Verbilligung desſelben und damit einen 
Aufſchwung der Güterproduktion und des ganzen Geſchäftslebens 
mit ſeiner großen volkswirtſchaftlichen Bedeutung. 


% BA gehot, Lombard Street 10. Aufl. ©. 516 (zit. bei Obſt, Geld⸗, 
Bank- und Börſenweſen S. 213). 

1 Buff, Scheckverkehr S. 4; Heyn Bd. 3 S. 108 Sp. II. 

223 So gegenwärtig in Deutſchland. 

228 pgl. den Aufſatz von Heyn Bd. 3 S. 107ff. ö 
18050 5 . Die nordiſchen SchG. und das deutſche Scheckrecht, Diſſ. Kiel 


Speztaldruckerei für Differtationen, Robert Noske, Borna⸗Leipzig. 


Lebenslauf. 


Am 23. Auguſt 1884 bin ich zu Jauer in Schleſien geboren 
als Sohn des Kaufmanns Guſtav Tſchakert und ſeiner Ehefrau 
Hedwig, geb. Müller. Ich bin Preuße, katholiſcher Religion. Nach⸗ 
dem ich bis Oſtern 1895 die katholiſche Volksſchule in Jauer be⸗ 
ſucht hatte, bezog ich das Königliche Gymnaſium in Jauer, wo 
ich Oſtern 1904 das Zeugnis der Reife erhielt. Ich ſtudierte 
hierauf in Leipzig und Breslau Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft 
und beſtand am 9. April 1908 am Königlichen Oberlandesgericht 
in Breslau die erſte juriſtiſche Staatsprüfung. Am 18. April 1908 
wurde ich zum Referendar ernannt und zunächſt dem Amts⸗ 
gericht in Jauer zur Ausbildung überwieſen. Am 23. Juni 1908 
beſtand ich das examen rigorosum. Vom 1. Oktober 1908 bis 
30. September 1909 genügte ich im 5. Niederſchleſiſchen Infanterie⸗ 
Regiment Nr. 154 der Militärpflicht. 

Den Referenten dieſer Arbeit, Herren Geheimrat Profeſſor 
Dr. Dahn und Profeſſor Dr. Herbert Meyer, ſpreche ich hiermit für 
die auf mich verwandte Mühe meinen herzlichſten Dank aus. 
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